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Begründung des Bebauungsplans 
 

1. Lage des Plangebietes 
 

1.1 Lage in der Region 
 

 
Darstellung auf der Grundlage von Daten des Landes Brandenburg 

 
Das Plangebiet liegt im Ortsteil Zühlsdorf der Gemeinde Mühlenbecker Land, Landkreis Oberhavel, Land 
Brandenburg, nördlich der Bundeshauptstadt Berlin. 
Die Gemeinde Mühlenbecker Land, bestehend aus den Ortsteilen Mühlenbeck, Schildow, Schönfließ und 
Zühlsdorf, hat ca. 16.150 Einwohner (2021). Ein Anteil von ca. 2.600 EW lebt im OT Zühlsdorf. Die Gemeinde 
gehört zum Landkreis Oberhavel. 
Südwestlich grenzt die Gemeinde Glienicke / Nordbahn an. Weitere Nachbarn sind die Stadt Hohen Neuendorf 
und die Gemeinde Birkenwerder im Westen, die Stadt Oranienburg im Norden, die Gemeinde Wandlitz im 
Osten und das Land Berlin im Südosten. Das nächstgelegene Mittelzentrum ist Oranienburg. 
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1.2 Lage des Plangebietes im Gemeindegebiet 
 
Das Plangebiet des aufzustellenden Bebauungsplanes liegt im Osten des OT Zühlsdorf der Gemeinde Müh-
lenbecker Land. 
 
 
Übersichtsplan Lage des Plangebietes 
 

 
Darstellung auf der Grundlage von Daten des Landes Brandenburg 

 Umgrenzung des Plangebietes 
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1.3 Plangebiet des Bebauungsplanes 
 
Plangebiet des aufzustellenden Bebauungsplans 
 

Lageplan auf der Grundlage der Liegenschaftskarte und des vermessenen Lageplans mit Umgrenzung des Plangebietes 

 Umgrenzung des Plangebietes 
 
Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: 
- durch die Fuchsgasse im Süden 
- durch die Ottostraße im Westen 
- durch die Neue Bahnhofstraße im Norden 
- durch Wald im Osten. 
 
Das Plangebiet umfasst in der Gemeinde Mühlenbecker Land, OT Zühlsdorf, die Flurstücke 1322, 1323, 1324, 
1175/4, 1594, 1175/6, 1175/7, 1325 und 1179, 1180, 1181 und 1182 der Flur 4, Gemarkung Zühlsdorf.  
Es hat eine Größe von ca. 0,91 ha. 
 
 
2. Ziel und Zweck der Planung und Planverfahren 
 
2.1 Ziel und Zweck der Planung 
 
Für das Plangebiet wurde bereits der Bebauungsplan GML Nr. 47 "Wohnbebauung Fuchsgasse-
Ottostraße“ der Gemeinde Mühlenbecker Land aufgestellt, der in der Fassung Juli 2022 in Kraft trat. 
Dieser Bebauungsplan wurde gemäß §13b BauGB auf Grundlage der zur Zeit der Planaufstellung 
geltenden Fassung des BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt. 
Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat am 18. Juli 2023 (4 CN 3.22) entschieden, dass § 13b 
des Baugesetzbuchs (BauGB) mit dem Recht der Europäischen Union, Artikel 3 Absatz 1 in Verbin-
dung mit Absatz 5 der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. 
Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (SUP-
Richtlinie), unvereinbar ist. 
Demnach wurde der Bebauungsplan GML Nr. 47 "Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße“ auf ei-
ner nachträglich für unwirksam erklärten Rechtsgrundlage aufgestellt. Es ist davon auszugehen, 
dass er deshalb nicht als Beurteilungsgrundlage für Vorhaben im Plangebiet anwendbar ist. 
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Es erfolgt deshalb ein erneutes Planverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans "Wohnbebau-
ung Fuchsgasse-Ottostraße“. Die Abgrenzung des Plangebietes und die planerischen Inhalte des 
bisherigen Bebauungsplanes GML Nr. 47 werden hierbei übernommen. Zur Unterscheidung des 
alten und des neuen Bebauungsplanes trägt der neue Bebauungsplan nun die Nummer 63. 
Die erneute Aufstellung des Bebauungsplanes soll gemäß § 13a BauGB als Planungsmaßnahme 
der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren erfolgen. (siehe unter 2.2) 
Die Anpassung des Flächennutzungsplanes im Plangebiet erfolgt, wie auch im bisherigen Bebau-
ungsplan GML Nr. 47, im Wege der Berichtigung gemäß §13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB. 
 
Ziel des Bebauungsplanes GML Nr. 63 "Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße“ ist es, im bisherigen Wo-
chenendhaushausgebiet die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine wohnbauliche Nutzung der Bau-
grundstücke zu schaffen. Im aufzustellenden Bebauungsplan soll als Art der baulichen Nutzung ein Wohnge-
biet festgesetzt werden. Alle Grundstücke im Plangebiet sind bereits bebaut. Teilweise ist eine wohnartige 
Nutzung vorhanden, die bisher jedoch planungsrechtlich nicht zulässig ist, da es sich um ein faktisches Wo-
chenendhausgebiet handelt. Der Bebauungsplan dient der Deckung des Wohnbedarfs, der in der Gemeinde 
Mühlenbecker Land im Allgemeinen und im Plangebiet im Besonderen vorhanden ist. Deshalb ist die Aufstel-
lung eines Bebauungsplanes erforderlich. 
 
Die Erschließung der vorhandenen Erholungsgrundstücke im Plangebiet erfolgt bisher über die anliegenden 
Gemeindestraßen. Diese vorhandene Erschließung soll auch bei zukünftiger Nutzung der Grundstücke im 
Plangebiet als Wohnbaugrundstücke weiterhin genutzt werden. 
 
 
2.2 Planverfahren 
 
2.2.1 Vorbemerkungen 
 
Der Bebauungsplan wurde als Planungsmaßnahme der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach 
§13a BauGB aufgestellt. Nachfolgend werden die hierfür geltenden rechtlichen Anforderungen sowie deren 
Berücksichtigung dargelegt. 
 
 
2.2.2  Rechtliche Voraussetzungen für die Aufstellung eines Bebauungsplanes nach §13a BauGB 
 
Gemäß BauGB wird für Bebauungspläne der Innenentwicklung gemäß §13a BauGB folgendes geregelt: 

 
(1) Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen 
der Innenentwicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. 
Der Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundflä-
che im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von 
insgesamt 
 
1. weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sach-

lichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind, …oder 
 
2. 20.000 Quadratmetern bis weniger als 70.000 Quadratmetern, wenn auf Grund einer überschlägigen Prüfung unter 

Berücksichtigung der in Anlage 2 dieses Gesetzes genannten Kriterien die Einschätzung erlangt wird, dass der 
Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 in der Ab-
wägung zu berücksichtigen wären (Vorprüfung des Einzelfalls); die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden können, sind an der Vorprüfung des Einzel-
falls zu beteiligen.  

 
Wird in einem Bebauungsplan weder eine zulässige Grundfläche noch eine Größe der Grundfläche festgesetzt, ist 
bei Anwendung des Satzes 2 die Fläche maßgeblich, die bei Durchführung des Bebauungsplans voraussichtlich 
versiegelt wird. Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan die Zulässigkeit 
von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Ge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. Das beschleunigte Verfahren ist 
auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten 
Schutzgüter oder dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkun-
gen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

 
(2) Im beschleunigten Verfahren 
1. gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 entsprechend; 
2. kann ein Bebauungsplan, der von Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, 
bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist; die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeinde-
gebiets darf nicht beeinträchtigt werden; der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen; 
3. soll einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, zur Versorgung der 
Bevölkerung mit Wohnraum oder zur Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben in der Abwägung in angemessener 
Weise Rechnung getragen werden; 
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4. gelten in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu 
erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig.  
 
(3) Bei Aufstellung eines Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren ist ortsüblich bekannt zu machen,  
1. dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 

aufgestellt werden soll, in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 einschließlich der hierfür wesentlichen Gründe, 
und   

2. wo sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Pla-
nung unterrichten kann und dass sich die Öffentlichkeit innerhalb einer bestimmten Frist zur Planung äußern kann, 
sofern keine frühzeitige Unterrichtung und Erörterung im Sinne des § 3 Abs. 1 stattfindet.  

Die Bekanntmachung nach Satz 1 kann mit der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 2 Abs. 1 Satz 2 verbunden 
werden. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 erfolgt die Bekanntmachung nach Satz 1 nach Abschluss der 
Vorprüfung des Einzelfalls.  
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Änderung, Ergänzung und Aufhebung eines Bebauungsplans. 

 
Gemäß §13a(2)4. BauGB gelten in den Fällen des §13a(1) Satz 2 Nr. 1 BauGB Eingriffe, die auf Grund der 
Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der plane-
rischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Demnach ist ein Ausgleich des Eingriffes nach dem Naturschutz-
recht nicht erforderlich. Gemäß §1(6)7. BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Belange des 
Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, dennoch zu berück-
sichtigen. Die Berücksichtigung dieser Belange erfolgt im Rahmen der vorliegenden Planbegründung des 
Bebauungsplanes. 
 
 
2.2.3 Begründung der Aufstellung eines Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren nach 

§13a BauGB 
 
§13a BauGB Absatz 1 Satz 1 regelt: 
Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere 
Maßnahmen der Innenentwicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) kann im beschleunigten 
Verfahren aufgestellt werden. 
 
In der Arbeitshilfe Bebauungsplanung (1. überarbeitete und erweiterte Neuauflage Dezember 2022, Mi-
nisterium für Infrastruktur und Landesplanung des Landes Brandenburg) wird hierzu ausgeführt: 
 
F 6   Bebauungspläne der Innenentwicklung (Beschleunigtes Verfahren) 
… 

 

 
… 
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Das Plangebiet des vorliegenden Bebauungsplanes grenzt im Norden, Westen und Süden an den 
durch Wohnnutzungen geprägten im Zusammenhang bebauten Ortsteil von Zühlsdorf. Im Plange-
biet selbst sind alle Grundstücke ebenfalls bereits bebaut. Hier sind Wochenendhäuser vorhanden. 
Das Plangebiet liegt somit innerhalb des Siedlungsraumes des OT Zühlsdorf, welcher östlich des 
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Plangebietes durch den hier angrenzenden Landschaftsraum des LSG Westbarnim klar abgegrenzt 
ist. 
Demnach dient die vorliegende Planung der Verwirklichung einer Planungsmaßnahme der Innenentwicklung. 
 

Ausschnitt Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker 
Land, Karte 6: Schutzgebiete und Objekte (Vorentwurf der 
Neuaufstellung 21.03.2016) mit Kennzeichnung der Lage des 
Plangebietes 
  
          Lage des Plangebietes 

  
 

Legende Landschaftsplan der Ge-
meinde Mühlenbecker Land, Karte 6: 
Schutzgebiete und Objekte (Vorent-
wurf der Neuaufstellung 21.03.2016) 
(Auszug) 
 
 
 
 

 
 

 
Ausschnitt Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker 
Land, Karte 7: Erfordernisse und Maßnahmen (Vorentwurf der 
Neuaufstellung 21.03.2016) mit Kennzeichnung der Lage des 
Plangebietes 
 
Lage des Plangebietes 
 

Legende Landschaftsplan der Ge-
meinde Mühlenbecker Land, Karte 
7: Erfordernisse und Maßnahmen 
(Vorentwurf der Neuaufstellung 
21.03.2016) (Auszug) 
 
 

 

 
 
 

Siedlungswesen 
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§13a BauGB Absatz 1 Satz 2 regelt: 
     Der Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in ihm eine zu-

lässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung oder eine Größe der 
Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt 

     1. weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in 
einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurech-
nen sind, (…)  

 

Größe des Plangebietes:        ca. 0,91 ha 
Größe der geplanten Baugebietsfläche Reines Wohngebiet (WR)   ca. 0,91 ha 
Maximal zulässige Grundfläche gemäß §19(2)BauNVO WR:        1.494 m² 
 

Die geplante Grundfläche gemäß §19(2) BauNVO liegt mit ca. 1.494 m² erheblich unterhalb des Schwel-
lenwertes gemäß §13a(1) Satz 2 Nr. 1 von 20.000 m².  
 

Eine mögliche kumulierende Wirkung mit weiteren Bebauungsplangebieten besteht nicht. 
 
 
 Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan die Zulässigkeit 

von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. 

 

Anlagen und Nutzungen, die auf Grund ihrer erheblichen Auswirkungen einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landes-
recht unterliegen, sind in Wohngebieten nach der Art der baulichen Nutzung nicht zulässig. 
Demnach begründet der aufzustellende Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. 
 
 
 Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchti-

gung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter bestehen.  
 

§1(6) Nr. 7b BauGB betrifft folgende Belange: 
b)   die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes, 

 

Das Plangebiet liegt nicht in einem Natura 2000-Gebiet. Es befinden sich auch keine Natura-2000-Gebiete 
im Einwirkungsbereich der vorliegenden Planung.  
 

Die nächstgelegenen Natura 2000-Gebiete sind in Bezug auf das vorliegende Plangebiet folgende Gebiete 
nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie mit folgenden Entfernungen zum Plangebiet: 

- Fauna-Flora-Habitat-Gebiet (FFH) Lubowsee:  1,5 km nordwestlich des Plangebietes 
- Fauna-Flora-Habitat-Gebiet (FFH) Tegeler Fließtal: 2,5 km südwestlich des Plangebietes 

 

Das Plangebiet grenzt an 3 Seiten an das Siedlungsgebiet und ist bereits mit Wochenendhäusern bebaut. 
Auf Grund der erheblichen Entfernung des Plangebietes zu den genannten Natura 2000-Gebieten sowie we-
gen des zwischen dem Plangebiet und den Schutzgebieten liegenden Siedlungsgebietes kann davon ausge-
gangen werden, dass die vorliegende Planung keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf diese Gebiete 
haben wird oder vorbereitet. 
 
Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfäl-
len nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 
 
Im Bundes-Immissionsschutzgesetz ist hierzu geregelt: 
 

§ 50 Planung 
Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen 
Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im 
Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufene Aus-
wirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige 
schutzbedürftige Gebiete, insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitge-
biete und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche 
Gebiete und öffentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich vermieden werden. 

 

In dem vorliegend geplanten reinen Wohngebiet sind keine „Betriebe der unteren Klasse“ oder „Betriebe der 
oberen Klasse“ gemäß Artikel 3 der Seveso-III-Richtlinie oder störfallrelevante Errichtung oder einen störfall-
relevanten Betrieb oder Betriebsbereich im Sinne des § 3 (5) BImSchG zulässig. 
Das Plangebiet liegt nicht im Einwirkungsbereich von bekannten störfallrelevanten Betrieben oder Betriebsbe-
reichen. 
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Gemäß §13a(2)3. BauGB soll ein Bebauungsplan der Innenentwicklung einem Bedarf an Investitionen 
zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum oder zur Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben in 
der Abwägung in angemessener Weise Rechnung getragen werden 
 
Durch den vorliegenden Bebauungsplan soll mit der geplanten Festsetzung eines reinen Wohngebietes die 
Zulässigkeit von Wohnnutzungen begründet werden. Hierdurch soll ein Beitrag zur Deckung des Wohnbedarfs 
geleistet werden, der insbesondere durch die bisherigen Nutzer und Eigentümer des Plangebietes besteht. 
 
 
3. Übergeordnete Planung 
 

3.1 Raumordnung und Landesplanung 
 

3.1.1 Rechtliche Grundlagen der Raumordnung und Landesplanung 
 

Für Planungen und Maßnahmen der Gemeinde Mühlenbecker Land ergeben sich die Erfordernisse der Raum-
ordnung im Sinne des § 3 Ziff. 1 ROG insbesondere aus 

•  Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007 (GVBI. 1 S. 235) 
•  Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) in der Fassung der Verord-

nung vom 29.04.2019, (GVBl. II - 2019, Nr. 35), in Kraft getreten mit Wirkung vom 01.07.2019 
 
3.1.2 Berücksichtigung der Anforderungen gemäß LEP HR und LEPro 2007 in der vorliegenden  
 Planung 
 
Anforderungen an die vorliegende Planung gemäß LEP HR und LEPro 2007 
 

 Zeichnerische Festlegungen des Landesentwicklungsplanes Hauptstadtregion Berlin-Branden-
burg (LEP HR) 

 

Gemäß Festlegungskarte des LEP HR kommt der Gemeinde Mühlenbecker Land keine zentralörtliche Funk-
tion zu. Das Gemeindegebiet liegt außerhalb des Entwicklungsraumes Siedlung gemäß Ziel Z 5.6 Absatz 1. 
Das Plangebiet liegt auch außerhalb der Flächen des Freiraumverbundes gemäß Ziel 6.2. 
 

 Siedlungsentwicklung 
 

Grundsatz aus § 5 Abs. 1 LEPro 2007 
die Siedlungsentwicklung soll auf Zentrale Orte und raumordnerisch festgelegte Siedlungsbereiche aus-
gerichtet werden; 
 

Grundsatz aus § 5 Abs. 2 LEPro 2007 
die Innenentwicklung soll Vorrang vor der Außenentwicklung haben; Erhaltung und Umgestaltung des 
baulichen Bestandes in vorhandenen Siedlungsbereichen und Reaktivierung von Siedlungsbrachflächen 
sollen Priorität haben; 
 

Grundsatz aus § 5 Abs. 3 LEPro 2007 
verkehrssparende Siedlungsstrukturen sollen angestrebt werden; In den raumordnerisch festgelegten 
Siedlungsbereichen, die durch schienengebundenen Personennahverkehr gut erschlossen sind, soll sich 
die Siedlungsentwicklung an dieser Verkehrsinfrastruktur orientieren.   
 

Grundsätze 5.1 LEP HR Innenentwicklung und Funktionsmischung  
(1) Die Siedlungsentwicklung soll unter Nutzung von Nachverdichtungspotenzialen innerhalb vorhande-
ner Siedlungsgebiete sowie unter Inanspruchnahme vorhandener Infrastruktur auf die Innenentwicklung 
konzentriert werden. Dabei sollen die Anforderungen, die sich durch die klimabedingte Erwärmung ins-
besondere der Innenstädte ergeben, berücksichtigt werden.   
(2) Die Funktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Bildung und Erholung sollen einander räumlich zuge-
ordnet und ausgewogen entwickelt werden.   
 

Ziel 5.2 LEP HR Anschluss neuer Siedlungsflächen  
(1) Neue Siedlungsflächen sind an vorhandene Siedlungsgebiete anzuschließen.  
(2) Für Gewerbe- und Industrieflächen sind Ausnahmen von Absatz 1 zulässig, wenn besondere Erfor-
dernisse des Immissionsschutzes oder der Verkehrserschließung ein unmittelbares Angrenzen neuer 
Flächen an vorhandene Siedlungsgebiete ausschließen. 
 

Z 5.3  Umwandlung von Wochenend- oder Ferienhausgebieten und von weiteren Siedlungsflächen  
Die Umwandlung von Wochenend- oder Ferienhausgebieten und von weiteren hochbaulich geprägten 
Siedlungsflächen im Außenbereich in Wohnsiedlungsflächen ist zulässig, wenn sie an die vorhandenen 
Siedlungsgebiete angeschlossen sind.  

 

Ziel 5.4 LEP HR Erweiterung von Streu- und Splittersiedlungen  
Die Erweiterung von Streu- und Splittersiedlungen ist zu vermeiden.  
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Ziel 5.5 LEP HR Örtlicher Bedarf/ Eigenentwicklung  
(1) In allen Gemeinden oder Gemeindeteilen, die keine Schwerpunkte für die Wohnsiedlungsflächenent-
wicklung gemäß Z 5.6 sind, ist eine Wohnsiedlungsentwicklung für den örtlichen Bedarf im Rahmen der 
Eigenentwicklung nach Absatz 2 möglich.   
 

(2) Die Eigenentwicklung ist durch Innenentwicklung und zusätzlich im Rahmen der Eigenentwick-
lungsoption mit einem Umfang von bis zu 1 ha / 1000 Einwohnerinnen und Einwohner (Stand 31. Dezem-
ber 2018) für einen Zeitraum von zehn Jahren für Wohnsiedlungsflächen festgelegt. Wohnsiedlungsflä-
chen, die in Flächennutzungsplänen oder in Bebauungsplänen vor dem 15. Mai 2009 dargestellt bzw. 
festgesetzt wurden, aber noch nicht erschlossen oder bebaut sind, werden auf den örtlichen Bedarf an-
gerechnet. 

 
Berücksichtigung in der vorliegenden Planung: 
 

Das Plangebiet liegt im OT Zühlsdorf und ist von 3 Seiten von Siedlungsgebiet umgeben, welches durch 
Wohnnutzungen geprägt ist. Bei der vorliegend geplanten Umnutzung von Wochenendhausgrundstücken in 
Wohnbaugrundstücke handelt es sich um die Umgestaltung des baulichen Bestandes im vorhandenen Sied-
lungsbereich.  
Die Erschließung des bereits baulich genutzten Plangebietes erfolgt weiterhin durch die anliegenden Straßen. 
Das Plangebiet ist nur ca. 7 Gehminuten vom Bahnhof Zühlsdorf entfernt. Von hier aus verkehrt die Regional-
bahn RB 27 (61049) in Richtung Berlin Karow sowie die Regionalbuslinie 806 mit mehreren Haltepunkten in 
den weiteren Ortsteilen der Gemeinde Mühlenbecker Land bis zu den S-Bahnhöfen Mühlenbeck-Mönchmühle 
und Hermsdorf. Von dort aus besteht jeweils Anschluss an das Netz der Berliner S-Bahn. 
Demnach stehen die Grundsätze aus § 5 Abs. 1 bis 2 LEPro 2007 der vorliegenden Planung nicht entgegen. 
In den weiteren Ortsteilen der Gemeinde Mühlenbecker Land, die auch über den ÖPNV erreichbar sind, sowie 
in der nahegelegenen Metropole Berlin bestehen Angebote für Arbeiten, Versorgung, Bildung. Das Plangebiet 
bietet wegen der guten Erschließung und wegen der Lage am Landschaftsraum eine hohe Wohnqualität. In 
unmittelbarer Nähe bestehen sehr gute Möglichkeiten für die landschaftsbezogene Erholung. 
Aus den vorstehend genannten Gründen berücksichtigt die vorliegende Planung auch Grundsätze 5.1 LEP 
HR Innenentwicklung und Funktionsmischung angemessen. 
 

Da das Plangebiet eine bereits vollständig als Wochenendhausgebiet genutzte Fläche umfasst, die an 3 Seiten 
an bestehendes, durch Wohnnutzungen geprägtes Siedlungsgebiet anschließt, widerspricht die vorliegende 
Planung nicht den Zielen 5.2 LEP HR Anschluss neuer Siedlungsflächen und Z 5.3 Umwandlung von 
Wochenend- oder Ferienhausgebieten 
 

Bei der bestehenden Siedlungsfläche, in der das Plangebiet liegt, handelt es sich nicht um eine Streu- oder 
Splittersiedlung, sodass der vorliegenden Planung auch Ziel 5.4 LEP HR Erweiterung von Streu- und Split-
tersiedlungen nicht entgegensteht. 
 

Das Plangebiet des vorliegenden Bebauungsplanes grenzt im Norden, Westen und Süden an den durch 
Wohnnutzungen geprägten im Zusammenhang bebauten Ortsteil von Zühlsdorf. Im Plangebiet selbst sind alle 
Grundstücke ebenfalls bereits bebaut. Hier sind Wochenendhäuser vorhanden. Das Plangebiet liegt somit 
innerhalb des Siedlungsraumes des OT Zühlsdorf, welcher östlich des Plangebietes durch den hier angren-
zenden Landschaftsraum des LSG Westbarnim klar abgegrenzt ist. Dem entsprechend wird der vorliegende 
Bebauungsplan als Planungsmaßnahme der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach §13a 
BauGB aufgestellt. (siehe unter 2.2) 
Demnach wird davon ausgegangen, dass es sich bei der vorliegenden Planung um eine Innenentwicklung 
im Sinne von Ziel Z 5.5 Abs. 2 LEP HR handelt und dies ohne Inanspruchnahme der Eigenentwicklungsop-
tion möglich ist. 
 
 Freiraumentwicklung 

 

Grundsätze zur Freiraumentwicklung aus § 6 LEPro 2007 
(1) Die Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Pflanzen- und Tierwelt sollen in ihrer Funktions- und Regenera-
tionsfähigkeit sowie ihrem Zusammenwirken gesichert und entwickelt werden. Den Anforderungen des 
Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden.  
(2)  Die Inanspruchnahme und die Zerschneidung des Freiraums, insbesondere von großräumig unzer-
schnittenen Freiräumen, sollen vermieden werden. Zerschneidungswirkungen durch bandartige Infra-
struktur sollen durch räumliche Bündelung minimiert werden.  
(3)  Die öffentliche Zugänglichkeit und Erlebbarkeit von Gewässerrändern und anderen Gebieten, die für 
die Erholungsnutzung besonders geeignet sind, sollen erhalten oder hergestellt werden. Siedlungsbezo-
gene Freiräume sollen für die Erholung gesichert und entwickelt werden.  
(4) Freiräume mit hochwertigen Schutz-, Nutz- und sozialen Funktionen sollen in einem Freiraumverbund 
entwickelt werden. 
 

Grundsatz 6.1 LEP HR Freiraumentwicklung  
(1) Der bestehende Freiraum soll in seiner Multifunktionalität erhalten und entwickelt werden.  
Bei Planungen und Maßnahmen, die Freiraum in Anspruch nehmen oder neu zerschneiden, ist den Be-
langen des Freiraumschutzes besonderes Gewicht beizumessen.   
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(2) Der landwirtschaftlichen Bodennutzung ist bei der Abwägung mit konkurrierenden Nutzungsansprü-
chen besonderes Gewicht beizumessen. Die Weiterentwicklung von Möglichkeiten der Erzeugung nach-
haltiger ökologisch produzierter Landwirtschaftsprodukte ist in Ergänzung zur konventionellen Erzeugung 
von besonderer Bedeutung.  

 

Ziel 6.2 LEP HR Freiraumverbund 
(1) Der Freiraumverbund ist räumlich und in seiner Funktionsfähigkeit zu sichern. Raumbedeutsame Pla-
nungen und Maßnahmen, die den Freiraumverbund in Anspruch nehmen oder neu zerschneiden, sind 
ausgeschlossen, sofern sie die Funktionen des Freiraumverbundes oder seine Verbundstruktur beein-
trächtigen.   

 
Berücksichtigung in der vorliegenden Planung: 
 

Da das Plangebiet eine bereits baulich genutzte Fläche innerhalb des Siedlungsbereiches umfasst, erfolgt mit 
der vorliegenden Planung keine Inanspruchnahme oder Zerschneidung von Freiraum im raumordnerischen 
Sinne.  
Die Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Pflanzen- und Tierwelt werden in ihrer Funktions- und Regenerationsfä-
higkeit sowie ihrem Zusammenwirken nicht erheblich beeinträchtigt. 
Gemäß Festlegungskarte des LEP HR liegt das Plangebiet außerhalb der Flächen des Freiraumverbundes 
gemäß Ziel 6.2. LEP HR. 
Aus den genannten Gründen entspricht die vorliegende Planung den Grundsätzen zur Freiraumentwicklung 
aus § 6 LEPro 2007, Grundsatz 6.1 LEP HR Freiraumentwicklung sowie Ziel 6.2 LEP HR Freiraumverbund. 
 
 Klima, Hochwasser und Energie 

 

Grundsätze zu Klima und Hochwasser aus § 6 LEPro 2007:  
(1) […] Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden.  
(5) Zum vorbeugenden Hochwasserschutz sollen Überschwemmungsgebiete erhalten und Rückhalte-
räume geschaffen werden. Die Wasserrückhaltung in Flusseinzugsgebieten soll verbessert werden. In 
Gebieten, die aufgrund ihrer topografischen Lage hochwassergefährdet sind, sollen Schadensrisiken mi-
nimiert werden. 

 

Grundsätze 8.1 LEP HR Klimaschutz, Erneuerbare Energien   
(1) Zur Vermeidung und Verminderung des Ausstoßes klimawirksamer Treibhausgase sollen   
– eine energiesparende, die Verkehrsbelastung verringernde und zusätzlichen Verkehr vermeidende  
Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung angestrebt werden,  
–  eine räumliche Vorsorge für eine klimaneutrale Energieversorgung, insbesondere durch erneuerbare 
Energien, getroffen werden.  
(2) Ökosysteme wie Wälder, Moore und Feuchtgebiete sollen als natürliche Kohlenstoffsenken zur CO2 -
Speicherung erhalten und entwickelt werden.   

 

Grundsätze 8.3 LEP HR Anpassung an den Klimawandel  
Bei Planungen und Maßnahmen sollen die zu erwartenden Klimaveränderungen und deren Auswirkun-
gen und Wechselwirkungen berücksichtigt werden. Hierzu soll durch einen vorbeugenden Hochwasser-
schutz in Flussgebieten, durch den Schutz vor Hitzefolgen in bioklimatisch belasteten Verdichtungsräu-
men und Innenstädten, durch Maßnahmen zu Wasserrückhalt und -versickerung sowie zur Verbesserung 
des Landschaftswasserhaushaltes Vorsorge getroffen werden.   

 
Berücksichtigung in der vorliegenden Planung: 
 

Das Plangebiet umfasst eine Teilfläche im Siedlungsbereich und liegt nicht in einem Überschwemmungsge-
biet. Die Versickerung des im Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers soll auch zukünftig, ebenso wie 
bisher, innerhalb des Plangebietes erfolgen. Hierfür ist eine entsprechende Begrenzung des zulässigen Ma-
ßes der baulichen Nutzung geplant. 
Somit trägt die vorliegende Planung den Grundsätzen zu Klima und Hochwasser aus § 6 LEPro 2007 sowie 
den Grundsätzen 8.3 LEP HR Anpassung an den Klimawandel angemessen Rechnung. 
 

Da das Plangebiet bereits weitgehend baulich genutzt ist, trägt die vorliegende Planung nicht zu einer erheb-
lichen Erhöhung der Verkehrsbelastung und damit verbundenen Vergrößerung des Ausstoßes klimawirksamer 
Treibhausgase bei.  
Bei der Realisierung von Bauvorhaben im Planbereich sind die gesetzlichen Anforderungen zur Energieein-
sparung und Vermeidung des Ausstoßes von Treibhausgasen zu erfüllen und in diesem Zusammenhang auch 
erneuerbare Energien zu nutzen. 
Die vorliegende Planung bereitet keine zusätzlichen Eingriffe in Ökosysteme wie Wälder, Moore und Feucht-
gebiete vor, da die geplanten Baugebietsflächen weitgehend bereits baulich genutzt, bzw. als Gartenflächen 
intensiv gestaltet sind. 
Dementsprechend werden die Grundsätze 8.1 LEP HR Klimaschutz, Erneuerbare Energien in der vorlie-
genden Planung entsprechend berücksichtigt.  
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Anpassung der vorliegenden Planung an die Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landespla-
nung 
Auf Grund der vorstehend dargelegten Berücksichtigung der Ziele und Grundsätze der Raumordnung und 
Landesplanung wird davon ausgegangen, dass diese der vorliegenden Planung nicht entgegenstehen. 
 
Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin / Brandenburg teilte mit Schreiben vom 16.07.2024 
zum Entwurf des hier vorliegenden Bebauungsplanes mit: 

Stellungnahme zur Zielanfrage gemäß Art. 12 bzw. 13 des Landesplanungsvertrages 
Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
Beurteilung der angezeigten Planungsabsicht:  Ziele der Raumordnung stehen nicht entgegen 
Zielmitteilung / Erläuterungen:  
Mit dem o. g. Vorhaben sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine wohnbauliche Nutzung der Bau-
grundstücke geschaffen werden. Im aufzustellenden Bebauungsplan soll als Art der baulichen Nutzung ein Wohn-
gebiet festgesetzt werden. Alle Grundstücke im Plangebiet sind bereits bebaut. Teilweise ist eine wohnartige Nut-
zung vorhanden, die bisher jedoch planungsrechtlich nicht zulässig ist, da es sich um ein faktisches Wochenend-
hausgebiet handelt.  
Die für die Planung maßgeblichen Ziele der Raumordnung werden in der Planbegründung dargelegt. Die Ziele Z 
5.2 LEP HR Anschluss neuer Siedlungsflächen und Ziel Z 5.3 Umwandlung von Wochenend- oder Ferienhausge-
bieten stehen der Planungsabsicht nicht entgegen. 
Die Planung kann als Innenentwicklung im Sinne von Ziel Z 5.5 Abs. 2 LEP HR gewertet werden und ist ohne 
Inanspruchnahme der Eigenentwicklungsoption möglich. Es ist derzeit kein Widerspruch zu Zielen der Raumord-
nung zu erkennen. 

 
 
3.2 Regionalplanung 
 
3.2.1 Rechtliche Grundlagen der Regionalplanung 
 

- Regionalplan Prignitz-Oberhavel, - Sachlicher Teilplan „Rohstoffsicherung / Windenergienutzung" (ReP-
RW) Satzungsbeschluss vom 24. November 2010 und Teilgenehmigung (ohne Windenergie und Vorbehalts-
gebiet Nr. 65 „Velten“ vom 14.02.2012) 

 

- Sachlicher Teilplan "Freiraum und Windenergie" der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Ober-
havel, Satzungsbeschluss vom 21. November 2018  
(Hinweis: Der Regionalplan wurde von der Regionalversammlung am 21. November 2018 als Satzung beschlossen. Die Gemein-
same Landesplanungsabteilung hat den Regionalplan im Juli 2019 genehmigt. Ausgenommen hiervon ist das Kapitel "Windener-
gienutzung" Der Plan tritt erst mit Bekanntmachung in Kraft.) 

 

- Sachlicher Teilplan "Grundfunktionale Schwerpunkte" vom 8. Oktober 2020 (mit Bekanntmachung der 
Genehmigung im Amtsblatt für Brandenburg- Nr. 51 vom 23. Dezember 2020 in Kraft getreten) 

 
 
3.2.2 Berücksichtigung der Anforderungen der Regionalplanung in der vorliegenden Planung 
 

Der Sachliche Teilregionalplan „Freiraum und Windenergie" vom 21.11.2018 wurde am 17.07.2019 unter 
Ausnahme der Festlegungen zur Windenergienutzung genehmigt, tritt aber erst nach seiner Bekanntmachung 
in Kraft. Es handelt sich bis zum In-Kraft-Treten um in Aufstellung befindliche Ziele und Grundsätze der Regi-
onalplanung. 
 

Der Sachliche Teilplan "Freiraum und Windenergie" der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Ober-
havel enthält für den Bereich des Plangebietes folgende Darstellungen: 
 

Ausschnitt Festlegungen Sachliche Teilplan 
"Freiraum und Windenergie" 
 

Auszug Legende 

 
 
 
 
 
Standort Plangebiet 
 
Das Plangebiet liegt außerhalb des Vorrangebietes 
Freiraum (1.1(Z)) gemäß dem Sachlichen Teilplan 
"Freiraum und Windenergie". 
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Der Sachliche Teilplan "Grundfunktionale Schwerpunkte" vom 8. Oktober 2020 ist mit Bekanntmachung 
der Genehmigung im Amtsblatt für Brandenburg- Nr. 51 vom 23. Dezember 2020 in Kraft getreten. 
 

Nach dem Ziel des sachlichen Teilplanes "Grundfunktionale Schwerpunkte" ist der OT Mühlenbeck Grund-
funktionaler Schwerpunkt in der Gemeinde Mühlenbecker Land.  
 

Hierzu sind folgende Grundsätze festgelegt: 
 

G 2 Sicherung und Stärkung der Bündelungsfunktion  
Die Bündelungsfunktion der Grundfunktionalen Schwerpunkte soll gesichert, gestärkt und entwickelt 
werden. Die zusätzlichen Wohnbauflächen sollen dem Versorgungskern räumlich zugeordnet werden. 
Publikums- und kundenintensive Einrichtungen sollen hier ihren Standort haben bzw. mit ihrem Standort 
zu einer Stärkung der Versorgungskerne beitragen.  
  
G 3 Sicherung und Entwicklung der Verknüpfungsfunktion  
Die Erreichbarkeit der Grundfunktionalen Schwerpunkte, insbesondere der Versorgungskerne, soll für 
alle Bevölkerungsgruppen gesichert und bedarfsgerecht verbessert werden. Die Verknüpfungen im öf-
fentlichen Verkehr und zwischen den Verkehrsträgern, insbesondere der Zugang zum SPNV, sollen 
gesichert, gestärkt und entwickelt werden. Die Anbindung an die Mittelzentren sowie die Metropole Ber-
lin soll in guter Qualität abgesichert werden.   

 
Das Plangebiet umfasst eine Fläche, die mit Wochenendhäusern bebaut ist, welche teilweise wohnartig ge-
nutzt werden. Gemäß Ziel Z 5.3 LEP HR ist die Umwandlung von Wochenend- oder Ferienhausgebieten im 
Außenbereich in Wohnsiedlungsflächen zulässig, wenn sie an die vorhandenen Siedlungsgebiete angeschlos-
sen sind. Dies trifft auf das vorliegende Plangebiet zu, denn es ist von 3 Seiten von Siedlungsflächen einge-
fasst, die überwiegend zu Wohnzwecken genutzt werden. 
Wegen der geringen Größe des Plangebietes und unter Berücksichtigung der hier bereits bestehenden bauli-
chen Nutzungen und der Lage am Siedlungsgebiet hat die vorliegende Planung keine Schwächung des grund-
funktionalen Schwerpunktes Mühlenbeck zur Folge. Deshalb stehen die regionalplanerischen Grundsätze       
G 2 Sicherung und Stärkung der Bündelungsfunktion und G 3 Sicherung und Entwicklung der Ver-
knüpfungsfunktion der vorliegenden Planung nicht entgegen. 
 
Die weiteren unter 3.2.1 genannten Planungen enthalten in Bezug auf das hier vorliegende Plangebiet keine 
relevanten Darstellungen.  
Es wird davon ausgegangen, dass die Ziele und Grundsätze der Regionalplanung der hier vorliegenden Pla-
nung nicht entgegenstehen. 
 
Die Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel teilte mit Schreiben vom 16.07.2024 zum Ent-
wurf des hier vorliegenden Bebauungsplanes mit: 

Die Belange der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel basieren auf den folgenden Erfordernissen 
der Raumordnung:  

- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Rohstoffsicherung/Windenergienutzung" (ReP-Roh-
stoffe) vom 24. November 2010 (ABI. 2012 S. 1659)  

- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, sachlicher Teilplan "Freiraum und Windenergie" (ReP FW) vom 21.  No-
vember 2018  

- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Grundfunktionale Schwerpunkte" (ReP GSP) vom 8. 
Oktober 2020 (ABI. S.  1321)  

 
Der Entwurf des Bebauungsplanes GML Nr. 63 der Gemeinde Mühlenbecker Land (Stand: März 2024) ist mit den 
Belangen der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel vereinbar.  
 
Begründung: Der Bebauungsplan hat die verbindliche bauplanungsrechtliche Sicherung einer ca. 0,91 ha großen 
Fläche als reines Wohngebiet zum Inhalt. Es sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von 
13 Wohneinheiten als zweigeschossige Einzelhäuser geschaffen werden.  
Das  Planverfahren  wird  im  beschleunigten  Verfahren  gem. §13a BauGB durchgeführt und auf die Durchführung 
einer Umweltprüfung verzichtet.  
Innerhalb der Gemeinde Mühlenbecker Land übernimmt der Ortsteil Mühlenbeck die Funktion eines Grundfunktiona-
len Schwerpunktes (vgl. Z 1 ReP GSP). Grundfunktionale Schwerpunkte sind weitere Schwerpunkte der Wohnsied-
lungsentwicklung. Sie dienen der räumlichen Bündelung von Einrichtungen der überörtlichen Grundversorgung. Der 
Ortsteil Zühlsdorf hat keine besondere raumordnerische Funktion. Die Planung vollzieht sich im Rahmen der Innen-
entwicklung, insofern begründet sie keinen Widerspruch gegenüber den regionalplanerischen Belangen. 
Die Planung war im Rahmen des zugrundeliegenden BP GML Nr. 47 bereits mehrfach Gegenstand regionalplaneri-
scher Stellungnahme (zuletzt Schreiben vom 16.07.2021). Seinerzeit ist die Vereinbarkeit mit den Erfordernissen der 
Regionalplanung festgestellt worden. Es wurden mit dem erneuten Planverfahren keine relevanten Änderungen vor-
genommenen, die zu einer abweichenden Beurteilung des Sachverhaltes führen. Insofern hat die regionalplanerische 
Beurteilung weiterhin Bestand.  
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4. Bisherige kommunale Planungen für den Bereich des Plangebietes 
 

4.1 Flächennutzungsplan 
 

4.1.1 Bisherige Darstellungen des Flächennutzungsplanes für den Planbereich 
 

Der wirksame Flächennutzungsplan stellt das Plangebiet und dessen Umgebung wie folgt dar: 
 

Planausschnitt des Flächennutzungsplanes Zühlsdorf- Stand 
(2002) mit ergänzender Darstellung des Plangebiets  

 
 

Darstellungsgrundlage: 

Der Flächennutzungsplan stellt das 
Plangebiet bisher als Bestandteil eines 
Sondergebietes (Wochenendhausge-
biet) dar, welches neben dem 
Plangebiet auch die südlich 
anschließende Teilfläche umfasst. Im 
Siedlungsgebiet südlich des 
Plangebietes befindet sich neben 
Wochenendhäusern jedoch auch eine 
zunehmend prägende Wohngebäude 
(siehe unter 5.3) 
 
Nördlich und westlich des Plangebietes 
stellt der Flächennutzungsplan das 
vorhandene Siedlungsgebiet als 
Allgemeines Wohngebiet (GRZ 0,2) 
dar. 
 
Östlich des Plangebiet stellt der 
Flächennutzungsplan entsprechend 
dem Bestand Wald dar. Hier ist auch die 
Grenze des Landeschaftsschutz-
gebietes nachrichtlich übernommen. 
(siehe unter U.2) 

 
 

Legende Flächennutzungsplan (Auszug) 
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4.1.2 Anpassung der Darstellung des Flächennutzungsplanes im Wege der Berichtigung 
       gemäß §13a Abs. 2 BauGB 
 
Gemäß §13a Abs. 2 Nr. 2. BauGB kann im beschleunigten Verfahren ein Bebauungsplan, der von Darstellun-
gen des Flächennutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert 
oder ergänzt ist; die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht beeinträchtigt wer-
den; der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen; 
 

Darstellung der geplanten Anpassung des Flächennutzungsplanes für den Planbereich 
 

Planausschnitt des Flächennutzungsplanes Zühlsdorf- Stand (2002) 
mit geplanter angepasster Darstellung im Plangebiet 

 
 
 

Darstellungsgrundlage: 

             

 
Zur Anpassung des Flächen-
nutzungsplanes für das Plangebiet 
im Wege der Berichtigung gemäß 
§13a Abs. 2 Nr. 2. BauGB ist im 
Plangebiet eine Darstellung als 
Wohnbaufläche geplant. 
Das entspricht der beabsichtigten 
Darstellungssystematik des ge-
genwärtig in Aufstellung befind-
lichen neuen Flächennutzungs-
planes für die Gemeinde Mühlen-
becker Land. Dem entsprechend 
ist auch keine Darstellung im FNP 
zum Maß der baulichen Nutzung 
im Anpassungsbereich geplant.  

 

 
Legende Anpassung Flächennutzungsplan 
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Anpassung der Darstellung des Flächennutzungsplans - Flächenbilanz 
 

Nutzungsart Bestand FNP 2002 Planung  
Änderung FNP 

Bilanz 

Sondergebiet (Wochenendhausgebiet) 0,91 ha 0 -  0,91 ha 
Wohnbaufläche 0 0,91 ha + 0,91 ha 
gesamt 0,91 ha 0,91 ha  

 
 
4.1.3 Erfüllung der Voraussetzungen für die Anpassung der Darstellung des Flächennutzungsplanes 

auf dem Wege der Berichtigung gemäß §13a Abs. 2 Nr. 2. BauGB 
 
Die geplanten Anpassungen der Darstellungen des Flächennutzungsplanes beeinträchtigen die geordnete 
städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets aus folgenden Gründen nicht: 
 
Alle Grundstücke im Plangebiet sind bereits mit Wochenendhäusern und zugehörigen Nebenanlagen be-
baut und werden entsprechend, teils wohnartig, genutzt. 
 
Das Plangebiet ist von 3 Seiten von Siedlungsgebiet umgeben, welches durch Wohnnutzungen geprägt ist. 
Bei der vorliegend geplanten Umnutzung von Wochenendhausgrundstücken in Wohnbaugrundstücke handelt 
es sich um die Umgestaltung des baulichen Bestandes im vorhandenen Siedlungsbereich. 
 
Die Erschließung des bereits baulich genutzten Plangebietes erfolgt weiterhin durch die anliegenden Straßen. 
 
Die im Rahmen der Anpassung des Flächennutzungsplanes gewählte Darstellung entspricht der Darstellung 
des Flächennutzungsplanes für die nördlich und westlich des Plangebietes angrenzenden Wohnbauflächen 
und zugleich dem Charakter der dort bereits vorhandenen baulichen Nutzungen. Insofern ergeben sich weder 
zum Bestand noch zur diesbezüglichen Darstellung des Flächennutzungsplanes Konflikte. 
 
Südlich des Plangebietes stellt der Flächennutzungsplan ein Sondergebiet (Wochenendhaus) dar. Neben Wo-
chenendhäusern sind in diesem Gebiet auch bereits mehrere Wohnnutzungen vorhanden. Die geplante An-
passung der Darstellung des Flächennutzungsplanes im Plangebiet als Wohnbaufläche steht weder zur bis-
herigen Darstellung der südlich angrenzenden Fläche als Wochenendhausgebiet noch zur hier zunehmenden 
vorhandenen Wohnbebauung in Konflikt. 
 
Zur Berücksichtigung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung siehe unter 3. 
 
 
4.2 Bisherige verbindliche Bauleitplanung für das Plangebiet 
 
Für das Plangebiet besteht der Bebauungsplan GML Nr. 47 „Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße“, der 
gemäß §13b BauGB aufgestellt worden war und für den in einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes die 
Rechtsgrundlage (§13b BauGB) rückwirkend für unwirksam erklärt wurde. Es ist davon auszugehen, dass der 
Bebauungsplan GML Nr. 47 deshalb nicht als Beurteilungsgrundlage für Vorhaben im Plangebiet anwendbar 
ist. (siehe unter 2.1) 
 
 
4.3 Weiteres kommunales Recht für das Plangebiet 
 
In der Gemeinde Mühlenbecker Land bestehen folgende für die Planung relevante Satzungen: 

- Satzung über die Herstellung notwendiger Stellplätze in der Gemeinde Mühlenbecker Land (Stellplatzsat-
zung)  

- Satzung der Gemeinde Mühlenbecker Land zum Schutz von Bäumen und Sträuchern und zu Festlegun-
gen von Nachpflanzungen (Gehölzschutzsatzung)  

  



Gemeinde Mühlenbecker Land, Bebauungsplan GML Nr. 63 „Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße“ OT Zühlsdorf Satzung Juli 2024 

Planungsbüro Ludewig GbR 22

5. Baulicher Bestand im Plangebiet und dessen Umgebung 
 
5.1 Übersicht  
 

unter Verwendung des vermessenen Lage- und Höhenplanes 
 

 Umgrenzung des Plangebietes 
 

 
 
5.2 Bestand im Plangebiet - vorhandene Grundfläche baulicher Anlagen und Grundflächenzahl 
 
Für die vorhandenen baulichen Nutzungen im Plangebiet wurde das bestehende Maß der baulichen Nutzung 
wie folgt ermittelt: 
 

Flst. Lage Grund-
stücks- 
größe 

GR 
Haupt-

gebäude 
(m²)

GR 
Neben- 
anlagen 

(m²) 

GRZ 
Haupt- 

gebäude 

GRZ
Hauptgebäude 

und Neben- 
anlagen 

1322 Neue Bahnhofstraße 18 834 67 30 0,08 0,12
1175/6 Neue Bahnhofstraße 19 990 103 74 0,10 0,18
1175/7, 1325 Neue Bahnhofstraße 20 1058 79 47 0,07 0,12
1323 Fuchsgasse 408 67 12 0,16 0,19
1175/4, 2454, 1594 Fuchsgasse 13 1019 109 167 0,11 0,27
1179 Nord Neue Bahnhofstraße 21 794 73 32 0,09 0,13
1179 Süd Fuchsgasse 506 75 34 0,15 0,22
1180 Nord Neue Bahnhofstraße 22 726 79 68 0,11 0,20
1180 Süd Fuchsgasse 506 57 15 0,11 0,14
1181 Nord Neue Bahnhofstraße 23 660 68 54 0,10 0,18
1181 Süd Fuchsgasse 506 60 65 0,12 0,25
1182 Nord  Neue Bahnhofstraße 24 583 32 1 0,05 0,06
1182 Süd Fuchsgasse  515 41 36 0,08 0,15
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5.3 Bestand im Plangebiet - Fotodarstellung 
 
Das Plangebiet wurde 1977 in 13 Grundstücke für Wochenendhäuser aufgeteilt und entsprechend bebaut. 
Seit dieser Zeit erfolgt im Plangebiet eine Nutzung als Wochenendhausgebiet mit teilweise wohnartiger Aus-
prägung. Alle Gebäude im Plangebiet sind eingeschossig.  
Nachfolgend wird die vorhandene Bebauung im Plangebiet dargestellt. 
 
Fotodarstellung Bestand (alle Fotos Ludewig, 2021) 
 
 

Flurstück 1322 Neue Bahnhofstraße 18 

Wochenendhaus 
 

 

Nebengebäude 

Flurstück 1175/6 Neue Bahnhofstraße 19 

Wochenendhaus 
 
 

 

Nebengebäude 
 

Flurstück 1175/7, 1325 Neue Bahnhofstraße 20

Wochenendhaus 
 

 

Nebengebäude 
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Flurstück 1323 Fuchsgasse Ecke Ottostraße

Wochenendhaus 
 

 

Wochenendhaus, Freisitz 

Flurstück 1175/4, 2454, 1594 Fuchsgasse 13

Wochenendhaus 

 

Terrasse und Nebengebäude 

Wochenendhaus, Terrasse und Nebengebäude Carport 
 
Flurstück 1179 Nord Neue Bahnhofstraße 21 

Wochenendhaus 

 
 

Nebengebäude 
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Flurstück 1179 Süd Fuchsgasse 

 Wochenendhaus 
 

 

Nebengebäude 
 

Flurstück 1180 Nord Neue Bahnhofstraße 22

Wochenendhaus 
 

Wochenendhaus 

 

 
Nebengebäude 
 

 
Carport 

Flurstück 1180 Süd Fuchsgasse 

Wochenendhaus 
 

 

Nebengebäude 
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Flurstück 1181 Nord Neue Bahnhofstraße 23

Wochenendhaus 
 

Wochenendhaus 

 

Nebengebäude 
 

Nebengebäude 
 

Flurstück 1181 Süd Fuchsgasse 

Wochenendhaus 

 

Gartenfreisitz 

Wochenendhaus Nebengebäude 
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Flurstück 1182 Nord Neue Bahnhofstraße 24

Wochenendhaus 
 

 

Spielgerät 

Flurstück 1182 Süd Fuchsgasse 

Wochenendhaus 

 

Nebengebäude 
 
 
5.4 Bestand in der Umgebung des Plangebietes  
 
Nördlich, westlich und südlich des Plangebietes befindet sich das Siedlungsgebiet des OT Zühlsdorf, welches 
hier durch zunehmende Wohnbebauung und eine rückläufige Anzahl von Wochenendhausnutzungen geprägt 
ist.  
 
 
Fotodarstellung Bestand (alle Fotos Ludewig, 2021) 
 

 
Wohnbebauung neue Bahnhofstraße nördlich des Plange-
bietes 
 

 
Wohnbebauung und Wochenendhaus neue Bahnhof-
straße nordwestlich des Plangebietes 
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Wohnbebauung Herrmannstraße / Ecke Neue Bahnhof-
straße nordwestlich des Plangebietes 
 

Wohnbebauung Ottostraße westlich des Plangebietes 

Wohnbebauung Ottostraße südlich des Plangebietes Wohnbebauung Fuchsgasse / Ecke Ottostraße 
südwestlich des Plangebietes 
 

Wohnbebauung Fuchsgasse / Ecke Florastraße südlich 
des Plangebietes 

Wochenendhaus Fuchsgasse südöstlich des Plangebietes 

 
 
6. Erschließung 
 
6.1 Straßenseitige Erschließung 
 
Das Plangebiet grenzt an folgende Gemeindestraßen, durch welche es erschlossen ist: 

- im Norden an die Neue Bahnhofstraße (Breite des Straßenflurstücks ca. 11m), 
- im Westen an die Ottostraße (Breite des Straßenflurstücks ca. 15m) und  
- im Süden an die Fuchsgasse (Breite des Straßenflurstücks ca. 15m) 

 
Die o. g. Straßen sind mit asphaltierten Fahrbahnen, seitlichen Grünstreifen mit Versickerungsflächen, Stra-
ßenbeleuchtung und Straßenbäumen ausgebaut. Hiervon ausgenommen sind kurze Abschnitte am östlichen 



Gemeinde Mühlenbecker Land, Bebauungsplan GML Nr. 63 „Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße“ OT Zühlsdorf Satzung Juli 2024 

Planungsbüro Ludewig GbR 29

Ende der Neuen Bahnhofstraße (östlich der Einmündung Feldstraße) und Fuchsgasse (östlich der Einmün-
dung Florastraße). Hier sind noch Sandstraßen mit teilweisem Gehölzbestand vorhanden, die der Erschlie-
ßung der hier anliegenden Grundstücke dienen. 
Grundstückszufahrten vom Plangebiet bestehen nur zur Neuen Bahnhofstraße und zur Fuchsgasse, nicht 
jedoch zur Ottostraße. 
Östlich des Plangebietes verläuft ein Waldweg, der nicht der Erschließung des Plangebietes dient. 
 
 
Fotodarstellung straßenseitige Erschließung (alle Fotos Ludewig, 2021) 

  

Fuchsgasse im Bereich des Plangebietes, Blick nach Ost Fuchsgasse im Einmündungsbereich Florastraße, Blick 
nach Ost 

nicht ausgebauter Abschnitt der Fuchsgasse östlich der 
Einmündung der Florastraße 
 

Ottostraße im Bereich des Plangebietes, Blick nach Süd 

Neue Bahnhofstraße im Bereich des Plangebietes,  
Blick nach Ost 
 

Neue Bahnhofstraße, unbefestigter Teil östlich der Feld-
straße, Blick nach West 
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Waldweg östlich des Plangebietes, Blick von der Fuchs-
gasse nach Nord 

Waldweg östlich des Plangebietes, Blick von der Neuen 
Bahnhofstraße nach Süd 

 
 
6.2 Niederschlagsentwässerung 
 
Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser versickert hier großflächig über die belebte Bodenzone. 
Anschlussmöglichkeiten an eine Regenwasserkanalisation sind im Planbereich nicht vorhanden. 
 
 
6.3 Abfallentsorgung 
 
Für die Abfallentsorgung im Planbereich ist der Landkreis Oberhavel zuständig.  
Die Zufahrt für die Entsorgungsfahrzeuge zum Plangebiet erfolgt über die anliegenden Straßen. 
Abfälle sind gemäß den Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW- / AbfG), der auf dieser 
Grundlage erlassenen Verordnungen und der Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Oberhavel vorran-
gig zu verwerten bzw. zu beseitigen. Fallen Abfälle an, die gem. § 48 KrW- I AbfG i. V. m. der Abfallverzeich-
nisverordnung (AW) als gefährlich einzustufen sind, sind diese der SBB Sonderabfallentsorgungsgesellschaft 
Brandenburg/Berlin mbH, Großbeerenstraße 231 in 14480 Potsdam anzudienen. Anfallender Bodenaushub 
ist entsprechend LAGA -TR zu analysieren und entsprechend Schadstoffgehalt ggf. zu entsorgen.  
 

Zu Bodenverunreinigungen, Altlasten siehe unter U.3.3. 
 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte zum Vorentwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 12.07.2021 mit: 

5. Belange des Fachdienstes Umweltschutz und Abfallbeseitigung 
5.1 Weiterführende Hinweise 
5.1.2 öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger 
Der Landkreis Oberhavel entsorgt die in seinem Gebiet angefallenen und überlassenen Abfälle im Rahmen der Ge-
setze und nach Maßgabe der Abfallentsorgungssatzung.  
Um eine ordnungsgemäße Abfallentsorgung für die im Plangebiet vorgesehene Wohnbebauung zu gewährleisten, 
ist eine entsprechende Verkehrserschließung sicherzustellen. Dazu weise ich auf die Anforderungen an die straßen-
mäßige Erschließung wie folgt hin: 
Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass alle Grundstücke an die Abfallentsorgung angeschlossen werden können. 
Dazu sind beim Befestigen, Aus- und Neubau von Erschließungsstraßen Fahrbahnbreiten und Fahrkurven für die 
Benutzung durch 3-achsige Müllfahrzeuge auszulegen. Die Richtlinien für die Anlage von Straßen (RASt 06) sind zu 
beachten. 
Die Belastbarkeit der zu befahrenden Verkehrsflächen ist gemäß § 34 Absatz 4 Punkt 1 Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung sicherzustellen. 
Bei Sackgassen sind Wendeanlagen (Wendehammer, Wendeschleife, Wendekreis) nach RASt 06 für ein 3-achsiges 
Müllfahrzeug zu planen bzw. zu berücksichtigen, da ein Rückwärtsfahrverbot für Müllfahrzeuge gemäß Unfallverhü-
tungsvorschrift Müllbeseitigung besteht. 
Die an die Verkehrsflächen angrenzenden Randbereiche sind so auszuführen, dass die Voraussetzungen zur sat-
zungsgemäßen Aufstellung der Abfallbehälter vor dem angeschlossenen Grundstück erfüllt werden. 
Gemäß den Planungsunterlagen wird die Zufahrt für Entsorgungsfahrzeuge zum Plangebiet über die anliegenden 
Straßen gewährleistet.  
Sofern bei der weiteren Planung vorgenannte Anforderungen an die Verkehrserschließung berücksichtigt werden, 
bestehen keine Bedenken gegen den B-Plan. 
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Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet entsprechend 
zu beachten. 
Die Neue Bahnhofstraße und Fuchsgasse enden im Osten jeweils als unbefestigte 
Stichstraßen mit jeweils unter 50m Länge. 
Von den Grundstücken an der Neuen Bahnhofstraße östlich der Einmündung Feld-
straße und von den Grundstücken an der Fuchsgasse östlich der Einmündung Flo-
ratraße werden die Abfall- und Recyclingbehälter zum Entsorgungszeitpunkt durch 
die Grundstücksnutzer außerhalb der Sackgassenbereiche aufgestellt und nach 
erfolgter Entsorgung wieder abgeholt.  
(siehe nebenstehender Ausschnitt Planzeichnung Bebauungsplan) 
 
 
6.4 Leitungsgebundene Ver- und Entsorgung 
 
Im Plangebiet sind Anschlüsse bzw. Anschlussmöglichkeiten an die zentralen Ver- und Entsorgungsnetze für 
Elektroenergie, Frischwasser und Schmutzwasser von den anliegenden Straßen aus vorhanden. Die Lösch-
wasserversorgung erfolgt im Planbereich über Hydranten im Straßenraum. Eine ausreichende Löschwasser-
versorgung ist im Einzelfall im Bebaugenehmigungsverfahren nachzuweisen. 
Die Erfordernisse zum Schutz von Leitungen und Anlagen sind bei Baumaßnahmen entsprechend zu berück-
sichtigen. 
 
Der Niederbarnimer Wasser- und Abwasserverband NWA teilte mit Schreiben vom 12.06.2024 zum Ent-
wurf des hier vorliegenden Bebauungsplanes mit: 

 
Hinweise/ Anregungen 
- keine Einwände 
- Bitte beachten Sie, dass die satzungsrechtlichen Bestimmungen des NWA hinsichtlich der wasserwirtschaftlichen 
Erschließung, insbesondere über Beiträge und Gebühren Berücksichtigung finden. 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet entsprechend zu beachten. 
 
 
Die E.DIS AG teilte mit Schreiben vom 05.06.2024 zum Entwurf des hier vorliegenden Bebauungsplanes mit: 

hiermit erhalten Sie unsere grundsätzliche Zustimmung zu o. g. Vorhaben. 
Da keine direkten Belange der E.DIS betroffen sind, bestehen unsererseits keine Einwendungen. 
Im Plangebiet befinden sich Leitungen und Anlagen unseres Unternehmens.  
Als Anlage übersenden wir Ihnen daher Planunterlagen mit unserem Anlagenbestand.  
Diese Unterlage dient nur als Information und nicht als Grundlage zum Durchführen von Bauarbeiten.  
Wir bitten unseren Anlagenbestand jedoch bei der weiteren Planung zu berücksichtigen. Eventuell notwendige Än-
derungen an unseren Anlagen bitten wir rechtzeitig mit uns abzustimmen. 
Für die Erschließung der neuentstehenden Bebauung ist, in Abhängigkeit der zukünftig benötigten elektrischen Leis-
tung, möglicherweise der Ausbau unseres Versorgungsnetzes erforderlich. 
Art und Umfang des Netzausbaues kann dabei erst nach Vorliegen konkreter Bedarfsanmeldungen ermittelt werden. 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet entsprechend zu beachten. 
Im Lageplan, der der Stellungnahme beilag, waren im Bereich des Plangebietes Leitungen und Anlagen des 
Unternehmens in den Straße anliegend an das Plangebiet sowie Hausanschlüsse auf den Grundstücken im 
Plangebiet und in dessen Umgebung dargestellt. Innerhalb des Plangebietes sind bisher teilweise jeweils für 
mehrere Grundstücke gemeinsame Elektroanschlüsse vorhanden. 
 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH teilte mit Schreiben vom 24.06.2024 zum Entwurf des hier vorliegen-
den Bebauungsplanes mit: 
 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte 
i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben.  
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die aus beigefügtem Plan ersichtlich sind.  
Wir bitten Sie, die Ihnen überlassene(n) Planunterlage(n) nur für interne Zwecke zu benutzen und nicht an Dritte 
weiterzugeben.  
Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen: 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite 
von ca. 0,5 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsor-
gungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere 
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Abschnitt 6, zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und 
Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden.  
Zur Versorgung der neu zu errichtenden Gebäude mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die 
Verlegung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plangebiets erforderlich. 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit den Baumaßnahmen der 
anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungspl-
angebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter der nachfolgenden E-Mail-Adresse so früh wie möglich, min-
destens 3 Monate vor Baubeginn zu beantragen: 
T-NL-Ost-PTI-32-Team-AS@telekom.de 
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien ver-
mieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den 
Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. 
Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit 
frei gehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Es 
ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten durch 
- Kabeleinweisung via Internet (Flyer Trassenauskunft Kabel), 
- Nutzung des Leitungsauskunftsportal der infrest GmbH (www.infrest.de) oder 
- E-Mail: Planauskunft_brandenburg@telekom.de 
über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom 
informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 
 
Anlage(n):  Lageplan (A3), Kabelschutzanweisung der Telekom, Flyer Tiefbau. Flyer Trassenauskunft 

 
 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind entsprechend zu beachten. Im Lageplan, der der Stellungnahme beilag, waren im Bereich 
des Plangebietes Leitungen und Anlagen des Unternehmens in den Straße anliegend an das Plangebiet sowie 
Hausanschlüsse auf den Grundstücken im Plangebiet und in dessen Umgebung dargestellt.  
Die Erschließung des Plangebietes erfolgt, ebenso wie bisher, durch die bestehenden anliegenden öffentli-
chen Straßen. Zusätzliche Straßenverkehrsflächen sind im vorliegenden Bebauungsplan nicht geplant. 
 
Die WGI GmbH  im Auftrag Netzgesellschaft Berlin‐Brandenburg mbH & Co. KG  teilte mit Schreiben vom 
05.06.2024 zum Entwurf des hier vorliegenden Bebauungsplanes mit: 

die WGI GmbH wird von der NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG (nachfolgend NBB genannt) 
beauftragt, Auskunftsersuchen zu bearbeiten und handelt namens und in Vollmacht der NBB. Die NBB handelt im 
Rahmen der ihr übertrage-nen Verantwortung auch namens und im Auftrag der GASAG AG, der GASAG Solution 
Plus GmbH (GSP), der EMB Energie Brandenburg GmbH, der Netzgesellschaft Hohen Neuendorf Gas mbH & 
Co.KG, der NGK Netzgesellschaft Kyritz GmbH, der Rathenower Netz GmbH, der Netzgesellschaft Hennigsdorf Gas 
mbH, der Netzgesellschaft Forst (Lausitz) mbH & Co. KG, der Stadtwerke Forst GmbH, der Stadtwerke Bad Belzig 
GmbH und der Gasversorgung Zehdenick GmbH. 
Es wird hiermit ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die in den beigefügten Planunterlagen enthaltenen Angaben 
und Maßzahlen hinsichtlich der Lage und Verlegungstiefe unverbindlich sind. Mit Abweichungen muss gerechnet 
werden. Dabei ist zu beachten, dass erdverlegte Leitungen nicht zwingend geradlinig sind und daher nicht auf dem 
kürzesten Weg verlaufen. Darüber hinaus sind aufgrund von Erdbewegungen, auf die die NBB keinen Einfluss hat, 
Angaben zur Überdeckung nicht verbindlich. Die ge-naue Lage und der Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall 
durch fachgerechte Erkundungsmaßnahmen (Ortung, Querschläge, Suchschlitze, Handschachtungen usw.) festzu-
stellen. 
Im unmittelbaren Bereich der Leitung ist auf den Einsatz von Maschinen zu verzichten und in Handschachtung zu 
arbeiten. Die abgegebenen Planunterlagen geben den Bestand zum Zeitpunkt der Auskunftserteilung wieder. Es ist 
darauf zu achten, dass zu Beginn der Bauphase immer das Antwortschreiben mit aktuellen farbigen Planunterlagen 
vor Ort vorliegt. Digital gelieferte Plan-unterlagen sind in Farbe auszugeben. Bitte prüfen Sie nach Ausgabe die Maß-
stabsgenauigkeit. Die Auskunft gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich und nur für eigene Leitungen der 
NBB, so dass gegebenenfalls noch mit Anlagen anderer Versorgungsunternehmen und Netzbetreiber zu rechnen ist, 
bei denen weitere Auskünfte eingeholt werden müssen. 
Die Entnahme von Maßen durch Abgreifen aus den Planunterlagen ist nicht zulässig. Stillgelegte Leitungen sind in 
den Plänen nicht oder nur unvollständig enthalten. 
Eine Versorgung des Planungsgebietes ist grundsätzlich durch Nutzung der öffentlichen Erschließungsflächen in 
Anlehnung an die DIN 1998 herzustellen. Darüber hinaus notwendige Flächen für Versorgungsleitungen und Anlagen 
sind gemäß § 9 Abs. 1 BauGB im Bebauungsplan festzusetzen.  
Sollte der Geltungsbereich Ihrer Auskunftsanfrage verändert werden oder der Arbeitsraum den dargestellten räumli-
chen Bereich überschreiten, ist der Vorgang erneut zur Erteilung einer Auskunft der NBB vorzulegen. 
Anlagen: Plan (Maßstab 1:10000 I Plangröße DIN A4); Plan (Maßstab 1:500 Plangröße DIN A2); Leitungsschutzan-
weisung; Legende 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet entsprechend zu beachten. 
Im Lageplan, der der Stellungnahme beilag, waren im Bereich des Plangebietes Leitungen und Anlagen des 
Unternehmens in den Straße anliegend an das Plangebiet sowie Hausanschlüsse auf den Grundstücken im 
Plangebiet und in dessen Umgebung dargestellt.  
Der Lageplan kann bei der Gemeindeverwaltung eingesehen werden. 
Die bestehenden Straßenverkehrsflächen (Gemeindestraßen) unmittelbar angrenzend an das Plangebiet kön-
nen für erforderliche Ver- und Entsorgungsleitungen und -anlagen genutzt werden. Darüber hinaus sind diese 
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als Nebenanlagen auf der geplanten Baugebietsfläche zulässig. Eine gesonderte Festsetzung im Bebauungs-
plan ist dafür nicht erforderlich. 
 
DNSNET teilte mit E-Mail vom 03.06.2024 zum Entwurf des hier vorliegenden Bebauungsplanes mit: 

In dem angefragten Baugebiet laufen aktuell unsere Bauarbeiten zur Längstrassierung, also der Verlegung von Ka-
beln und Rohren im Bereich von Gehwegen, Seitenstreifen und Straßen. 
Bitte beachten Sie die Bestimmungen in der beigefügten Kabelschutzanweisung. 
Anlage: Kabelschutzanweisung 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet entsprechend zu beachten. 
Die Kabelschutzanweisung können bei der Gemeindeverwaltung eingesehen werden. 
 
Die PRIMAGAS Energie GmbH & Co. KG teilte mit E-Mail vom 03.06.2024 zum Entwurf des hier vorliegen-
den Bebauungsplanes mit: 

hiermit teilen wir Ihnen mit, dass durch das oben genannte Vorhaben keine Flüssiggas-Versorgungsleitungen im 
öffentlichen Bereich der PRIMAGAS Energie GmbH & Co. KG berührt werden.  
Sollte sich ein Flüssiggasbehälter auf dem angefragten Grundstück befinden, so wenden Sie sich bitte an den Eigen-
tümer des angefragten Grundstückes. 

 
Berücksichtigung: 
Im Plangebiet sind Anschlussmöglichkeiten an das zentrale Gas-Versorgungsnetz vorhanden. Flüssiggasbe-
hälter werden von der vorliegenden Planung nicht berührt. 
 
 
Die GDMcom GmbH teilte zum Vorentwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 16.07.2021 mit und 
bestätigte dies mit Schreiben vom 12.04.2022 zum Entwurf des Bebauungsplanes: 

bezugnehmend auf Ihre oben genannte/n Anfrage(n), erteilt GDMcom Auskunft zum angefragten Bereich für die 
folgenden Anlagenbetreiber: 

 
Diese Auskunft gilt nur für den dargestellten Bereich und nur für die Anlagen der vorgenannten Unternehmen, so 
dass noch mit Anlagen weiterer Betreiber gerechnet werden muss, bei denen weitere Auskünfte einzuholen sind! 
 
Anhang - Auskunft Allgemein  
zum Betreff:  Gemeinde Mühlenbecker Land,  Bebauungsplan GML Nr. 47 „Wohnbebauung Fuchsgasse-

Ottostraße", OT Zühlsdorf sowie Änderung des Flächennutzungsplanes für das Plangebiet  
Reg.-Nr.:  05989/21  
PE-Nr.:  05989/21  
ONTRAS Gastransport GmbH  
Ferngas Netzgesellschaft mbH  (Netzgebiet Thüringen-Sachsen)  
VNG Gasspeicher GmbH  
Erdgasspeicher Peissen GmbH  
Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen und keine zurzeit laufenden Planungen der/s oben genannten 
Anlagenbetreiber /s. Wir haben keine Einwände gegen das Vorhaben.  
Auflage: Sollte der Geltungsbereich bzw. die Planung erweitert oder verlagert werden oder der Arbeitsraum die dar-
gestellten Planungsgrenzen überschreiten, so ist es notwendig, eine erneute Anfrage durchzuführen.  
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen vorgesehen sind, hat durch den Bauausführenden rechtzeitig - 
also mindestens 6 Wochen vor Baubeginn - eine erneute Anfrage zu erfolgen.  
Weitere Anlagenbetreiber  
Bitte beachten Sie, dass sich im angefragten Bereich Anlagen Dritter befinden können, für die GDMcom für die Aus-
kunft nicht zuständig ist. 

 
Die 50Hertz Transmission GmbH teilte mit Schreiben vom 03.06.2024 zum Entwurf des hier vorliegenden 
Bebauungsplanes mit: 

Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass sich im Plangebiet derzeit keine von der 50Hertz Transmission 
GmbH betriebenen Anlagen (z. B. Umspannwerke, Hochspannungsfreileitungen und -kabel, Nachrichtenverbindun-
gen sowie Ver- und Entsorgungsleitungen) befinden. 
Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich und nur für die Anlagen der 50Hertz Transmis-
sion GmbH.  
Wird das Vorhaben geändert oder nicht innerhalb von zwei Jahren begonnen, ist eine erneute Anfrage über das 
infrest Leitungsauskunftsportal erforderlich.  
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6.5 Öffentlicher Personennahverkehr 
 
Das Plangebiet ist nur ca. 7 Gehminuten vom Bahnhof Zühlsdorf entfernt. Von hier aus verkehrt die Regional-
bahn RB 27 (61049) in Richtung Berlin Karow sowie die Regionalbuslinie 806 mit mehreren Haltepunkten in 
den weiteren Ortsteilen der Gemeinde Mühlenbecker Land bis zu den S-Bahnhöfen Mühlenbeck-Mönchmühle 
und Hermsdorf. Von dort aus besteht jeweils Anschluss an das Netz der Berliner S-Bahn. 
 
6.6 Ruhender Verkehr 
 
Das Erfordernis und den Umfang herzustellender Stellplätze regelt die Satzung über die Herstellung not-
wendiger Stellplätze in der Gemeinde Mühlenbecker Land. Sie wird nachrichtlich in den vorliegenden Be-
bauungsplan übernommen und liegt in der Anlage der Begründung des Bebauungsplanes bei. 
 
 
7. Planungskonzept und geplante Erschließung 
 
7.1 Erläuterung des Planungskonzeptes 
 
Das Ziel der vorliegenden Planung besteht darin, im Plangebiet auf den bestehenden Wochenendhausgrund-
stücken eine wohnbauliche Nutzung zu ermöglichen. Hierbei sollen Eingriffe in Natur und Landschaft so weit 
als möglich vermieden werden. Deshalb orientiert sich die vorliegende Planung bezüglich der überbaubaren 
Grundstücksfläche stark am baulichen Bestand. 
An den Standorten der vorhandenen Hauptgebäude (Wochenendhäuser) ist jeweils die Festsetzung einer 
überbaubaren Grundstücksfläche durch Baugrenzen geplant. An den bereits bebauten Standorten ist durch 
die vorhandenen baulichen Nutzungen bereits ein Eingriff in Boden, Natur und Landschaft vorhanden. Deshalb 
sind hier die nachteiligen Auswirkungen einer Bebauung auf Natur und Landschaft besonders gering. Das 
betrifft insbesondere die Vermeidung erforderlicher Eingriffe in den Baumbestand. 
Für jede überbaubare Grundstücksfläche ist im vorliegenden Bebauungsplan die Festsetzung maximal zuläs-
siger bebauter Grundflächen (GR) für die Hauptanlagen sowie Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenanla-
gen, Stellplätz u. a.) geplant. (siehe hierzu nachfolgend unter 8.2.1) 
Die geplante Zulässigkeit von maximal 2 Vollgeschossen und die geplante offene Bauweise mit Beschränkung 
auf Einzelhäuser entspricht der ortsüblichen Wohnbebauung in der Umgebung des Plangebietes. Die Fest-
setzung wasserdurchlässiger Beläge für Stellplätze und Zufahrten dient neben der Beschränkung der zulässi-
gen Grundflächen baulicher Anlagen der weiteren Vermeidung von Eingriffen in Boden, Natur und Landschaft. 
Weitere Festsetzungen dienen der Vermeidung von Verstößen gegen Verbote des § 44 (1) BNatSchG (Arten-
schutz). 
Die Stellplatzsatzung und Gehölzschutzsatzung der Gemeinde werden nachrichtlich in den vorliegenden Be-
bauungsplan übernommen.  
Die Begründung der einzelnen geplanten Festsetzungen erfolgt im Einzelnen nachfolgend. 
 
 
7.2 Geplante straßenseitige Erschließung  
 
Die Erschließung der Grundstücke im Plangebiet erfolgt, ebenso wie bisher, auch im Falle einer wohnbauli-
chen Nutzung weiterhin von den anliegenden Straßen aus. Da alle Grundstücke bereits baulich genutzt sind, 
verursacht die vorliegende Planung nur in begrenztem Maße zusätzlichen Verkehr. Dieser ergibt sich aus der 
ständigen Nutzung von Wohnbaugrundstücken im Unterschied zur vorwiegend saisonalen Nutzung von Wo-
chenendhäusern. Die vorhandenen Straßen sind hierfür ausreichend leistungsfähig.  
 
Der Landkreis Oberhavel teilte zum Vorentwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 12.07.2021 mit: 

2. Belange des vorbeugenden Brandschutzes  
2.1 Weiterführende Hinweise 
1.1.1 Erschließung 
Hinsichtlich der straßenseitigen Erschließung sind die Kriterien der „Muster-Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr“ 
(02/2007) zu berücksichtigen (siehe Punkt 7.2 der Begründung). 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind entsprechend zu beachten.  
Gemäß den geplanten Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplanes sind im geplanten reinen Wohnge-
biet nur Wohngebäude sowie Anlagen zur Kinderbetreuung zulässig, die den Bedürfnissen der Bewohner des 
Gebiets dienen. Die betreffenden Gebäude dürfen maximal 2 Vollgeschosse haben und die zulässigen Grund-
flächen baulicher Anlagen sind stark begrenzt. Die geplanten überbaubaren Grundstücksflächen haben Ab-
stände von deutlich weniger als 50m zur jeweils anliegenden Gemeindestraße.  
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Es wird davon ausgegangen, dass sich die notwendigen Bewegungsflächen für die Feuerwehr jeweils auf den 
anliegenden Erschließungsstraßen befinden.  
 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte zum Vorentwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 12.07.2021 mit: 

6. Belange des Fachbereichs Verkehr und Ordnung 
6.1 Weiterführende Hinweise 
6.1.2 Verkehr 
Gegen die Planung bestehen straßenverkehrsbehördlich keine Bedenken. 
Durch diese Stellungnahme bleibt eine aufgrund anderer Vorschriften bestehende Verpflichtung zum Einholen von 
Genehmigungen, Bewilligungen oder Anordnungen, insbesondere auf Grundlage der Straßenverkehrsordnung 
(StVO), unberührt. 
Entsprechend § 45 Absatz 6 StVO muss vor Beginn von Arbeiten, die sich auf den Straßenverkehr auswirken, der 
Bauunternehmer unter Vorlage eines Verkehrszeichenplanes vom Fachbereich Verkehr und Ordnung, Fachdienst 
Verkehr Anordnungen nach § 45 Ab-satz 1 bis 3 Straßenverkehrs-Ordnung /StVO) darüber einholen; 
• wie seine Arbeitsstelle abzusperren und zu kennzeichnen ist, 
• ob und wie der Verkehr, auch bei teilweiser Straßensperrung, zu beschränken, zu leiten und zu regeln ist, 
• ob und wie er Straßen und Umleitungen zu kennzeichnen hat. 
Zur fristgemäßen Bearbeitung des Antrages sollte dieser ca. 14 Tage vor Baubeginn beim Fachdienst Verkehr ein-
gehen. 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet entsprechend zu beachten. 
 
 
7.3 Notwendige Stellplätze auf den Baugrundstücken - ruhender Verkehr 
 
In der Satzung der Gemeinde Mühlenbecker Land über die Herstellung notwendiger Stellplätze (Stell-
platzsatzung), Anlage 1 - Richtzahl für den Stellplatzbedarf ist Folgendes geregelt: 
 

Nr.  Nutzungsarten Zahl der Stellplätze 
1.1 Einfamilien-/ Mehrfamilienhäuser 1 je Wohnung bis 80 m² Hauptnutzfläche 

2 je Wohnung über 80 m² Hauptnutzfläche 
1.3 Wochenend- und Ferienhäuser 2 je Wohnung 

 
Zum Zeitpunkt der Errichtung der vorhandenen Wochenendhäuser im Plangebiet (vor 1989) bestand die Stell-
platzsatzung noch nicht. Auf allen Grundstücken im Plangebiet besteht dennoch die Möglichkeit, die Pkw der 
betreffenden Nutzer abzustellen.  
Für den Fall wohnbaulicher Nutzungen im Plangebiet ist die erforderliche Anzahl von Stellplätzen gemäß der 
Stellplatzsatzung der Gemeinde auf den Baugrundstücken nachzuweisen. 
Innerhalb des öffentlichen Straßenraumes der anliegenden Straßen besteht die Möglichkeit für Besucher des 
Plangebietes, Dienstleister, wie z. B. Lieferdienste, Paketdienst u. s. w. im öffentlichen Straßenraum zu halten 
bzw. hier zu parken. Dies ersetzt jedoch nicht die notwendigen privaten Stellplätze auf den Baugrundstücken 
gemäß Stellplatzsatzung. 
 
 
8. Begründung der geplanten Festsetzungen des Bauungsplanes 
 
8.1 Geplante Art der baulichen Nutzung 
 
Entsprechend dem allgemeinen erheblichen Wohnbedarf in der Gemeinde Mühlenbecker Land und des kon-
kreten Wohnbedarfs im hier vorliegenden Plangebiet sowie entsprechend der vorhandenen Umgebungsbe-
bauung des Plangebietes ist die Festsetzung eines reinen Wohngebietes geplant.  
 
Hierfür sind folgende textliche Festsetzungen geplant: 
 

1.  Art der baulichen Nutzung (§9 BauGB, BauNVO) 
 

Für die gemäß Planzeichnung festgesetzten Baugebietsflächen des reinen Wohngebietes WR gemäß §3 
BauNVO wird festgesetzt: 

 
(1) Allgemein zulässig sind Nutzungen nach §3(2) BauNVO. Das sind: 
1.  Wohngebäude, 
2.  Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienen. 
 
(2) Gem. §1(6) BauNVO wird bestimmt, dass folgende Ausnahme nach §3(3) BauNVO nicht Bestandteil des Be-

bauungsplanes werden: 
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1.  Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen Bedarfs für die Bewohner des Ge-
biets dienen, sowie kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

2.   sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienende Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 
Die Festsetzung eines reinen Wohngebietes ermöglicht eine Nutzung der bisherigen Wochenendhausgrund-
stücke für Wohnzwecke.  
 
Für die Ansiedlung von Läden und nicht störenden Handwerksbetrieben, die zur Deckung des täglichen Be-
darfs für die Bewohner des Gebiets dienen sowie den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienende 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke hat das Plangebiet eine zu geringe 
Größe.  
Für kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes und sonstige Anlagen für soziale Zwecke ist das Plange-
biet auf Grund der Siedlungsstruktur, nicht geeignet. Die für diese Nutzungen erforderlichen größeren Bau-
körper wären mit dem Planungsziel der Ermöglichung einer wohnbaulichen Nutzung bei gleichzeitiger Mini-
mierung des Eingriffs in den naturräumlichen Bestand nicht vereinbar.  
Aus den genannten Gründen wurden die nach §3(3) BauGB ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nicht 
Bestandteil dieses Bebauungsplanes. 
 
 
8.2. Geplantes Maß der baulichen Nutzung 
 
8.2.1 Geplante Grundfläche baulicher Anlagen 
 
Für die in der Planzeichnung gekennzeichneten überbaubaren Grundstücksflächen 1 bis 13 erfolgt die Rege-
lung der zulässigen Grundflächen baulicher Anlagen durch textliche Festsetzung wie folgt: 
 

2.1 Größe der Grundflächen baulicher Anlagen  
  (§9(1)1. BauGB, § 16(2)1. BauGB 
 
(1) Für die in der Planzeichnung mit 1 bis 13 bezeichneten überbaubaren Grundstücksflächen werden die zulässi-
gen Grundflächen baulicher Anlagen sowie die zulässigen Überschreitungen durch Grundflächen gemäß § 19 Abs. 
4 Satz 1 BauNVO auf den zugehörigen Baugrundstücken wie folgt festgesetzt: 
 

Bezeichnung der 
überbaubaren 
Grundstücksfläche 

maximal zulässige 
Grundfläche baulicher 
Anlagen (GR) 

maximal zulässige Überschreitung durch Grundflä-
chen gemäß § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO auf den zuge-
hörigen Baugrundstücken 

1 120 m² 90 m² 
2 120 m² 90 m² 
3 120 m² 90 m² 
4 82 m² 40 m² 
5 120 m² 90 m² 
6 120 m² 75 m² 
7 120 m² 75 m² 
8 120 m² 65 m² 
9 120 m² 65 m² 

10 116 m² 59 m² 
11 116 m² 59 m² 
12 110 m² 54 m² 
13 110 m² 54 m² 

 
Für jede überbaubare Grundstücksfläche (siehe unter 8.3.2) ist im vorliegenden Bebauungsplan die Festset-
zung maximal zulässiger bebauter Grundflächen (GR) für die Hauptanlagen sowie Anlagen gemäß §19(4) 
BauNVO (Nebenanlagen, Stellplätz u. a.) geplant.  
 
Hierbei wird berücksichtigt, dass GR 120 m² zuzüglich 90m² für Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenan-
lagen, Stellplätze u. a.) eine angemessene Nutzung eines Wohnbaugrundstückes ermöglichen.  
Auf den größeren Grundstücken werden hierdurch für die Hauptanlagen Grundflächenzahlen (GRZ) erheblich 
unter 0,2 und einschließlich Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenanlagen, Stellplätz u. a.) unter 0,3 er-
reicht.  
 
Bei den kleineren Grundstücken wird die zulässige Grundfläche baulicher Anlagen (GR) so festgesetzt, dass 
für die Hauptanlage eine GRZ 0,2 und einschließlich Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenanlagen, Stell-
plätze u. a.) eine GRZ eingehalten werden. Das entspricht der in Zühlsdorf ortsüblichen Bebauungsdichte für 
Wohnbaugrundstücke. Auch wenn die zulässigen Grundflächen baulicher Anlagen hier unter 120m² für die 
Hauptanlagen zuzüglich 90m² für Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenanlagen, Stellplätz u. a.) liegt, ist 
dennoch auf den betreffenden Grundstücken eine den geringen Grundstücksgrößen angemessene wohnbau-
liche Nutzung möglich. 
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Bei den Anlagen gemäß §19(4) BauNVO handelt es sich um folgende bauliche Anlagen: 
 

1.   Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, 
2.   Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, 
3.   bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 

wird, 
 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind: 
 

§ 14 Nebenanlagen; Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie und Kraft-Wärme-Kopplungs-
anlagen 
 

(1) Außer den in den §§ 2 bis 13 genannten Anlagen sind auch untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des Bauge-
biets selbst dienen und die seiner Eigenart nicht widersprechen. Soweit nicht bereits in den Baugebieten 
nach dieser Verordnung Einrichtungen und Anlagen für die Tierhaltung, einschließlich der Kleintiererhal-
tungszucht, zulässig sind, gehören zu den untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des 
Satzes 1 auch solche für die Kleintierhaltung. Im Bebauungsplan kann die Zulässigkeit der Nebenanlagen 
und Einrichtungen eingeschränkt oder ausgeschlossen werden. 
 

(2) Die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von 
Abwasser dienenden Nebenanlagen können in den Baugebieten als Ausnahme zugelassen werden, auch 
soweit für sie im Bebauungsplan keine besonderen Flächen festgesetzt sind. Dies gilt auch für fernmelde-
technische Nebenanlagen sowie für Anlagen für erneuerbare Energien, soweit nicht Absatz 1 Satz 1 An-
wendung findet. 
 

(3) Soweit baulich untergeordnete Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie in, an oder auf Dach- 
und Außenwandflächen oder Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen innerhalb von Gebäuden nicht bereits nach 
den §§ 2 bis 13 zulässig sind, gelten sie auch dann als Anlagen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1, wenn die 
erzeugte Energie vollständig oder überwiegend in das öffentliche Netz eingespeist wird. 

 
Die geplanten Grundflächen GR berücksichtigen die vorhandenen Grundstücksbebauungen (siehe unter 5.2).  
Lediglich auf einem Grundstück (Fuchsgasse 13) ist bisher ein höheres Maß der baulichen Nutzung vorhan-
den, als es gemäß dem Planungskonzept des vorliegenden Bebauungsplanes vorgesehen ist. Wegen der 
erheblichen Größe des betreffenden Grundstücks von 1019 m² ergibt sich hier im Bestand einschließlich der 
Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenanlagen, Stellplätz u. a.) eine GRZ 0,27. Da diese GRZ trotz Über-
schreitung der angestrebten GR von 120+90= 210m² unterhalb der GRZ 0,3 liegt, die einschließlich der Anla-
gen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenanlagen, Stellplätz u. a.) für Wohnbaugrundstücke in Zühlsdorf als orts-
üblich gelten kann, sieht die textliche Festsetzung für die festgesetzten Grundflächen baulicher Anlagen fol-
gende Ausnahme vor: 
 

(2) Eine Überschreitung der unter (1) festgesetzten Grundfläche baulicher Anlagen (GR) ist ausnahmsweise zuläs-
sig, wenn die baulichen Anlagen vor dem Datum des Aufstellungsbeschlusses (21.09.2020) bestanden und im Falle 
einer Neubebauung die zu diesem Zeitpunkt vorhandenen Grundflächen baulicher Anlagen auf dem betreffenden 
Baugrundstück insgesamt nicht überschritten werden. 

 
 
Für die geplanten zulässigen Grundflächen baulicher Anlagen ergeben sich die Grundflächenzahlen (GRZ) 
wie folgt: 
 

Bezeich-
nung der 
überbau-
baren 
Grund-
stücksflä-
che 

maximal zuläs-
sige Grundflä-
che baulicher 
Anlagen (GR) 
in m² (Hauptan-
lagen) 

maximal zulässige Über-
schreitung durch Grund-
flächen gemäß § 19 Abs. 
4 Satz 1 BauNVO auf den 
zugehörigen Baugrund-
stücken in m² (Nebenan-
lagen) 

Lage auf 
Flurstück 

Grund-
stücks-
größe 
in m² 

GRZ 
Haupt-
anla-
gen 

GRZ 
Haupt- 
und Ne-
benan-
lagen 

1 120 90 1322 834 0,14 0,25 
2 120 90 1175/6 990 0,12 0,21 
3 120 90 1175/7 

1325 
1058 0,11 0,20 

4 82 40 1323 408 0,20 0,30 
5 120 90 1175/4, 

2454, 1594 
1019 0,12 0,20 

6 120 75 1179 Nord 1300 0,18 0,30 
7 120 75 1179 Süd 
8 120 65 1180 Nord 1232 0,19 0,30 
9 120 65 1180 Süd 
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10 116 59 1181 Nord 1166 0,20 0,30 
11 116 59 1181 Süd 
12 110 54 1182 Nord 1098 0,20 0,30 
13 110 54 1182 Süd 

 
Das Maß der baulichen Nutzung bleibt unter den Orientierungswerten für Obergrenzen gemäß §17 BauNVO. 
Die geplante Festsetzung der Grundflächen baulicher Anlagen (GR) ermöglicht eine zweckentsprechende 
Grundstücksnutzung und trägt dem vorhandenen Siedlungscharakter angemessen Rechnung. 
Durch die Beschränkung der zulässigen GR wird ein entsprechend großer Anteil der Baugrundstücke dauer-
haft von Bebauung freigehalten und so auch ausreichend Platz für die Versickerung von Niederschlagswasser 
ermöglicht. 
 
Im Vergleich zur bisherigen baulichen Nutzung sowie zur Umgebungsbebauung ist das geplante Maß 
der baulichen Nutzung auch aus folgenden Gründen angemessen: 
 

Bisher handelt es sich beim vorliegenden Plangebiet um ein Wochenendhausgebiet. In § 17 BauNVO sind für 
Wochenendhausgebiete folgende Obergrenzen für das Maß der baulichen Nutzung angegeben: 

Grundflächenzahl (GRZ)  0,2 
Geschossflächenzahl (GFZ)  0,2 

 

Vorliegend ist für das Plangebiet die Festsetzung eines reinen Wohngebietes geplant. Für reine Wohngebietes 
sind gemäß § 17 BauNVO folgende Orientierungswerte für Obergrenzen für das Maß der baulichen Nutzung 
angegeben: 

Grundflächenzahl (GRZ)  0,4 
Geschossflächenzahl (GFZ)  1,2 

 

Der wirksame Flächennutzungsplan stellt für das allgemeine Wohngebiet in der Umgebung des Plange-
bietes eine Grundflächenzahl GRZ 0,2 dar. 
 

Das Plangebiet weist bisher ein Maß der baulichen Nutzung auf, welches die Grundflächenzahl GRZ 0,2 teil-
weise erheblich unterschreitet. (siehe unter 5.2) 
Wesentliches Planungsziel der vorliegenden Planung ist es, die Umwandlung der vorhandenen Wochenend-
hausgrundstücke in Wohngebietsgrundstücke durch planerische Festsetzungen so zu steuern, dass erhebli-
che Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft in diesem Zusammenhang so weit wie möglich vermieden wer-
den. Dies geschieht durch die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen an den bestehenden Stand-
orten der Hauptgebäude sowie durch die Festsetzung von Grundflächen baulicher Anlagen, die eine wohn-
bauliche Nutzung der Grundstücke ermöglichen und zugleich erhebliche zusätzliche Flächeninanspruchnah-
men für bauliche Nutzungen vermeiden. Hierdurch wird auch das Erfordernis von Eingriffen in den Baumbe-
stand auf Grund der vorliegenden Planung minimiert. 
In Wochenendhausgebieten beträgt gemäß § 17 BauNVO die Obergrenze der Geschossflächenzahl GFZ 0,2, 
es ist nur ein Gebäude mit 1 Vollgeschoss zulässig.  
 

Mit der nun geplanten Änderung der Art der baulichen Nutzung von einem Wochenendhausgebiet in ein Wohn-
gebiet wird die Festsetzung von 2 Vollgeschossen möglich. Bei einer GRZ 0,2 ergibt sich bei 2 Vollgeschossen 
eine GRZ 0,4. Bei den größeren Grundstücken, für die sich eine entsprechend geringere Grundflächenzahl 
(GRZ) aus der geplanten Grundfläche baulicher Anlagen (GR) ergibt, fällt auch die Geschossflächenzahl 
(GFZ) entsprechend geringer aus. Die geringste Geschossflächenzahl ergibt sich für die geplante überbau-
bare Grundstücksfläche 3 mit 1,1 x 2 = GFZ 2,2. 
Auf allen Baugrundstücken erhöht sich wegen der nun geplanten Zulässigkeit von 2 Vollgeschossen mit der 
vorliegenden Planung die mögliche GFZ gegenüber dem Bestand und auch gegenüber den Vorgaben des 
§17 BauNVO für Wochenendhausgebiet. Hierdurch wird eine zweckentsprechende Nutzbarkeit der Baugrund-
stücke im Plangebiet für Wohnzwecke ermöglicht. 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte zum Entwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 03.06.2022 mit: 

1. Belange des Bereiches Planung 
1.1 Weiterführende Hinweise   
1.1.1 Hinweise zum Planwerk   
a) In der Textfestsetzung (TF) Nr. I.2.1 „Größe der Grundflächen baulicher Anlagen“ wird ein Bezug zu „den zugehö-
rigen Baugrundstücken“ hergestellt. Diese sind in der Planzeichnung nicht rechtsklar verortbar. Im Begründungstext 
Pkt. 8.2.1 „geplante Grundflächen baulicher Anlagen“ (S. 38) ist nicht benannt worden, was als „Grundstück“ im Sinne 
der Festsetzung gilt. Nicht alle Flurstücke innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind laut Luftbild 
GIS 2020 bereits mit einer Hausnummer versehen. Was also im eigentlichen Sinn als „Grundstück“ gilt, lässt sich 
auch hierüber nicht ableiten. Der Sachverhalt ist zu prüfen.  

 
Berücksichtigung: 
Die Festsetzung der zulässigen Grundfläche baulicher Anlagen bezieht sich auf das Baugrundstück, welches 
zu der in der Planzeichnung festgesetzten jeweiligen überbaubaren Grundstücksfläche gehört.  
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Der in der Festsetzung verwendete Begriff „Baugrundstück“ entspricht dem in der Baunutzungsverordnung in 
§19 verwendeten Begriff, wo es heißt: 
 

§ 19 Grundflächenzahl, zulässige Grundfläche 
(1) Die Grundflächenzahl gibt an, wieviel Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche 
im Sinne des Absatzes 3 zulässig sind. 
(2) Zulässige Grundfläche ist der nach Absatz 1 errechnete Anteil des Baugrundstücks, der von baulichen 
Anlagen überdeckt werden darf. 
(3) Für die Ermittlung der zulässigen Grundfläche ist die Fläche des Baugrundstücks maßgebend, die im 
Bauland und hinter der im Bebauungsplan festgesetzten Straßenbegrenzungslinie liegt. Ist eine Straßen-
begrenzungslinie nicht festgesetzt, so ist die Fläche des Baugrundstücks maßgebend, die hinter der tat-
sächlichen Straßengrenze liegt oder die im Bebauungsplan als maßgebend für die Ermittlung der zulässi-
gen Grundfläche festgesetzt ist. 

 
 
8.2.2 Zahl der Vollgeschosse, Geschossfläche, Dachgestaltung 
 
8.2.2.1 Zahl der Vollgeschosse 
 
Innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Wohngebietsflächen sollen maximal 2 Vollgeschosse zu-
lässig sein. 
 

Die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse erfolgt als Obergrenze, d. h., dass sowohl eingeschossige, als 
auch zweigeschossige Gebäude im Plangebiet zulässig sind. 
 

In der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) ab der Fassung des Gesetzes zur Novellierung der Bran-
denburgischen Bauordnung und zur Änderung des Landesimmissionsschutzgesetzes vom 19. Mai 2016 ist 
zum Begriff des Vollgeschosses geregelt: 

„(2) Solange § 20 Absatz 1 der Baunutzungsverordnung zur Begriffsbestimmung des Vollgeschosses auf Landes-
recht verweist, gilt insoweit § 2 Absatz 4 der Brandenburgischen Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. September 2008 (GVBl. I S. 226) fort. Auf Satzungen nach dem Baugesetzbuch, die bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes Rechtswirksamkeit erlangt haben, ist der zum Zeitpunkt des jeweiligen Satzungsbeschlusses gel-
tende Begriff des Vollgeschosses weiter anzuwenden.“ 

 

Gemäß §2(4) Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Sep-
tember 2008 (GVBl. I S. 226) ist der Begriff des Vollgeschosses wie folgt bestimmt: 

 „Vollgeschosse sind alle oberirdischen Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m über die Ge-
ländeoberfläche hinausragt. Geschosse, die ausschließlich der Unterbringung technischer Gebäudeausrüstungen 
dienen (Installationsgeschosse) sowie Hohlräume zwischen der obersten Decke und der Bedachung, in denen Auf-
enthaltsräume nicht möglich sind, gelten nicht als Vollgeschosse.“ 

 

Hiernach sind heute alle Dachgeschosse, in denen Aufenthaltsräume möglich sind, Vollgeschosse und 
auf die Geschossfläche anzurechnen. 
 

Die Festsetzung berücksichtigt die vorhandene Wohnbebauung in der Umgebung des Plangebietes, die ma-
ximal zweigeschossig ist. (siehe unter 5.4) 
 
8.2.2.2 Geschossfläche 
 
Im vorliegenden Bebauungsplan ist keine Festsetzung zur Geschoßflächenzahl bzw. Geschossfläche geplant, 
da sich diese gemäß §20 BauNVO wie folgt bereits aus der Festsetzung der Grundflächenzahl GRZ und der 
Zahl der Vollgeschosse ergeben: 
 

§ 20 Vollgeschosse, Geschoßflächenzahl, Geschoßfläche 
(1) Als Vollgeschosse gelten Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind oder auf ihre 
Zahl angerechnet werden. 
(2) Die Geschoßflächenzahl gibt an, wieviel Quadratmeter Geschoßfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche im 
Sinne des § 19 Abs. 3 zulässig sind. 
(3) Die Geschoßfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Vollgeschossen zu ermitteln. Im Bebauungs-
plan kann festgesetzt werden, daß die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen einschließlich der zu 
ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände ganz oder teilweise mitzurechnen oder 
ausnahmsweise nicht mitzurechnen sind. 
(4) Bei der Ermittlung der Geschoßfläche bleiben Nebenanlagen im Sinne des § 14, Balkone, Loggien, Terrassen sowie 
bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen (seitlicher Grenzabstand und sonstige Ab-
standsflächen) zulässig sind oder zugelassen werden können, unberücksichtigt. 

 

Gemäß §20(3) BauNVO ist die Geschossfläche nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Vollgeschossen 
zu ermitteln. Demnach ergibt sich die Geschossflächenzahl aus dem Produkt der Grundflächenzahl und der 
Zahl der Vollgeschosse. Bei einer Grundflächenzahl GRZ 0,2 oder geringer (siehe unter 8.2.1) und maximal 2 
Vollgeschossen ergibt sich eine maximal zulässige Geschossflächenzahl GFZ 0,4 oder geringer. 
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Durch die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes werden die Orientierungswerte für Obergrenzen 
für die Geschossflächenzahl (GFZ) gemäß §17 BauNVO deutlich unterschritten. 
 
 
8.2.2.3 Dachgestaltung 
 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen einer zweigeschossigen Bebauung im Plangebiet auf das Orts- und 
Landschaftsbild sind nicht zu befürchten, da die vorhandene Bebauung im Planbereich ebenfalls zweigeschos-
sig ist. Um der Unterschiedlichkeit der vorhandenen Dachformen im Planbereich Rechnung zu tragen und 
auch Elemente der Nutzung regenerativer Energien oder Gründächer nicht auszuschließen, erfolgen keine 
gestalterischen Festsetzungen zur Dachgestaltung. 
Durch den Verzicht von Festsetzungen zur Dachgestaltung wird auch bei der im vorliegenden Bebauungsplan 
beschränkten Grundfläche baulicher Anlagen eine angemessene Ausnutzbarkeit der Wohnbaugrundstücke 
durch ein uneingeschränkt nutzbares 2. Vollgeschoss ermöglicht. 
 
 
8.2.3 Geplante Höhe baulicher Anlagen 
 
Das Plangebiet ist bisher mit eingeschossigen Wochenendhäusern bebaut. Im vorliegenden Bebauungsplan 
ist eine maximal zweigeschossige Wohngebietsbebauung geplant. Eine wesentliche Auswirkung der vorlie-
genden Planung ist somit die Ermöglichung von größeren Gebäudehöhen, als bisher im Plangebiet vorhan-
den. Um auch diesbezüglich eine geordnete städtebauliche Entwicklung zu sichern ist zum Schutz und zur 
Entwicklung des Ortsbildes die Festsetzung von Gebäudehöhen mit folgenden textlichen Festsetzungen ge-
plant: 
 

2.3  Höhe baulicher Anlagen (§9 Abs.3 BauGB) 
 

Für das Plangebiet werden die maximal zulässigen Gebäudehöhen wie folgt festgesetzt:  
 

Bezeichnung der 
überbaubaren 
Grundstücksfläche 

zu Grunde gelegte Geländehöhe in m über 
NHN im Deutschen Haupthöhennetz DHHN 
2016 für die überbaubaren Grundstücksflä-
chen 

maximal zulässigen Gebäudehö-
hen in m über NHN im Deutschen 
Haupthöhennetz DHHN 2016 

1 unter 58,5 67,5 
2 unter 58,5 67,5 
3 unter 58,5 67,5 
4 unter 58,5 67,5 
5 unter 58,5 67,5 
6 58,5 bis unter 59,0 68,0 
7 unter 58,5 67,5 
8 59,0 bis unter 59,5 68,5 
9 unter 58,5 67,5 

10 59,5 bis unter 60,0 69,0 
11 58,5 bis unter 59,0 68,0 
12 59,5 bis unter 60,0 69,0 
13 58,5 bis unter 59,0 68,0 

 
Die in der Planzeichnung festgesetzten Gebäudehöhen dürfen durch technische Anlagen wie Schornsteine, Ent-
lüftungen oder Anlagen für die Nutzung regenerativer Energien um maximal 1m überschritten werden. 
 

Für die Festsetzung wurden die Geländehöhen zu Grunde gelegt, die sich gemäß vermessenem Lage- und 
Höhenplan für die geplanten überbaubaren Grundstücksflächen an Hand der Bestandshöhen als zweckmäßig 
ergeben. Hierbei wurden neben den Geländehöhen auf den Baugrundstücken auch die Höhen der anliegen-
den Straßen berücksichtigt, da die Rückstauebene für das Schmutzwasser i. d. R. die Oberkante Straße ist. 
Die zu Grunde zu legenden Geländehöhen wurden jeweils in Stufen von 0,5m ermittelt. 
 
Ausgehend von diesen zu Grunde zu legenden Geländehöhen wird die geplante maximal zulässige Gebäu-
dehöhe so festgesetzt, dass jeweils ein mindestens 9m hohes Gebäude errichtet werden kann. Je nach kon-
kreter Festlegung der Geländehöhe im Baugenehmigungsverfahren kann das zulässige Gebäude auch ge-
ringfügig höher sein. 
 
Bei der Festsetzung wird davon ausgegangen, dass eine Gebäudehöhe von 9m grundsätzlich ausreichend 
ist, um ein zweigeschossiges Gebäude errichten zu können. 
 
Beispiele für Höhen bei zweigeschossigen Gebäuden mit 9m Gebäudehöhe (auch abweichende Auftei-
lungen der zur Verfügung stehenden Höhen sind möglich): 
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Beispiel: Gebäude mit zweitem Vollgeschoss im Dachraum 
 

Gebäudeteil Höhe in m 
Höhe bis OK Fußboden Erdgeschoss (darunter eventuell Keller) 0,30  
Höhe von OK Fußboden Erdgeschoss (Geschosshöhe z. B. 2,70m)  
bis OK FB Dachgeschoss 

3,0 

Höhe Drempel (gedachter Schnittpunkt der Verlängerung der Außenkante  
Außenwand mit der Dachhaut) 

0,7 

Außenhöhe Dach bei 10m Gebäudetiefe und 45° Dachneigung 5,0 
Höhe Gebäude gesamt 9,0 

 
Beispiel:   Gebäude mit zwei raumhohen Geschossen zuzüglich Dach, welches kein weiteres 
                  Vollgeschoss ist 
 

Gebäudeteil Höhe in m 
Höhe bis OK Fußboden Erdgeschoss (darunter eventuell Keller) 0,3  
Höhe von OK Fußboden Erdgeschoss (Geschosshöhe z. B. 2,70m)  
bis OK FB Obergeschoss  

3,0 

Höhe OK Fußboden Obergeschoss (Geschosshöhe z. B. 2,70m) einschließlich Decke  3,0 
Außenhöhe Dach, in dem keine Aufenthaltsräume möglich sind (z. B. flach geneigtes 
Zeltdach) 

2,7 

Höhe Gebäude gesamt 9,0 
 
(Zu den Mindesthöhen von Schornsteinen siehe unter 8.6) 
 
 
8.3 Geplante Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 
 
8.3.1 Bauweise 
 
Die Festsetzung der offenen Bauweise entspricht dem Charakter der vorhandenen Bebauung im Bereich des 
Plangebietes. 
Gemäß §22(2) BauNVO werden in der offenen Bauweise die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand errichtet. 
Um dem ortsüblichen Siedlungscharakter angemessen Rechnung zu tragen, werden nur Einzelhäuser als 
zulässig festgesetzt. Hausgruppen (z. B. Reihenhäuser) und Doppelhäuser sind demnach unzulässig.  
Gemäß §22(2) BauNVO darf in der offenen Bauweise die Länge der zulässigen Hausformen höchstens 50 m 
betragen. Wegen der bestehenden Grundstücks- und Bebauungsstruktur in Verbindung mit der geplanten 
Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen durch Baugrenzen ist die Ausschöpfung einer Baukörper-
länge von 50m entsprechend der vorliegenden Planung jedoch nicht möglich. 
 
 
8.3.2 Überbaubare Grundstücksfläche 
 
Die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche erfolgt durch Baugrenzen unter Berücksichtigung der 
Lage der bestehenden Hauptgebäude und eines angemessenen Entwicklungsspielraumes. 
 
Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) regelt hierzu: 
 

„§ 23 Überbaubare Grundstücksfläche 
(1) Die überbaubaren Grundstücksflächen können durch die Festsetzung von Baulinien, Baugrenzen oder Bebau-
ungstiefen bestimmt werden. § 16 Absatz 5 ist entsprechend anzuwenden. 
(…) 
(3) Ist eine Baugrenze festgesetzt, so dürfen Gebäude und Gebäudeteile diese nicht überschreiten. Ein Vortreten 
von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 
(…) 
(5) Wenn im Bebauungsplan nichts anderes festgesetzt ist, können auf den nicht überbaubaren Grundstücksflä-
chen Nebenanlagen im Sinne des § 14 zugelassen werden. Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können.“ 

 
Im Planbereich besteht keine ortsübliche bestimmte Lage der Hauptgebäude auf den Baugrundstücken. Die 
Hauptgebäude befinden sich hier teilweise im straßennahen Tel der Baugrundstücke und teilweise in den 
mittleren Grundstücksbereichen.  
 
Im vorliegenden Bebauungsplan ist an den Standorten der vorhandenen Hauptgebäude (Wochenendhäuser) 
jeweils die Festsetzung einer überbaubaren Grundstücksfläche durch Baugrenzen geplant, denn an den be-
reits bebauten Standorten ist durch die vorhandenen baulichen Nutzungen bereits ein Eingriff in Boden, Natur 
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und Landschaft vorhanden. Deshalb sind hier die nachteiligen Auswirkungen einer Bebauung auf Boden, Na-
tur und Landschaft besonders gering. Das betrifft insbesondere die Vermeidung erforderlicher Eingriffe in den 
Baumbestand. 
 

Da sich die Grundstücke im Plangebiet in unterschiedlichem privatem Eigentum befinden, erfolgt die Festset-
zung der Baugrenze mit einem Mindestabstand von 3 m zu Nachbargrenzen. Auch die Brandenburgische 
Bauordnung verlangt für bauliche Hauptanlagen diese Mindestabstandsfläche. 
Zu den angrenzenden Straßengrenzen werden Abstände der überbaubaren Grundstücksfläche von mindes-
tens 4m eingehalten. Einzige Ausnahme bildet hier Flurstück 1323, bei dem wegen der geringen Grundstücks-
breite der Abstand der Baugrenze zur Ottostraße nur 3m beträgt.  
 

Zusätzlich zu den Baugrenzen sind für die Anordnung baulicher Anlagen auch die erforderlichen Abstandsflä-
chen nach §6 BbgBO zu berücksichtigen, die sich zu Nachbargrenzen und zu Gebäuden untereinander erge-
ben. 
 
Zum Schutz des Ortsbildes ist folgende textliche Festsetzung geplant: 

(3) Innerhalb der Flächen zwischen den tatsächlichen Straßengrenzen der an das Plangebiet angrenzen-
den Straßen und einem Abstand von 4m von den tatsächlichen Straßengrenzen ist die Errichtung von 
Nebenanlagen, die Gebäude sind oder von denen gebäudegleiche Wirkungen ausgehen (einschließlich 
Carports) unzulässig. (Festsetzung gemäß §23. Abs.5 BauNVO) 

 

Da der Bebauungsplan für die übrigen Baugrundstücksflächen nichts anderes festsetzt, können dort gemäß 
§22(5) BauNVO auch auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO zugelassen werden. Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Ab-
standsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können. 
 

Die festgesetzte überbaubare Grundstücksfläche belässt einen angemessenen Spielraum für die weitere Ent-
wicklung der Bebauung im Plangebiet. In Verbindung mit der Begrenzung des zulässigen Maßes der baulichen 
Nutzung im Plangebiet wird eine ortsüblich lockere Bebauung mit starker Durchgrünung gewährleistet. 
 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte zum Vorentwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 12.07.2021 mit: 

Zulässigkeit von Nebenanlagen: 
Eine einschränkende Zulässigkeit von Nebenanlagen im Grenzbereich zur benachbarten Waldfläche im Osten sollte 
geprüft werden. Der Landschaftsplan der Gemeinde (Vorentwurf der Neuaufstellung vom 21.03.2016) stellt den an-
grenzenden Wald als „Nadelholzforst“ dar (siehe Punkt U.4.2 Biotoptypenkartierung Landschaftsplan). 

 
Der Hinweis wurde mit folgendem Ergebnis geprüft: 
Die Grundstücke im Plangebiet sind bisher mit Wochenendhäusern bebaut 
und in diesem Zusammenhang sind auch Nebengebäude bereits zulässig. So-
mit rückt die bauliche Nutzung mit dem vorliegenden Bebauungsplan nicht we-
sentlich näher an den Waldbestand heran, als dies bisher der Fall ist.  
Östlich des Plangebietes ist ein Waldweg vorhanden, sodass die Plangebiets-
grenze einen Abstand von 4,3 bis 5,0m zum eigentlichen Waldbaumbestand 
hat. (siehe nebenstehenden Ausschnitt aus der Planzeichnung) 
Aus diesen Gründen wird von der Festsetzung einer einschränkenden Zuläs-
sigkeit von Nebenanlagen im Grenzbereich zur benachbarten Waldfläche im 
Osten des Plangebietes abgesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Landesbetrieb Forst Brandenburg teilte mit Schreiben vom 20.06.2024 zum Entwurf des hier vorliegen-
den Bebauungsplanes mit: 

Durch den BP Nr. 63 sind keine Waldflächen im Sinne von § 2 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) direkt 
betroffen. 
Das Gebiet besteht aus Wochenend- und Ferienhäusern, die z.T. schon dauerhaft zu Wohnzwecken genutzt werden. 
Auf ihnen befinden sich zahlreiche Bäume. Sämtliche Grundstücke sind komplett gezäunt. 
Ziel der Änderungen ist es, für das gesamte Gebiet die bauliche Nutzung als Wohngebiet festzulegen und damit die 
Schaffung von dauerhaftem Wohnraum zu ermöglichen. 
Als untere Forstbehörde haben wir keine Einwände gegen die Planungen. Für die vorhandenen Gehölze ist die 
Baumschutzsatzung der Gemeinde Mühlenbecker Land in Anwendung zu bringen. 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind entsprechend zu beachten. (siehe hierzu unter U.4.5)  



Gemeinde Mühlenbecker Land, Bebauungsplan GML Nr. 63 „Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße“ OT Zühlsdorf Satzung Juli 2024 

Planungsbüro Ludewig GbR 43

 
8.4  Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 
 

Zur Versickerung des Niederschlagswassers sind im vorliegenden Bebauungsplan folgende Festsetzungen 
geplant: 
 

4.  Versickerung von Niederschlagswasser (§9(1)14. BauGB) 
(Das von den bebauten Grundflächen anfallende Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück, auf dem es anfällt, 
zurückzuhalten bzw. zu versickern. 

 

Entsprechend der vorhandenen geologischen Situation wird davon ausgegangen, dass bei entsprechender 
Geländegestaltung eine Versickerung des Niederschlagswassers vorzugsweise über die belebte Bodenzone 
oder Versickerungsmulden im Plangebiet möglich ist. Hierfür ist auch die Festsetzung entsprechend geringer 
Grundflächen baulicher Anlagen geplant (siehe unter 8.2.1). 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte zum Vorentwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 12.07.2021 mit und 
bestätigte dies mit Schreiben vom 01.07.2024 zum Entwurf des hier vorliegenden Bebauungsplanes: 

4. Belange des Fachdienstes Wasserwirtschaft  
4.1 Weiterführende Hinweise 
4.1.1 Gewässerschutz 
Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Trinkwasserschutzzonen. 
Die wasserrechtlichen Anforderungen und Bestimmungen des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Was-
serhaushaltsgesetz – WHG) und des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) sind zu beachten und einzuhal-
ten. 
Voraussetzung für die Niederschlagsversickerung ist versickerungsfähiger Boden und ein Mindestabstand von 1,00 
m zwischen Sohle der Versickerungsanlage und dem mittleren höchsten Grundwasserstand. 
Sämtliche Arbeiten sind so auszuführen, dass das Grund- und das Oberflächenwasser nicht verunreinigt und gefähr-
det werden. 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet entsprechend zu beachten. 
 
 
8.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
 
Hierzu sind folgende Festsetzungen geplant: 
 

5.  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  
  (§9 Abs.1 Nr.20 BauGB, §1a BauGB) 
 
(1) Stellplätze und deren Zufahrten sind mit einem dauerhaft wasser- und luftdurchlässigen Aufbau auszuführen. 
 
(2) Im Plangebiet sind Einfriedungen so herzustellen, dass über Gelände Öffnungen als Durchschlupf für Amphibien 
und Kleinsäuger mit einem lichten Öffnungsmaß von mindestens 10cm im Durchmesser und einer Anzahl von 
mindestens 1 Stck. je lfd. m vorhanden sind. 

 
Die Festsetzung (1) dient der teilweisen Vermeidung von zusätzlichen Eingriffen in das Schutzgut Boden durch 
Versiegelung.  
Die Festsetzungen (2) dienen der Vermeidung von Verstößen gegen Verbote des §44(1) BNatSchG (Arten-
schutz, siehe unter Fachbeitrag Artenschutz). 
 
Darüber hinaus werden folgende Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen: 
 

VI. Hinweise zum besonderen Artenschutz 
 
Im Plangebiet vorhandene Nistkästen sind innerhalb der Brutzeit (1. März bis zum 30. September eines 
jeden Jahres) zu erhalten.  
Im Falle der Beseitigung von Bäumen oder Gebäuden mit vorhandenen Nistkästen sind die betreffenden 
Nistkästen außerhalb der o. g. Brutzeit an andere geeignete Plätze im Plangebiet umzuhängen.  
Zum Schutz von Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Tierarten hat vor der Entnahme von Bäu-
men - wie auch vor der Entnahme von Nisthilfen - und vor dem Abriss von Gebäuden eine Abstimmung 
mit der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Oberhavel zu erfolgen. 
Soweit sich aus der geplanten Entnahme von Bäumen - wie auch vor der Entnahme von Nisthilfen - und 
vor dem Abriss von Gebäuden drohende Verstöße gegen den Artenschutz ergeben, sind in Abstimmung 
mit der unteren Naturschutzbehörde hierzu vorgezogene Kompensationsmaßnahmen durch das An-
bringen und dauerhafte Erhalten von zusätzlichen Nisthilfen bzw. die Schaffung von Ersatzbiotopen 
umzusetzen.  

 
 



Gemeinde Mühlenbecker Land, Bebauungsplan GML Nr. 63 „Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße“ OT Zühlsdorf Satzung Juli 2024 

Planungsbüro Ludewig GbR 44

8.6 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
- Schornsteinhöhen 

 
In der Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen vom 26. Januar 2010 (BGBl. I S. 38), die 
zuletzt durch Artikel 105 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 132) geändert worden ist (1. 
BImschV) ist folgendes geregelt: 
 

§ 19 Ableitbedingungen für Abgase 
Die Austrittsöffnung von Schornsteinen bei Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe, die ab dem 22. März 2010 
errichtet oder wesentlich geändert werden, müssen 
 

1.   bei Dachneigungen 
 

a)   bis einschließlich 20 Grad den First um mindestens 40 Zentimeter überragen oder von der Dachfläche 
mindestens 1 Meter entfernt sein, 
 

b)   von mehr als 20 Grad den First um mindestens 40 Zentimeter überragen oder einen horizontalen Abstand 
von der Dachfläche von mindestens 2 Meter und 30 Zentimeter haben; 

 

2.   bei Feuerungsanlagen mit einer Gesamtwärmeleistung bis 50 Kilowatt in einem Umkreis von 15 Metern die 
Oberkanten von Lüftungsöffnungen, Fenstern oder Türen um mindestens 1 Meter überragen; der Umkreis vergrö-
ßert sich um 2 Meter je weitere angefangene 50 Kilowatt bis auf höchstens 40 Meter. 

 
Das Plangebiet ist bisher mit eingeschossigen Wochenendhäusern bebaut. Die bestehenden Wochenendhäu-
ser wurden nach 1977 im Plangebiet errichtet und haben Schornsteine für Feuerungsanlagen für feste Brenn-
stoffe. Es wird davon ausgegangen, dass die bestehenden Schornsteine vor dem 22. März 2010 errichtet 
wurden und deshalb nicht von §19 der 1. BImSchV erfasst sind.  
 
Im geplanten reinen Wohngebiet sind Feuerungsanlagen mit einer Gesamtwärmeleistung über 50 Kilowatt 
nicht zu erwarten. Die Regelungen für Feuerungsanlagen mit einer Gesamtwärmeleistung bis 50 Kilowatt tref-
fen jedoch für das Plangebiet zu. 
 
Im vorliegenden Bebauungsplan ist nun eine maximal zweigeschossige Wohngebietsbebauung geplant. Es 
dürfen entsprechend den geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes sowohl eingeschossige als auch 
zweigeschossige Gebäude errichtet werden.  
Sofern diese Gebäude mit Schornsteinen für Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe ausgestattet werden, 
könnten sich bei eingeschossigen Gebäuden mit geringer Dachneigung oder bei Außenwandschornsteinen 
Schornsteinhöhen ergeben, die auf einem später zu bebauenden benachbarten Grundstück zu unzulässigen 
Immissionsbelastungen einer zweigeschossigen Bebauung führen würden. Im vorliegenden Plangebiet wird 
dieser potenzielle Konflikt durch Unterschiede der Geländehöhen innerhalb des Plangebietes von ca. 2m ver-
schärft.  
Deshalb ist im vorliegenden Bebauungsplan die Festsetzung von Mindesthöhen für die Austrittsöffnung von 
Schornsteinen bei Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe geplant.  
 
Bei der Festsetzung wird davon ausgegangen, dass zweigeschossige Gebäude so errichtet werden können, 
dass die Oberkanten von Lüftungsöffnungen, Fenstern oder (Balkon-)Türen in maximal 6m Höhe liegen.  
 
Beispiel für Oberkantenhöhen von Lüftungsöffnungen, Fenstern oder (Balkon-)Türen bei zweige-
schossigen Gebäuden mit 9m Gebäudehöhe (auch abweichende Aufteilungen der zur Verfügung stehen-
den Höhen sind möglich): 
 
Beispiel: Gebäude mit zweitem Vollgeschoss im Dachraum 
 

Gebäudeteil Höhe in m 
Höhe bis OK Fußboden Erdgeschoss (darunter eventuell Keller) 0,3  
Höhe von OK Fußboden Erdgeschoss (Geschosshöhe z. B. 2,70m)  
bis OK FB Obergeschoss / Dachgeschoss  

3,0 

Geschosshöhe Obergeschoss / Dachgeschoss 2,7 
Höhe bis UK der Decke des Obergeschosses ( Dachgeschosses) gesamt 6,0 

 
Wenn die Unterkante Decke des Obergeschosses / Dachgeschosses für ein zweigeschossiges Gebäude 
bei 6m Höhe liegen kann, ist dies zugleich auch die Höhe, die als Oberkante von Lüftungsöffnungen, Fens-
tern oder (Balkon-)Türen für eine zweckentsprechende Grundstücksnutzung auf den Nachbargrundstücken 
zu berücksichtigen ist. 
 
Gemäß § 19 der 1. BImSchV müssen Austrittsöffnung von Schornsteinen bei Feuerungsanlagen für feste 
Brennstoffe mit einer Gesamtwärmeleistung bis 50 Kilowatt in einem Umkreis von 15 Metern die Oberkanten 
von Lüftungsöffnungen, Fenstern oder Türen um mindestens 1 Meter überragen. 
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Bei maximal 9m zulässiger Gebäudehöhe ergibt sich so eine notwendige Mindesthöhe von 9m -7m =2m unter 
der maximal zulässigen Gebäudehöhe auf den benachbarten überbaubaren Grundstücksflächen, wenn 
diese im Einwirkungsbereich von 15m Radius um den betreffenden Schornstein liegen. 
 
Für die einzelnen überbaubaren Grundstücksflächen werden unter Berücksichtigung der Geländehöhen und 
einer zu ermöglichenden Bauhöhe von 9m (siehe unter 8.2.3) die maximal zulässigen Höhen baulicher Anla-
gen wie folgt festgesetzt: 
 
 
Übersicht der geplanten maximal zulässigen Höhen baulicher Anlagen  
 

 
 

Für die im vorstehenden Übersichtsplan farbig gekennzeichneten überbaubaren Grundstücksflächen wird im 
vorliegenden Bebauungsplan die maximal zulässige Gebäudehöhe in m über NHN im Deutschen Haupthö-
hennetz DHHN 2016 wie folgt festgesetzt: 
 

 

 
 

 
maximal zulässige Gebäudehöhe  
67,5 m über NHN im DHHN 2016 

 

 
 

 
maximal zulässige Gebäudehöhe  
68,5 m über NHN im DHHN 2016 

 

 

 
maximal zulässige Gebäudehöhe  
68,0 m über NHN im DHHN 2016 

 

 
 

 
maximal zulässige Gebäudehöhe  
69,0 m über NHN im DHHN 2016 

 
 
Wegen der vorhanden Breite der Straßenflurstücke der anliegenden Straßen liegen die Gebäude auf den 
jeweils gegenüberliegenden Straßenseiten außerhalb des gegenseitigen Beeinflussungsbereiches von 15m 
gemäß § 19 der 1. BImSchV. 
 
Aus der Benachbarung der geplanten überbaubaren Grundstücksflächen innerhalb des Plangebietes ergibt 
sich das Erfordernis für die Festsetzung der Mindesthöhen der Austrittsöffnung von Schornsteinen bei Feue-
rungsanlagen für feste Brennstoffe mit einer Gesamtwärmeleistung bis 50 Kilowatt wie folgt: 
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Bezeich-
nung der 
überbauba-
ren Grund-
stücksfläche 

maximal zu-
lässige Ge-
bäudehöhe 
in m über 
NHN im 
DHHN 2016 

betroffene benachbarte 
überbaubare Grund-
stücksflächen* / dort ma-
ximal zulässigen Gebäude-
höhen in m über NHN im 
DHHN 2016 

Mindesthöhen** von Austrittsöffnung von 
Schornsteinen bei Feuerungsanlagen für 
feste Brennstoffe mit einer Gesamtwär-
meleistung bis 50 Kilowatt in m über NHN 
im DHHN 2016 zusätzlich zur Einhaltung 
der Anforderungen gemäß § 19 der 1. 
BImSchV 

1 67,5 2 / 67,5 67,5-2 = 65,5 
2 67,5 1,3 / 67,5 67,5-2 = 65,5 
3 67,5 2 / 67,5 

6 / 68,0 
68,0-2 = 66,0 

4 67,5 - - 
5 67,5 - - 
6 68,0 3 / 67,5 

2 / 68,5 
68,5-2 = 66,5 

7 67,5 9 / 67,5 67,5-2 = 65,5 
8 68,5 6 / 68,0 

10 / 69,0 
69,0-2 = 67,0 

9 67,5 7 / 67,5 
11 / 68,0 

68,0-2 = 66,0 

10 69,0 8 / 68,0 
12 / 69,0 

69,0-2 = 67,0 

11 68,0 9 / 67,5 
13 / 68,0 

68,0-2 = 66,0 

12 69,0 10 / 69,0 69,0-2 = 67,0 
13 68,0 11 / 68,0 68,0-2 = 66,0 

* Benachbarte überbaubare Grundstücksflächen mit mehr als 15m Abstand sind nicht mit aufgeführt. 
**Bei maximal 9m zulässiger Gebäudehöhe ergibt sich so eine notwendige Mindesthöhe von 9m - 7m =2m unter der maximal zulässigen 
Gebäudehöhe auf den benachbarten überbaubaren Grundstücksflächen, wenn diese im Einwirkungsbereich von 15m Radius um den 
betreffenden Schornstein liegen. 
 
Hierzu ist folgende textliche Festsetzung im vorliegenden Bebauungsplan geplant: 
 

6. Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes  
(§9 Abs. 1 Nr. 24. BauGB) 

 

Gemäß § 19 der 1. BImSchV müssen die Austrittsöffnungen von Schornsteinen bei Feuerungsanlagen für feste 
Brennstoffe, die errichtet oder wesentlich geändert werden,  
 
1. bei Dachneigungen 

a)   bis einschließlich 20 Grad den First um mindestens 40 Zentimeter überragen oder von der Dachfläche 
mindestens 1 Meter entfernt sein, 
b)   von mehr als 20 Grad den First um mindestens 40 Zentimeter überragen oder einen horizontalen 
Abstand von der Dachfläche von mindestens 2 Meter und 30 Zentimeter haben; 

 
2.   bei Feuerungsanlagen mit einer Gesamtwärmeleistung bis 50 Kilowatt in einem Umkreis von 15 Metern die Ober-
kanten von Lüftungsöffnungen, Fenstern oder Türen um mindestens 1 Meter überragen. 
 
Um auf den Grundstücken im Plangebiet bei einer zweigeschossigen Bebauung erhebliche Immissionsbelastungen 
über Lüftungsöffnungen, Fenstern oder Türen zu vermeiden, müssen die Austrittsöffnung von Schornsteinen bei 
Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe mit einer Gesamtwärmeleistung bis 50 Kilowatt folgende Mindesthöhen zu-
sätzlich zur Einhaltung der Anforderungen gemäß § 19 der 1. BImSchV aufweisen: 
 

Bezeichnung der 
überbaubaren 
Grundstücksflä-
che 

Mindesthöhen von Austrittsöffnungen von Schornsteinen bei Feuerungsanlagen 
für feste Brennstoffe mit einer Gesamtwärmeleistung bis 50 Kilowatt in m über NHN 
im DHHN 2016 zusätzlich zur Einhaltung der Anforderungen gemäß  
§ 19 der 1. BImSchV 

1 65,5 
2 65,5 
3 66,0 
4 - 
5 - 
6 66,5 
7 65,5 
8 67,0 
9 66,0 

10 67,0 
11 66,0 
12 67,0 
13 66,0 
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Eine Unterschreitung der festgesetzten Mindesthöhen von Austrittsöffnungen von Schornsteinen ist ausnahmsweise 
zulässig, wenn im Umkreis von 15 Metern vom betreffenden Schornstein keine in der Planzeichnung des Bebau-
ungsplanes festgesetzte benachbarte überbaubare Grundstücksfläche betroffen ist. 

 
Die Ausnahmeregelung am Ende der Festsetzung erfolgt, da sich, je nach Lage eines zukünftigen Schornstei-
nes innerhalb der geplanten überbaubaren Grundstücksflächen auch ausreichende Abstände von 15m zu be-
nachbarten überbaubaren Grundstücksflächen ergeben können. 
 
 
8.7 Örtliche Bauvorschriften  
 
Der Landkreis Oberhavel teilte zum Vorentwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 12.07.2021 mit: 

 
Örtliche Bauvorschriften: 
Zum Schutz des Ortsbildes sollte die Aufnahme von Vorschriften zur Höhe und Ausgestaltung von Einfriedungen 
aufgenommen werden, desgleichen das „Verbot von Schottergärten“ zur Verwirklichung städtebaulicher Absichten 
im Sinne des Klimaschutzes und der Klimaanpassung. 
 

Berücksichtigung: 
 
Zum Schutz des Ortsbildes wird folgende Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen: 
 

II. Örtliche Bauvorschriften gemäß §87 Abs.1 BbgBO 
(1) Straßenseitige Grundstückseinfriedungen sind im Plangebiet nur mit einem Öffnungsanteil von mindestens 50% 
der Ansichtfläche zulässig. Hecken als Grundstückseinfriedungen sind zulässig. 
(2) Die Anlage von Schottergärten ist im Plangebiet unzulässig. 

 
Zu Grundstückseinfriedungen 
 
Auf die Festsetzung der Höhe von Grundstückseinfriedungen wird verzichtet, da im Plangebiet und dessen 
Umgebung keine ortsübliche Höhe für Grundstückseinfriedungen besteht und eine solche Festsetzung wegen 
der unterschiedlichen Geländehöhen im Plangebiet hier auch kompliziert wäre. Die Anforderungen der Bran-
denburgischen Bauordnung an Grundstückseinfriedungen sind zu beachten. 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte zum Entwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 03.06.2022 mit: 

1. Belange des Bereiches Planung 
1.1 Weiterführende Hinweise   
1.1.1 Hinweise zum Planwerk   
b) Die verwendete Formulierung „durchblickbar“ der TF Nr. II.(1) ist unbestimmt. Zudem ist das städtebauliche Erfor-
dernis für das Festsetzen eines prozentualen Anteils von „mindestens 50 % durchblickbaren Anteils Ansichtfläche“ 
der straßenseitigen Einfriedung zu prüfen und im Begründungstext (Pkt. 8.7 „Örtliche Bauvorschriften“; S. 48) herzu-
leiten. 

 
Berücksichtigung: 
Die bauordnungsrechtliche Festsetzung zu Gestaltung von Grundstückseinfriedungen folgt einem entspre-
chenden Hinweis des Landkreises Oberhavel aus dessen Stellungnahme vom 12.07.2021 zum Vorentwurf des 
mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 
(siehe unter 2.1).  
Zur Berücksichtigung des neuerlichen Hinweises wurde die Formulierung „durchblickbarer Anteil“ ersetzt durch 
„Öffnungsanteil“. 
Bei einem Öffnungsanteil von mindestens 50% der Ansichtfläche ist gewährleistet, dass die Einfriedung einen 
nicht überwiegend geschlossenen Eindruck vermittelt. Mauern oder dichte Wände aus anderem Material sind 
somit ausgeschlossen. Hiermit trägt die Festsetzung dem Charakter der Grundstückseinfriedungen in der Um-
gebung des Plangebietes Rechnung, die vielgestaltig sind, jedoch i. d. R. einen Öffnungsanteil von mindestens 
50% aufweisen. Zugleich belässt die Festsetzung einen angemessenen Spielraum für die individuelle Gestal-
tung der Grundstückseinfriedungen. 
 
Darüber hinaus ist zur Vermeidung von Verstößen gegen Verbote des §44(1) BNatschG (Artenschutz) 
folgende Festsetzung in Bezug auf Einfriedungen geplant: 
 

5.  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§9 Abs.1 Nr.20 
BauGB, §1a BauGB) 
 

(2) Im Plangebiet sind Einfriedungen so herzustellen, dass über Gelände Öffnungen als Durchschlupf für Amphibien 
und Kleinsäuger mit einem lichten Öffnungsmaß von mindestens 10cm im Durchmesser und einer Anzahl von 
mindestens 1 Stck. je lfd. m vorhanden sind. 
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Der Landkreis Oberhavel teilte zum Vorentwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 12.07.2021 mit: 

 
6. Belange des Fachbereichs Verkehr und Ordnung 
6.1 Weiterführende Hinweise 
6.1.1 Bevölkerungsschutz und Ordnungswidrigkeiten 
Jagdrechtliche und fischereirechtliche Belange sind durch das Vorhaben nicht betroffen.  
Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der betroffenen Fläche um eine Fläche mit im Osten angrenzenden 
Wald handelt. Hier ist nicht ausgeschlossen, dass die Fläche von Wild aufgesucht wird. Es obliegt dem Eigentümer, 
ggf. geeignete Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise sind entsprechend zu beachten. 
 
 
Zum Verbot von Schottergärten 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte zum Entwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 03.06.2022 mit: 

1. Belange des Bereiches Planung 
1.1 Weiterführende Hinweise   
1.1.1 Hinweise zum Planwerk   
c) Für die TF Nr. II.(2) sollten im Begründungstext die entsprechende städtebaulichen Intentionen ergänzt werden, 
die zur Festsetzung geführt haben. Die bisherige Gebietsstruktur „Erholungsnutzung auf sehr großen Grundstücken“ 
und die beabsichtigte Nutzungsstruktur, reines Wohngebiet mit verhältnismäßig geringer Nutzungsdichte, lassen ein 
Erfordernis einer solchen, zumal „pauschalen Festsetzung“, nicht zwingend ableiten. Der Sachverhalt ist zu prüfen. 

 
Berücksichtigung: 
Die bauordnungsrechtliche Festsetzung zum Verbot von Schottergärten folgt ebenfalls einem entsprechenden 
Hinweis des Landkreises Oberhavel aus dessen Stellungnahme vom 12.07.2021 zum Vorentwurf des mit glei-
chem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe 
unter 2.1).  
Die Festsetzung zum Verbot von Schottergärten dient dem Schutz und der Entwicklung des Ortsbildes. Sie 
ergänzt die diesbezüglichen gesetzlichen Regelung des § 8 BgbBO wo geregelt ist:  
 

§ 8 BbgBO Nicht überbaute Flächen der bebauten Grundstücke, Kinderspielplätze 
(1) Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbauten Flächen der 
bebauten Grundstücke sind 
1. wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und 
2. zu begrünen oder zu bepflanzen, 
soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulässigen Verwendung der Flächen 
entgegenstehen. Satz 1 findet keine Anwendung, soweit Bebauungspläne oder andere Satzungen 
Festsetzungen zu den nicht überbauten Flächen treffen.  

 
 
8.8 Nachrichtliche Übernahmen  
 
Folgende Satzungen werden nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen: 

- Satzung über die Herstellung notwendiger Stellplätze in der Gemeinde Mühlenbecker Land (Stellplatzsat-
zung) 

- Satzung der Gemeinde Mühlenbecker Land zum Schutz von Bäumen und Sträuchern und zu Festlegun-
gen von Nachpflanzungen (Gehölzschutzsatzung) 

 
Die Satzungen sollen, ebenso wie in ihren übrigen Geltungsbereichen, in der zum Anwendungszeitpunkt je-
weils geltenden Fassung angewendet werden. Die gegenwärtig geltende Fassung liegt in der Anlage bei. 
 
 
9. Flächenbilanz 
 

Nutzung Flächen Bestand 
(ha) 

Fläche Planung 
(ha) 

Bilanz 

Wochenendhausgebiet 0,91 0 -0,91 
reines Wohngebiet  0,91 +0,91 
 0,91 0,91  
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10. Durchführung der Planung 
 
Das Plangebiet befindet sich in verschiedenem privatem Eigentum. Es handelt sich vorliegend um eine Ange-
botsplanung, die durch die jeweiligen Grundstückseigentümer umgesetzt werden kann, sobald der Bebau-
ungsplan Rechtskraft erlangt hat. Eine Verpflichtung zur Umsetzung des Bebauungsplanes besteht nicht. Die 
rechtmäßig ausgeübten Nutzungen in den bestehenden Wochenendhäusern genießen Bestandsschutz. 
 
 
11. Auswirkungen der Planung auf öffentliche und private Belange 
 
Mit dem vorliegenden Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine geordnete 
städtebauliche Entwicklung des Plangebietes von einem Wochenendhausgebiet hin zu einem Wohngebiet im 
Plangebiet geschaffen. Hiermit wird dem Wohnbedürfnis angemessen Rechnung getragen, welches im Plan-
gebiet insbesondere durch die Grundstückseigentümer selbst besteht. 
 
Die rechtmäßig ausgeübten Nutzungen im Plangebiet genießen Bestandsschutz. Das gilt insbesondere für die 
bestehenden Erholungsnutzungen in Wochenendhäusern. 
 
Für die Erschließung werden weiterhin die an das Plangebiet anliegenden Gemeindestraßen genutzt. Die 
Herstellung neuer Straßenverkehrsflächen ist zur Umsetzung der vorliegenden Planung nicht erforderlich. 
 
Der vorliegende Bebauungsplan trägt zur Deckung eines Wohnbedarfes in der Gemeinde Mühlenbecker Land 
bei und verbessert die Ausnutzung bestehender Erschließungsanlagen.  
 
Die Darlegung der Auswirkungen auf Natur und Landschaft erfolgt im Rahmen der nachfolgenden Berück-
sichtigung der Umweltbelange. Zur Berücksichtigung des Artenschutzes siehe nachfolgend im Fachbeitrag 
Artenschutz. 
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U. Berücksichtigung der Umweltbelange 
 
U.1 Ziele der Landschaftsplanung 
 
U.1.1 Darstellungen des Landschaftsplanes für den Bereich des Plangebietes 
 
In der Gemeinde Mühlenbecker Land erfolgt gegenwärtig die Neuaufstellung des Landschaftsplanes, da der 
bisherige Landschaftsplan durch vorangeschrittene Entwicklungen überholt ist. 
 

Der Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land, Karte 7: Erfordernisse und Maßnahmen (Vor-
entwurf der Neuaufstellung 21.03.2016) enthält für den Planbereich folgende Darstellung: 
 

Ausschnitt Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker 
Land, Karte 7: Erfordernisse und Maßnahmen (Vorentwurf der 
Neuaufstellung 21.03.2016) mit Kennzeichnung der Lage des 
Plangebietes 
 
Lage des Plangebietes 
 

Legende Landschaftsplan der Ge-
meinde Mühlenbecker Land, Karte 
7: Erfordernisse und Maßnahmen 
(Vorentwurf der Neuaufstellung 
21.03.2016) (Auszug) 
 
 

 

 
 
 

Siedlungswesen 

 
 
 

 

 
Als Ziel der Landschaftsplanung stellt der Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land, Karte 7: 
Erfordernisse und Maßnahmen (Vorentwurf der Neuaufstellung 21.03.2016) den Planbereich, als Bestand-
teil der Bauflächen mit dem Entwicklungsziel Vorrang der Innenentwicklung dar.  
Östlich angrenzend an das Plangebiet wird im Vorentwurf des Landschaftsplanes entsprechend dem Bestand 
eine Fläche für ökologischen Waldumbau und nachhaltige Waldbewirtschaftung dargestellt.  
 
 
U.1.2 Berücksichtigung der Darstellungen des Landschaftsplanes in der vorliegenden Planung 
 
Alle Grundstücke im Plangebiet sind bereits mit Wochenendhäusern bebaut, die zum Teil wohnartig genutzt 
werden. Der geplanten Festsetzung eines reinen Wohngebietes im vorliegenden Bebauungsplan steht die 
Darstellungen des Landschaftsplanes für das Plangebiet als Baufläche mit dem Entwicklungsziel Vorrang 
der Innenentwicklung nicht entgegen. 
 
 
U.2 Schutzgebiete nach dem Naturschutzrecht 
 
U.2.1 Schutzgebiete nach europäischem Recht (Natura-2000-Gebiete) 
 
Das Plangebiet liegt nicht in einem Vogelschutzgebiet oder einem Schutzgebiet nach der Fauna-Flora-Ha-
bitat-Richtlinie. 
 
Die nächstgelegenen Natura 2000-Gebiete sind in Bezug auf das vorliegende Plangebiet folgende Gebiete 
nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie mit folgenden Entfernungen zum Plangebiet:  
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- Fauna-Flora-Habitat-Gebiet (FFH) Lubowsee: 1,5 km nordwestlich des Plangebietes 
- Fauna-Flora-Habitat-Gebiet (FFH) Tegeler Fließtal: 2,5 km südwestlich des Plangebietes 

 
Das Plangebiet grenzt an 3 Seiten an das Siedlungsgebiet und ist bereits mit Wochenendhäusern bebaut. 
Auf Grund der erheblichen Entfernung des Plangebietes zu den genannten Natura 2000-Gebieten sowie we-
gen des zwischen dem Plangebiet und den Schutzgebieten liegenden Siedlungsgebietes kann davon ausge-
gangen werden, dass die vorliegende Planung keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf diese Gebiete 
haben wird oder vorbereitet. 
 
 
U.2.2 Schutzgebiete nach nationalem Recht 
 
Das Plangebiet liegt nicht in einem Landschafts- oder Naturschutzgebiet, Nationalpark oder Biosphären-
reservat. Im Plangebiet sind keine Naturdenkmale, geschützten Landschaftsbestandteile oder geschütz-
ten Biotope nach BNatSchG i. V. m. BbgNatSchAG vorhanden. 
 
Die nächstgelegenen Schutzgebiete nach nationalem Recht sind in Bezug auf das vorliegende Plangebiet 
folgende Gebiete mit folgenden Entfernungen zum Plangebiet: 
 

- Landschaftsschutzgebiet LSG Westbarnim:  östlich angrenzend an das Plangebiet 
- Naturschutzgebiet NSG Lubowsee:   1,5 km nordwestlich des Plangebietes 
- Naturschutzgebiet NSG Tegeler Fließtal: 2,5 km südwestlich des Plangebietes  

 
 
Der Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land, Karte 1: Boden (Vorentwurf der Neuaufstellung 
13.09.2016) enthält für das Plangebiet folgende Darstellung: 
 

Ausschnitt Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker 
Land, Karte 6: Schutzgebiete und Objekte (Vorentwurf der 
Neuaufstellung 21.03.2016) mit Kennzeichnung der Lage des 
Plangebietes 
  
          Lage des Plangebietes 

 
 

Legende Landschaftsplan der Ge-
meinde Mühlenbecker Land, Karte 6: 
Schutzgebiete und Objekte (Vorentwurf 
der Neuaufstellung 21.03.2016) (Auszug)
 
 
 
 

 
 

 
Auf Grund der geplanten Änderung der bisherigen Nutzung des Plangebietes von einem Wochenendhausge-
biet in ein reines Wohngebiet ist nicht mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das benachbarte Land-
schaftsschutzgebiet LSG Westbarnim zu rechnen. Entsprechend den geplanten Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes sind im Plangebiet nur Wohngebäude sowie Anlagen zur Kinderbetreuung zulässig, die den Be-
dürfnissen der Bewohner des Gebiets dienen. Von diesen Nutzungen gehen im Vergleich zur bisherigen Er-
holungsnutzung keine erheblichen zusätzlichen nachteiligen Auswirkungen auf das benachbarte Landschafts-
schutzgebiet aus. 
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Die gemäß §(3) BauNVO vorgesehenen ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (Läden und nicht störende 
Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen Bedarfs für die Bewohner des Gebiets dienen, sowie kleine 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Be-
wohner des Gebiets dienende Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke) wer-
den entsprechend den geplanten textlichen Festsetzungen nicht Bestandteil dieses Bebauungsplanes.  
Hierdurch werden auch eventuelle Auswirkungen dieser Nutzungen auf das benachbarte LSG vermieden. 
 
Auch auf die Naturschutzgebiete NSG Lubowsee und NSG Tegeler Fließtal hat die hier vorliegende Planung 
auf Grund der erheblichen Entfernung des Plangebietes zu den genannten Gebieten sowie wegen des zwi-
schen dem Plangebiet und den Schutzgebieten liegenden Siedlungsgebietes keine erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen. 
 
Das Plangebiet liegt, ebenso wie die gesamte bebaute Ortslage des OT Schildow, im Naturpark „Barnim“. 
Das Plangebiet grenzt an 3 Seiten an das Siedlungsgebiet und ist bereits mit Wochenendhäusern bebaut und 
durch die anliegenden Straßen erschlossen.  
Auf Grund der geplanten Änderung der bisherigen Nutzung des Plangebietes als Wochenendhausgebiet in 
ein reines Wohngebiet ist auch nicht mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das benachbarte Land-
schaftsschutzgebiet LSG Westbarnim zu rechnen.  
Es wird davon ausgegangen, dass mit der vorliegenden Planung die Belange des Naturparks Barnim ange-
messen berücksichtigt werden.  
 
 
U.3 Schutzgüter Boden, Wasser 
 
U.3.1 Geologie, Hydrogeologie, Geländehöhe 
 
Das Plangebiet umfasst Wochenendhausgrundstücke mit entsprechender Bebauung und Freiflächengestal-
tung. Durch diese Nutzungen und durch die vorhandene Bebauung und Versiegelung ist die natürliche Bo-
denstruktur im Plangebiet teilweise anthropogen überformt.  
Im Plangebiet oder dessen unmittelbarer Nähe sind keine Gewässer vorhanden. 
 
Der Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land, Karte 1: Boden (Vorentwurf der Neuaufstellung 
13.09.2016) enthält für das Plangebiet folgende Darstellung: 
 

Ausschnitt Landschaftsplan der Gemeinde 
Mühlenbecker Land, Karte 1: Boden (Vorent-
wurf der Neuaufstellung 21.03.2016) mit Kenn-
zeichnung der Lage des Plangebietes 
  
Lage des Plangebietes 

 

Legende Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbe-
cker Land, Karte 1: Boden (Vorentwurf der Neuaufstel-
lung 21.03.2016) (Auszug) 
 

 

 

 

 
 
 

 
Der Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land, Karte 1: Boden (Vorentwurf der Neuaufstellung 
13.09.2016) stellt das Plangebiet als Bestandteil eines Bereiches mit verbreitet podsoliger Braunerde, Podsol-
Braunerde. Gley-Braunerde und Braunerde-Gley aus Geschiebedecksand über Schmelzwassersand dar. Das 
Plangebiet ist gemäß vorstehender Darstellung Bestandteil einer Siedlungsfläche.  
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Gemäß Fachinformationssystem Boden, (Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe, www.geo-bran-
denburg.de) sind im Plangebiet folgende Bodenverhältnisse zu erwarten: 
 
- Geologische Karte 1:25.000 
Mitte und Nordosten 
- Ablagerungen durch Schmelzwasser (Schmelzwassersande unsicherer genetischer Zuordnung, Eiszerfalls- 

und / oder Vorschüttphase) Sand, überwiegend feinkörnig, schwach mittelkörnig, z. T. schwach schluffig - 
über Grundmoränenbildungen (Geschiebemergel, -lehm): Schluff, stark sandig, schwach kiesig bis kiesig, 
mit Steinen z. T. auch proglazial): Schluff, wechselnd feinsandig, z. T. tonig, feingeschichtet bis gebändert 

 
Südwesten 
- Ablagerungen durch Schmelzwasser (Schmelzwassersande der Vorschüttphase, "Vorstoßsander"): Sand, 

fein- und mittelkörnig, z. T schwach grobkörnig 
 
Gemäß der Hydrogeologischen Karte Brandenburg, (Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe, 
www.geo-brandenburg.de) sind im Plangebiet folgende hydrologische Verhältnisse zu erwarten: 
 
Karte der oberflächennahen Hydrologie (HYK 50-1)   
Verbreitung der Grundwasserleiter und Geringleiter an der Oberfläche 
 - weitgehend unbedeckter Grundwasserleiter (GWL 1.1)der Niederungen und Urstromtäler 
 
gemäß Karte des weitgehend bedeckten Grundwasserleiterkomplexes GWLK2 (HYK 50-2) 

- Gesamtmächtigkeit des Grundwasserleiterkomplexes GWL K 2  0 bis <= 3 m 
 
gemäß Karte der Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung (HYK 50-3)  
Aussage der Schutzfunktion bezieht sich auf unbedeckten Grundwasserleiterkomplex 1: 
- Rückhaltevermögen gering, Verweildauer des Sickerwassers mehrere Monate bis 3 Jahre 
 
Die Hydroisohypse liegt im Bereich des Plangebietes im GLWK 1 zwischen 51 und 51m über NHN, nach 
Nord abfallend. 
 
Die Geländehöhe im Plangebiet liegt gemäß amtlichem Lageplan: 
- im Nordwesten bei ca. 58,0 m über NHN 
- im Südwesten bei 57,6 m über NHN 
- im Nordosten bei ca. 59,9 m über NHN 
- im Südwesten bei 57,9 m über NHN 
 
 
U.3.2 Bodenverunreinigungen, Altlasten 
 
Nach dem derzeitigen Kenntnisstand der Gemeinde Mühlenbecker Land ist ein Altlastenverdacht innerhalb 
des Plangebietes nicht ersichtlich. Im Flächennutzungsplan sind im Plangebiet keine Altlastenverdachtsflä-
chen dargestellt. 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte zum Vorentwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß 
§13b BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 12.07.2021 mit 
und bestätigte dies mit Schreiben vom 01.07.2024 zum Entwurf des hier vorliegenden Bebauungsplanes: 
 

5. Belange des Fachdienstes Umweltschutz und Abfallbeseitigung 
5.1 Weiterführende Hinweise 
5.1.1 Bodenschutz/Altlasten, untere Abfallwirtschaftsbehörde 
Der oben genannte Flächenbereich wird nicht im Altlastenkataster des Landkreises Ober-havel als Altlast oder Alt-
lastenverdachtsfläche geführt. Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen daher derzeit keine Bedenken.  
Allgemein gilt: Treten bei den Erdarbeiten ungewöhnliche Verfärbungen oder Gerüche auf, ist die weitere Vorgehens-
weise umgehend mit der unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen. 
Es ist sicherzustellen, dass sämtliche Arbeiten derart ausgeführt werden, dass keine schädlichen Bodenverunreini-
gungen hervorgerufen werden. Die Sicherstellung ist ggf. durch geeignete Vorsorgemaßnahmen zu gewährleisten. 
Rechtsgrundlage: Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV). 
Die bei den Baumaßnahmen anfallenden Abfälle sind gemäß den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG), den auf dieser Grundlage erlassenen Verordnungen und der Abfallentsorgungssatzung des Landkreises 
Oberhavel vorrangig zu verwerten bzw. zu beseitigen. Fallen Abfälle an, die gemäß § 48 KrWG i.  V.  m. der Abfallver-
zeichnisverordnung (AVV) als gefährlich einzustufen sind, sind diese der SBB Sonderabfallentsorgungsgesellschaft 
Brandenburg/Berlin mbH, Großbeerenstraße 231 in 14480 Potsdam anzudienen. 
Anfallender Bodenaushub ist entsprechend LAGA–TR zu analysieren und entsprechend Schadstoffgehalt ggf. zu 
entsorgen. 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise sind entsprechend zu beachten.  
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U.3.3 Trinkwasserschutz, Gewässerschutz 
 
Im Plangebiet sind keine Gewässer vorhanden. Das Plangebiet liegt nicht in einer Trinkwasserschutzzone.  
Zur Hydrogeologie siehe unter U.3.1 und U.3.2) 
 
Das Landesamt für Umwelt teilte mit Schreiben vom 22.07.2024 zum Entwurf des hier vorliegenden Bebau-
ungsplanes mit: 

Belang Wasserwirtschaft  
Die wasserwirtschaftlichen Belange des LfU gemäß BbgWG § 126 Abs. 3, Satz 3 betreffend werden folgende 
Hinweise gegeben:  
Das Referat W13 (Wasserwirtschaft in Genehmigungsverfahren) hat im Rahmen der Behördenbeteiligung zu ge-
nanntem Bebauungsplan zuletzt innerhalb der Gesamtstellungnahme des LfU vom 05.05.2022 eine Stellungnahme 
abgegeben. Darin wurde mitgeteilt, dass die wasserwirtschaftlichen Belange des LfU durch die vorgesehene Planung 
nicht betroffen sind. Da es bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine neuen Erkenntnisse zu dem Vorhaben gibt, be-
halten die in der Stellungnahme getroffenen Aussagen weiterhin ihre Gültigkeit. 

 
 
U.3.4 Bergbau 
 

Soweit bekannt ist, bestehen für das Plangebiet keine bergbaulichen Rechte oder Baubeschränkungen. 
 
Das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR) teilte mit Schreiben vom 27.06.2024 zum 
Entwurf des hier vorliegenden Bebauungsplanes mit: 
 

Keine Betroffenheit durch die Planung.  
1.  Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustim-
mung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können:  
Keine.  
2.  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan berühren können, mit Angabe des Sach-
stands:  
Keine. 
3.  Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o. g. Plan:  
Geologie:  
Auskünfte zur Geologie können über den Webservice des LBGR abgefragt werden.  
Außerdem weisen wir auf die im Zusammenhang mit etwaig geplanten Bohrungen oder geophysikalischen Untersu-
chungen bestehende Anzeige-, Mitteilungs- oder Auskunftspflicht hin (§ 8 ff Gesetz zur staatlichen geologischen 
Landesaufnahme sowie zur Übermittlung, Sicherung und öffentlichen Bereitstellung geologischer Daten und zur Zur-
verfügungstellung geologischer Daten zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben (Geologiedatengesetz-GeolDG)). 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind entsprechend zu beachten. 
 
 
U.3.5 Kampfmittelbelastung 
 
Der Zentraldienst der Polizei, Kampfmittelbeseitigungsdienst teilte mit Schreiben vom 07.06.2024 zum 
Entwurf des hier vorliegenden Bebauungsplanes mit: 

zur Beplanung des o. g. Gebietes bestehen keine grundsätzlichen Einwände.  
Bei konkreten Bauvorhaben ist bei Notwendigkeit eine Munitionsfreigabebescheinigung beizubringen. Darüber ent-
scheidet die für das Baugenehmigungsverfahren zuständige Behörde auf der Grundlage einer vom Kampfmittelbe-
seitigungsdienst erarbeiteten Kampfmittelverdachtsflächenkarte.  
Diese Einschätzung gilt auch für zukünftige Änderungen dieses Planes. 
 
Neuerungen bei der Verlegung von Medienträgern  
Für die Verlegung von Medienträgern und die damit verbundenen erforderlichen Bodeneingriffe in Bestandstrassen 
in Kampfmittelverdachtsgebieten ist eine Freistellung von Anträgen auf Grundstücksüberprüfung möglich.  
Weitere Hinweise hierzu finden Sie unter nachfolgendem Link:  
Link:  https://polizei.brandenburg.de/fm/32/Merkblatt%20Freistellung.pdf 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind entsprechend zu beachten. 
 
Sollten bei Erdarbeiten dennoch Kampfmittel gefunden werden, ist es nach § 3 Absatz 1 Nr.1 der Ordnungs-
behördlichen Verordnung zur Verhütung von Schäden durch Kampfmittel (Kampfmittelverordnung für das 
Land Brandenburg - KampfmV) vom 23.11.1998, veröffentlicht im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Brandenburg Teil II Nr. 30 vom 14.12.1998, verboten, entdeckte Kampfmittel zu berühren und deren Lage zu 
verändern. Die Fundstelle ist gemäß § 2 der genannten Verordnung unverzüglich der nächsten örtlichen Ord-
nungsbehörde oder der Polizei anzuzeigen. 
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U.4 Schutzgüter Biotope, Flora, Fauna 
 
U.4.1 Biotopverbund 
 
Das Plangebiet liegt innerhalb des Siedlungsraumes und ist bereits mit Wochenendhäusern bebaut. Das Plan-
gebiet ist von 3 Seiten von weiteren bebauten Bereichen umgeben. Aus diesen Gründen ist das Plangebiet 
für den Biotopverbund nicht von besonderer Bedeutung.  
 
 
U.4.2 Biotoptypenkartierung Landschaftsplan 
 
Der Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land, Karte 4: Biotoptypen (Vorentwurf der Neuauf-
stellung 21.03.2016) enthält für das Plangebiet folgende Darstellung: 
 
 

Ausschnitt Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land, Karte 
4: Biotoptypen (Vorentwurf der Neuaufstellung 21.03.2016) mit Kenn-
zeichnung der Lage des Plangebietes 
 
Lage des Plangebietes 
 

 

Legende Landschaftsplan 
der Gemeinde Mühlenbecker 
Land, Karte 4: Biotoptypen 
(Vorentwurf der Neuaufstel-
lung 21.03.2016) (Auszug) 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 
Der Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land, Karte 4: Biotoptypen (Vorentwurf der Neuauf-
stellung 21.03.2016) stellt im Plangebiet als Siedlungsfläche und den östlich angrenzenden Wald als Nadel-
holzforst dar. 
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U.4.3 Biotoptypenkartierung, Biotopschutz 
 
U.4.3.1 Biotoptypenkartierung und Baumbestand 
 
Biotoptypenkartierung nach Brandenburgischem Kartierschlüssel 
 
Das gesamte Plangebiet ist dem Biotoptyp 102502 Wochenend- und Ferienhausbebauung mit Bäumen 
(PXG) zuzurechnen. In den Bereichen mit wohnartiger Nutzung besteht eine Tendenz zur Entwicklung als 
Biotoptyp 2280 Kleinsiedlung (OSE). 
 

 

 
 
 
U.4.3.2 Biotoptypenbewertung 
 
Die Bewertung der Biotoptypen erfolgt nach folgenden Kriterien: 

Bedeutung und 
Empfindlichkeit 

Bewertungskriterien 
 

hoch hohe Artenvielfalt, Biotop nicht wiederherstellbar oder nur schwer wiederherstellbar seltene und gefährdete Biotope 
mittel 
 

Flächen mit mittlerem Naturschutzwert Bedeutung für den Biotopverbund Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz 
im Siedlungsbereich mittlere Artenvielfalt, kein Vorkommen seltener Arten, Wiederherstellbarkeit gegeben 

gering 
 

Flächen ohne bzw. mit geringer Bedeutung für den Biotop- und Artenschutz geringe Artenvielfalt, leichte Wiederher-
stellbarkeit, kein Vorkommen seltener Arten 
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Nr. nach Branden- 
burgischem  
Kartierschlüssel 

Bezeichnung des Biotoptyps Flächengröße  
des Biotoptyps 

ca (ha) 

Bewertung  
des Biotoptyps 

102502 Wochenend- und Ferienhausbebauung 
mit Bäumen (PXG) 

0,91 mittel bis gering 

 gesamt 0,91 mittel bis gering 
 
Die Biotope im Plangebiet (Biotoptyp 102502 Wochenend- und Ferienhausbebauung mit Bäumen (PXG) mit 
Tendenz zur Entwicklung als Biotoptyp 2280 Kleinsiedlung (OSE) haben in Bereichen mit intensivem Baum-
bestand eine mittlere Wertigkeit und im Übrigen eine geringe Wertigkeit. 
 
 
U.4.3.3 Biotopschutz 
 
Entsprechend der vorstehenden Biotopkartierung sind im Plangebiet keine Biotope vorhanden, die nach 
BNatSchG bzw. BbgNatSchAG geschützt sind. Auch FFH-Lebensraumtypen sind im Plangebiet nicht vorhan-
den. 
 
 
U.4.4 Flora – Baumbestand 
 
Der im Plangebiet vorhandene Baumbestand ist vorstehend unter U.4.3.1 dargestellt. 
In den Straßen, die an das Plangebiet angrenzen, ist ebenfalls teilweise Straßenbaumbestand vorhanden, 
der von der vorliegenden Planung jedoch nicht betroffen ist. 
 
Liste Baumbestand im Plangebiet mit Darstellung geplanter Eingriffe und des  
Ausgleichserfordernisses 
 
Die im Plangebiet vorhandenen Einzelbäume sind im Übersichtsplan vorstehend unter U.4.3.1 dargestellt und 
nummeriert und in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt. 
 
Die Einschätzung der Erhaltbarkeit des Baumbestandes bezieht sich auf den geplanten möglichen städtebau-
lichen Eingriff. Gefährdungen durch Windwurf- und -bruch, vorhandene Schäden und Krankheiten können hier 
nicht beurteilt werden. 
 

 mögliche Auswirkungen des Bebauungsplans auf vorhandenen Baumbestand  
 

Lfd. 
Nr. 

Art Stammumfang in 
1,3m Höhe (m) / 
Kronendurch-
messer (m) 

Lage im Plangebiet  
Grundstück  

Neue Bahnhofstraße 18

Lage in Bezug auf geplante überbaubare Berei-
che 
Auswirkungen des Bebauungsplanes 
in Bezug auf den Baumschutz 

1.  Quercus  
robur 

1,1 /   8 Flst.1322 Nordwestrand außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgarten) 

2.  Pinus  
silvatica 

1,9 / 10 Flst.1322 Nordwestrand außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgarten) 

3.  Quercus  
robur 

1,1 / 10 Flst.1322 Nordrand außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgarten) 

4.  Robinia 
pseudoac. 

0,8 / 7,5 Neue Bahnhofstr., nah an 
Flst.1322 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

5.  Pinus  
silvatica 

1,9 / 8,5 Ottostraße, in Einzäunung 
Flst.1322  

Straßenraum Ottostraße  
(aber innerhalb der Zäunung) 

6.  …. 0,2 /   2 Ottostraße, neuer Straßenbaum 
neben Flst.1322 

Straßenraum Ottostraße  
(neue Straßenbaumpflanzung) 

7.  …. 0,2 /   2 Ottostraße, neuer Straßenbaum
neben Flst.1322 

Straßenraum Ottostraße  
(neue Straßenbaumpflanzung) 

8.  …. 0,2 /   2 Ottostraße, neuer Straßenbaum
neben Flst.1322 

Straßenraum Ottostraße  
(neue Straßenbaumpflanzung) 

9.  Pinus  
silvatica 

2,8 / 14 Ottostraße, Bestandsbaum ne-
ben Flst.1322 

Straßenraum Ottostraße  
(Bestandsbaum) 

10.  Acer  ? 0,3 / 5,5 Ottostraße, Aufwuchs neben 
Flst.1322 

Straßenraum Ottostraße  
(Bestandsbaum) 

11.  …. 0,2 /   2 Ottostraße, neuer Straßenbaum
neben Flst.1322 

Straßenraum Ottostraße  
(neue Straßenbaumpflanzung) 
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Neue Bahnhofstraße 18 (Flst.1322) - Kartendarstellung 
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Grundstück Neue Bahnhofstraße 18 Baum Nr. 3 
(Eiche) 

 
Bäume Nr.5 (Kiefer links), Nr.1 (Eiche) und Nr.2 
(Kiefer rechts) 

 
 

Lfd. 
Nr. 

Art Stammumfang in 
1,3m Höhe (m) / 
Kronendurch-
messer (m) 

Lage im Plangebiet  
Grundstück  

Neue Bahnhofstraße 19

Lage in Bezug auf geplante überbaubare Berei-
che  
Auswirkungen des Bebauungsplanes 
in Bezug auf den Baumschutz 

12.  Betula  
pendula 

1,5 / 14 
viel Totholz 

Neue Bahnhofstr.,  
nah an Flst.1175/6 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

13.  Betula  
pendula 

1,3 /   8 Neue Bahnhofstr.,  
nah an Flst.1175/6 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

14.  Betula  
pendula 

0,9 /   7 Neue Bahnhofstr.,  
nah an Flst.1175/6 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

15.  Betula  
pendula 

1,1 /   9 Neue Bahnhofstr.,  
nah an Flst.1175/6 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

16.  Pinus  
silvatica 

1,4 /   8 Flst.1175/6, Ostrand außerhalb des überbaubaren Bereichs 

17.  Pinus  
silvatica 

1,4 /   8 Flst.1175/6, Ostrand außerhalb des überbaubaren Bereichs 

18.  Pseudo-
tsuga can. 

1,1 /   7 Flst.1175/6, Ostrand außerhalb des überbaubaren Bereichs 

19.  Pinus  
silvatica 

1,7 /   5 Flst.1175/6, Ostrand außerhalb des überbaubaren Bereichs 

20.  Pinus  
silvatica 

2,0 /   9 Flst.1175/6, Mitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Nistkasten 

21.  Pinus  
silvatica 

1,4 /   8 Flst.1175/6, südwest außerhalb des überbaubaren Bereichs 

22.  Pinus  
silvatica 

1,9 /   8 Flst.1175/6, südwest außerhalb des überbaubaren Bereichs 

23.  Pinus  
silvatica 

2,0 /   8 Flst.1175/6, südwest, nahe 
Flst.1322 

außerhalb des überbaubaren Bereichs 

24.  Fagus  
silvatica 

1,0 /   8 Flst.1175/6, Süd außerhalb des überbaubaren Bereichs 

25.  Pseudo- 
tsuga can. 

2,0 /   7 Flst.1175/6, Süd außerhalb des überbaubaren Bereichs 
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Neue Bahnhofstraße 19 (Flst.1175/6) - Kartendarstellung 
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Neue Bahnhofstraße 19  Baum Nr. 12 
(Birke mit viel Totholz im Straßenraum)  

 
Bäume Nr. 16 und 17 (Kiefern) 

 
Baum Nr. 25 (Douglasie) 

 
Bäume Nr.19 (Kiefer) und dahinter 18 
(Fichte) 

 
Bäume Nr. 23, 21, und 222 (Kiefern) sowie 
Nr.24 (Rotbuche) Blick aus West 
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Lfd. 
Nr. 

Art Stammumfang in 
1,3m Höhe (m) / 
Kronendurch-
messer (m) 

Lage im Plangebiet  
Grundstück  
Neue Bahnhofstraße 20

Lage in Bezug auf geplante überbaubare Berei-
che  
Auswirkungen des Bebauungsplanes 
in Bezug auf den Baumschutz 

26.  Betula  
pendula 

0,6 /   2 Neue Bahnhofstraße,  
nah an Flst.1175/7, 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

27.  Betula  
pendula 

0,8 /   3 Neue Bahnhofstraße,  
nah an Flst.1175/7, 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

28.  Betula  
pendula 

1,3 /   4 Neue Bahnhofstraße,  
nah an Flst.1175/7, 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

29.  Quercus  
robur 

1,3 / 12 Neue Bahnhofstraße,  
nah an Flst.1175/7, 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

30.  Pinus 
silvestris 

2,5 / 10 Flst.1175/7 nordost außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

31.  Pinus 
silvestris 

1,1 /   4 Flst.1175/7 nordost außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

32.  Quercus  
robur 

0,7 /   7 Flst.1175/7 nord außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

33.  Picea ?  Flst.1175/7 nordwest außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

34 Taxus 
baccata ? 

0,9 /   6 Flst.1175/7 nordwest außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

35 Quercus  
robur 

0,7 /   8 Flst.1175/7 nordmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

36 Pinus  
silvestris 

2,1 /   7 Flst.1175/7 nordost außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Zwiesel,  Nistkasten 

37 Abies spec. 
 

0,6 /   6 Flst.1175/7 nordmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 

38 Taxus  
baccata 

1,3 /   8 Flst.1175/7 nordmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 

39 Pinus  
silvestris 

1,2 /   5 Flst.1175/7 nordwest außerhalb des überbaubaren Bereichs 

40 Pinus  
silvestris 

1,2 /   6 Flst.1175/7 nordwest außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Nistkasten 

41 Pinus  
silvestris 

1,8 /   4 Flst.1175/7 mitte west außerhalb des überbaubaren Bereichs 

42 Pinus  
silvestris 

1,2 /   5 Flst.1175/7 mitte west außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Nistkasten 

43 Pinus  
silvestris 

1,6 /   5 Flst.1175/7 mitte west außerhalb des überbaubaren Bereichs 

44 Pinus  
silvestris 

1,7 /   5 Flst.1175/7 mitte west außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Nistkasten 

45 Pinus  
silvestris 

2,1 / 11 Flst.1325    mitte ost außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Baumhöhle 

46 Pinus  
silvestris 

1,7 /   8 Flst.1175/7 mitte ost außerhalb, aber in Nähe des überbaubaren Be-
reichs und des Bestandsgebäudes 

47 Pinus  
silvestris 

1,6 /   7 Flst.1325    mitte ost außerhalb des überbaubaren Bereichs 

48 Pinus  
silvestris 

1,2 /   8 Flst.1175/7 süd ost außerhalb, aber in Nähe des überbaubaren Be-
reichs und des Bestandsgebäudes 

49 Pinus  
silvestris 

1,9 /   7 Flst.1325    süd ost außerhalb des überbaubaren Bereichs 

50 Pinus  
silvestris 

1,5 /   9 Flst.1325    süd ost außerhalb des überbaubaren Bereichs 

51 Pinus  
silvestris 

2,3 / 12 
 

Flst.1175/7 süd mitte 
 

außerhalb des überbaubaren Bereichs 
große Teile der Krone abgestorben 

52 Betula  
pendula 

1,0 /   6 Flst.1175/7 süd west außerhalb des überbaubaren Bereichs 

53 Betula  
pendula 

0,9 /   6 Flst.1175/7 süd west außerhalb des überbaubaren Bereichs 
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Neue Bahnhofstraße 20 (Flst.1175/7 und 1325) - Kartendarstellung 
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Grundstück Neue Bahnhofstraße 20  
mit Baufeld 3:  
Bäume Nr. 52 (Birke rechts) und 53 (Birke links) 

 
Bäume Nr. 52 (Birke links), Hauptgebäude, dahinter 
Bäume Nr. 30 bis 45, rechts am Bildrand: Baum Nr. 51 
(Kiefer) Blick nach N 
 

 
Bäume Nr. 46 bis 50 Blick nach SO 

 
Bäume Nr. 46 bis 49 (Kiefern) Blick nach N 
 



Gemeinde Mühlenbecker Land, Bebauungsplan GML Nr. 63 „Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße“ OT Zühlsdorf Satzung Juli 2024 

Planungsbüro Ludewig GbR 65

 
Bäume Nr. 30 bis 37 im NO des Grundstücks Neue 
Bahnhofstraße 20 

 
Baum Nr. 45 (Kiefer) anGrundstücksgrenze zu Neue 
Bahnhofstr.21 

 
 

Lfd. 
Nr. 

Art Stammumfang in 
1,3m Höhe (m) / 
Kronendurch-
messer (m) 

Lage im Plangebiet  
Grundstück  
Neue Bahnhofstraße 21
 

Lage in Bezug auf geplante überbaubare Be-
reiche  
Auswirkungen des Bebauungsplanes 
in Bezug auf den Baumschutz 

54 Pinus 
silvestris 

1,8 /   6 Neue Bahnhofstraße,  
nah an Mitte Flst.1179 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

55 Pinus  
silvestris 

1,7 / 12 Neue Bahnhofstraße,  
nah an Ost Flst.1179  

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

56 Pinus  
silvestris 

1,5 /   8 Flst.1179 Nordteil  nordost außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

57 Pseudo-
tsuga can. 

0,6 / 6,5 Flst.1179 Nordteil  nordmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

58 Pseudo-
tsuga can. 

0,5 / 6,5 Flst.1179 Nordteil  nordmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

59 Pseudo-
tsuga can. 

0,6 / 6,5 Flst.1179 Nordteil  nordmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

60 Pseudo-
tsuga can. 

0,6 / 6,5 Flst.1179 Nordteil  nordmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

61 Pinus  
silvestris 

1,9 /   9 Flst.1179 Nordteil  nordwest außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

62 Pinus  
silvestris 

3,2 / 18 Flst.1179 Nordteil  nordost außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) Zwiesel 

63 Pinus  
silvestris 

1,4 /   8 Flst.1179 Nordteil  ost außerhalb des überbaubaren Bereichs 

64 Pinus  
silvestris 

2,0 /   8 Flst.1179 Nordteil  mitte außerhalb, aber in Nähe des überbaubaren Be-
reichs und des Bestandsgebäudes 

65 Pinus  
silvestris 

1,7 / 8,5 Flst.1179 Nordteil  mittewest außerhalb des überbaubaren Bereichs 

66 Pinus  
silvestris 

2,2 / 10 Flst.1179 Nordteil  südmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 

67 Pinus  
silvestris 

2,0 /   7 Flst.1179 Nordteil  südost außerhalb des überbaubaren Bereichs 

68 Pinus  
silvestris 

2,2 / 8,5 Flst.1179 Nordteil  südost außerhalb des überbaubaren Bereichs 

69 Fagus  
silvatica 

0,5 / 6,5 Flst.1179 Südteil  nordmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 
 

70 ? laub 
 

1,0 /   9 Flst.1179 Südteil  westmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 
aber in Nähe überbauter Bereiche 

71 Pinus  
silvestris 

1,8 / 8,5 Flst.1179 Südteil  südost außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenzone Fuchsgasse) 

72 Pinus  
silvestris 

1,7 / 10 Südlich Flst.1179 auf Flst.1180 
Innerhalb der Zäunung west 

Straßenraum Fuchsgasse 

73 Pinus  
silvestris 

1,4 /   8 Südlich Flst.1179 auf Flst.11808
Innerhalb der Zäunung ost 

Straßenraum Fuchsgasse 
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Neue Bahnhofstraße 21 (Flst.1179) und Neue Bahnhofstraße 22 (Flst.1180) – Kartendarstellung 
 

 
 
 



Gemeinde Mühlenbecker Land, Bebauungsplan GML Nr. 63 „Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße“ OT Zühlsdorf Satzung Juli 2024 

Planungsbüro Ludewig GbR 67

Grundstück Neue Bahnhofstraße 21 mit Baufeld 6 (im 
Nordteil)   Bäume Nr.56-60 und 62 am Nordrand des 
Grundstücks 

„Hauptgebäude“ im Nordteil auf Baufeld 6, dahinter die 
Bäume 56-60 und 62 (Kiefern) 

 

 
Bäume Nr. 64 (Kiefer mit Efeube-
wuchs) und 63 (Kiefer rechts) 

 
Baum Nr. 66 (Kiefer am Südrand 
des Nordteils von Grundstück Neue 
Bahnhofstraße 21) 

Südteil des Grundstücks Neue 
Bahnhofstraße 21 mit Baufeld 7: 
Blick nach Nord, Baum Nr. 69 
(Rotbuche), dahinter die Bäume 63-
67 (Kiefern) 

 

Hauptgebäude im Baufeld 7 Blick aus Süd 
 

Nebengelass Fuchsgasse 12  
Blick aus Süd von Fuchsgasse 
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Lfd. 
Nr. 

Art Stammumfang in 
1,3m Höhe (m) / 
Kronendurch-
messer (m) 

Lage im Plangebiet  
Grundstück  
 
Neue Bahnhofstraße 22

Lage in Bezug auf geplante überbaubare Be-
reiche  
Auswirkungen des Bebauungsplanes 
in Bezug auf den Baumschutz 

74 Pinus  
silvestris 

2,0 /   9 Neue Bahnhofstraße, nördlich  
Flst.1180 Nordteil 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

75 Pinus  
silvestris 

1,9 /   7 Flst.1180 Nordteil  ostmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 

76 Pinus  
silvestris 

2,2 /   8 Flst.1180 Nordteil  südost außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Efeubewuchs 

77 Abies spec. 
 

0,7 /   7 Flst.1180 Nordteil  südwest außerhalb des überbaubaren Bereichs 

78 Sorbus  
aucuparia 

1,0 /   6 Flst.1180 Südteil  nordwest außerhalb des überbaubaren Bereichs 

79 Pinus  
silvestris 

1,9 /   7 Flst.1180 Südteil  nordmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Efeubewuchs 

 
Kartendarstellung siehe oben unter Bahnhofstraße 21 
 

Grundstück Neue Bahnhofstraße 22 mit Baufeld 8: Im Hinter-
grund Baum Nr. 74 (Kiefer im Straßenraum Neue Bahnhof-
straße 

 
          Baum Nr. 62 (Kiefer)  auf dem Nach- 
          bargrundstück (Neue Bahnhofstraße 21) 

 
Grundstück Fuchsgasse 11 mit Baufeld 9  
Blick aus Süd; Im Hintergrund Baum Nr. 79 
(Kiefer mit Efeubewuchs) 

 
Baum Nr. 76 (Kiefer mit Efeubewuchs) 
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Lfd. 
Nr. 

Art Stammumfang in 
1,3m Höhe (m) / 
Kronendurch-
messer (m) 

Lage im Plangebiet  
Grundstück  
 
Neue Bahnhofstraße 23

Lage in Bezug auf geplante überbaubare Berei-
che  
Auswirkungen des Bebauungsplanes 
in Bezug auf den Baumschutz 

80 Quercus  
robur 

1,0 / 12 Neue Bahnhofstraße, nördlich  
Flst.1181 Nordteil 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

81 Quercus  
robur 

1,3 / 12 Neue Bahnhofstraße, nördlich  
Flst.1181 Nordteil 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

82 Pinus  
silvestris 

1,9 /   9 Flst.1181 Nordteil  nordwest außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

83 Pinus  
silvestris 

1,5 /   8 Flst.1181 Nordteil  nordwest außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

84 Pinus  
silvestris 

1,5 /   8 Flst.1181 Nordteil  nordwest außerhalb des überbaubaren Bereichs 
(Vorgartenbereich) 

85 Picea 
Abies 

1,6 /   9 Flst.1181 Nordteil  west außerhalb des überbaubaren Bereichs 

86 Picea 
Abies 

1,0 /   8 Flst.1181 Nordteil  west außerhalb des überbaubaren Bereichs 

87 Pinus  
silvestris 

2,0 /   8 Flst.1181 Nordteil  südost außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Efeubewuchs 

88 Pinus  
silvestris 

1,0 /   4 Flst.1181 Nordteil  südost außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Efeubewuchs 

89 Pinus  
silvestris 

1,9 /   8 Flst.1181 Nordteil  südmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Nistkasten 

90 Pinus  
silvestris 

1,2 /   4 Flst.1181 Nordteil  südost außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Efeubewuchs 

91 Pinus  
silvestris 

1,6 /   8 Flst.1181 Südteil  nordost außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Kletterhortensienbewuchs 

92 Pinus  
silvestris 

1,5 /   8 Flst.1181 Südteil  nordost außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Fledermauskasten 

93 Pinus  
silvestris 

1,3 /   8 Flst.1181 Südteil  nordmitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 

 
 

 
Grundstück Neue Bahnhofstraße 23  
mit Baufeld 10: 
Hauptgebäude Blick aus SW 

 
Bäume Nr. 82-84 (Kiefern) im NW des Grundstücks 
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Neue Bahnhofstraße 23 (Flst.1181) und Neue Bahnhofstraße 24 (Flst.1182) - Kartendarstellung 
 

 
 

 
Fuchsgasse 10 mit Baufeld 11 
Nebengelass im NW des Südteils Flst.1181 

 
Sitzbereich mit Pergola im Baufeld 11  
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Lfd. 
Nr. 

Art Stammumfang in 
1,3m Höhe (m) / 
Kronendurch-
messer (m) 

Lage im Plangebiet  
Grundstück  
 
Neue Bahnhofstraße 24 

Lage in Bezug auf geplante überbaubare Be-
reiche  
Auswirkungen des Bebauungsplanes 
in Bezug auf den Baumschutz 

94 Pinus  
silvestris 

2,8 / 12 
vielstämmig 

Neue Bahnhofstr. vor Flst.1182 
Nordteil  west 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

95 Tilia cordata 1,1 / 10 Neue Bahnhofstr. vor Flst.1182 
Nordteil  mitte 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

96 Quercus  
robur 

1,0 / 10 Neue Bahnhofstr. vor Flst.1182 
Nordteil  ost 

Straßenraum Neue Bahnhofstraße 

97 Quercus  
robur 

0,9 /   8 Flst. 1236 (waldartiger Bestand) 
östlich von Flst.1182 innerhalb der 
Zäunung 

Lage außerhalb des Plangebietes, aber innerhalb 
der Zäunung  

98 Pinus  
silvestris  

1,8 /   6 Flst.1182 Nordteil,  nordost außerhalb des überbaubaren Bereichs 

99 Pseudo- 
tsuga can. 

0,8 /   6 Flst.1182 Nordteil,  nordwest 
Nahe Grenze zu Flst.1181 

außerhalb des überbaubaren Bereichs 

100 Pinus  
silvestris 

1,2 /   7 Flst.1182 Nordteil,  mitte west außerhalb des überbaubaren Bereichs 

101 Pinus  
silvestris 

1,5 /   6 Flst.1182 Nordteil,  mitte  außerhalb des überbaubaren Bereichs 
aber Wurzelbereich evtl. betroffen 
Altnest  

102 Pinus  
silvestris 

1,4 /   6 Flst.1182 Nordteil,  ost außerhalb des überbaubaren Bereichs 

103 Pinus  
silvestris 

1,5 /   6 Flst.1182 Nordteil,  ost  außerhalb des überbaubaren Bereichs 

104 Pinus  
silvestris 

1,1 /   4 Flst.1182 Nordteil,  mitte  außerhalb des überbaubaren Bereichs 

105 Pinus  
silvestris 

1,3 /   8 Flst.1182 Nordteil,  mitte  außerhalb des überbaubaren Bereichs 

106 Pinus  
silvestris 

1,5 /   7 Flst.1182 Nordteil,  mitte west außerhalb des überbaubaren Bereichs 

107 Pinus  
silvestris 

1,2 /   6 Flst.1182 Nordteil,  süd west außerhalb des überbaubaren Bereichs 

108 Pinus  
silvestris 

1,1 /   6 Flst.1182 Nordteil,  süd mitte  außerhalb des überbaubaren Bereichs 

109 Pinus  
silvestris 

1,1 /   6 Flst.1182 Nordteil,  süd west außerhalb des überbaubaren Bereichs 

110 Pinus  
silvestris 

1,3 /   6 Flst.1182 Nordteil,  süd west außerhalb des überbaubaren Bereichs 

111 Pinus  
silvestris 

1,0 /   5 Flst.1182 Nordteil,  süd mitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 

112 Pinus  
silvestris 

1,6 /   8 Flst.1182 Nordteil,  süd mitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 

113 Pinus  
silvestris 

1,2 /   6 Flst.1182 Südteil,  nord west außerhalb des überbaubaren Bereichs 

114 Fagus  
silvatica 

0,8 /   6 Flst.1182 Südteil,  nord ost außerhalb des überbaubaren Bereichs 

115 Betula 
pendula 

1,2 /   7 Flst.1182 Südteil,  nord west außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Nistkasten 

116 Pinus  
silvestris 

2,4 / 12 Flst.1182 Südteil,  nord mitte außerhalb des überbaubaren Bereichs 
besonders großer erhaltenswerter Baum 

117 Picea  
abies 

0,8 /   6 Flst. 1236 (waldartiger Bestand) 
östlich Flst.1182 aber innerhalb 
der Zäunung 

Lage außerhalb des Plangebietes, aber innerhalb 
der Zäunung  

118 Pinus  
silvestris 

1,7 / 10 Flst. 1236 (waldartiger Bestand) 
östlich Flst.1182 aber innerhalb 
der Zäunung 

Lage außerhalb des Plangebietes, aber innerhalb 
der Zäunung  

 
Kartendarstellung siehe oben unter Bahnhofstraße 23 
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Grundstück Neue Bahnhofstraße 24 mit Baufeld 12; 
Blick nach SW zum Hauptgebäude 

Hauptgebäude Neue Bahnhofstraße 24 im Baufeld 12, 
Im Vordergrund Baum Nr. 101 (Kiefer) 

 
Baum Nr. 114 (Rotbuche) Blick nach Ost  

 
Baumbewuchs Nr. 100-112 (Kiefern) in der Mitte des 
Flst. 1182 (zum Grundstück Neue Bahnhofstraße 24  
mit dem Baufeld 12 gehörig)  

 
Hauptgebäude im Südteil des Flst. 1182  
im Baufeld 13 (Fuchsgasse 10A)               Bild rechts: 
Dahinter Baum Nr. 116 (Kiefer)                  östlich benachbartes Waldquartier 

 
 

Lfd. 
Nr. 

Art Stammumfang in 
1,3m Höhe (m) / 
Kronendurch-
messer (m) 

Lage im Plangebiet  
 

Fuchsgasse 13 

Lage in Bezug auf geplante überbaubare 
Bereiche  
Auswirkungen des Bebauungsplanes 
in Bezug auf den Baumschutz 

119 Pinus  
silvestris 

1,9 / 11 Fuchsgasse, südlich Fuchsgasse 13 
 

Straßenraum Fuchsgasse 

120 Pinus  
silvestris 

2,2 / 11 Fuchsgasse, südlich Fuchsgasse 13 
 

Straßenraum Fuchsgasse 

121 Pinus  
silvestris 

1,9 / 9 Fuchsgasse, südlich Fuchsgasse 13 
 

Straßenraum Fuchsgasse 

122 Pinus  
silvestris 

1,5 / 8 Fuchsgasse 13 Flst.1175/4 
Nordrand 

außerhalb des überbaubaren Bereichs 

123 Pinus  
silvestris 

1,6 / 8,5 Fuchsgasse 13 Flst.1175/4 
Nordrand 

außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Nistkasten 

124 ? 1,3 / 10 Fuchsgasse 13 Flst.2454 südost 
 

außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Vorgarten Nistkasten 
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Fuchsgasse 13 (Flst.1175/4) und Fuchsgasse 13A (Flst.1323) – Kartendarstellung 
 

 
 

 
Grundstück Fuchsgasse 13 
Baum Nr. 121 (Kiefer) 

 
Baum Nr. 120 (Kiefer) 

 
Baum Nr. 119 (Kiefer), dahinter Nr. 4 (Dougla-
sie) und 72 (Kiefer) 

 
Bäume Nr. 122 und 123 (Kiefern) im NO des 
Grundstücks Fuchsgasse 13 
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Lfd. 
Nr. 

Art Stammumfang in 
1,3m Höhe (m) / 
Kronendurch-
messer (m) 

Lage im Plangebiet  
 

Fuchsgasse 13A 

Lage in Bezug auf geplante überbau-
bare Bereiche  
Auswirkungen des Bebauungsplanes
in Bezug auf den Baumschutz 

125 …. 0,2 / 2 Ottostraße, neuer Straßenbaum 
neben Flst.1323  nord 

Straßenraum Ottostraße  
(neue Straßenbaumpflanzung) 

126 Pinus  
silvestris 

2,1 / 16 Ottostraße, Bestandsbaum 
neben Flst.1322  mittig 

Straßenraum Ottostraße 
Bestandsbaum tlw. im Traufbereich 

127 …. 0,2 / 2 Ottostraße, neuer Straßenbaum 
neben Flst.1323  süd 

Straßenraum Ottostraße  
(neue Straßenbaumpflanzung) 

128 …. 0,2 / 2 Ottostraße, neuer Straßenbaum 
neben Flst.1323  süd 

Straßenraum Ottostraße  
(neue Straßenbaumpflanzung) 

129 Pinus  
silvestris 

1,7 / 16 
1,8 / 16 

Flst.1323 süd außerhalb des überbaubaren Bereichs 
nur geringfügig im Traufbereich 

130 Pinus  
silvestris 

2,7 / 16 
zweistämmig 

Flst.1323 mitte ost Außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Tlw. im Traufbereich 

131 Pinus  
silvestris 

1,6 / 10 Flst.1323 nord west außerhalb des überbaubaren Bereichs 
Vorgarten 

 
 

 
Grundstück Fuchsgasse 13A mit Baufeld 4: 
Baum Nr. 129 (Kiefer, zweistämmig),  
dahinter Baum Nr. 130 (Kiefer, zweistäm-
mig) 

 
Ottostraße neben Fuchsgasse 13A: 
Bäume Nr. 128, 127 (neue Straßenbäume), 
126 (Kiefer, 131 (Kiefer) von vorn nach hin-
ten 

 
 
U.4.5 Baumschutz  
 
Zur Vermeidung von Eingriffen in den Baumbestand ist im vorliegenden Bebauungsplan die Festsetzung 
der geplanten überbaubaren Grundstücksfläche so geplant, dass hierdurch möglichst wenige Eingriffe in den 
Baumbestand vorbereitet werden. 
 
Von den 131 Bäumen, die im Plangebiet vorhanden sind, liegen nur 2 Bäume (Nr. 101 und 130) mit ihren 
Wurzelbereichen teilweise innerhalb der geplanten überbaubaren Grundstücksfläche. Ob im Zusammenhang 
mit der weiteren baulichen Entwicklung auf den betreffenden Grundstücken die Fällung dieser Bäume tatsäch-
lich erforderlich werden wird, hängt von der im Einzelfall konkret geplanten Bebauung ab. 
Die Einschätzung der Erhaltbarkeit des Baumbestandes bezieht sich auf den geplanten möglichen städtebau-
lichen Eingriff. Gefährdungen durch Windwurf- und -bruch, vorhandene Schäden und Krankheiten können hier 
nicht beurteilt werden. 
 
Für das Plangebiet gilt die Satzung der Gemeinde Mühlenbecker Land zum Schutz von Bäumen und 
Sträuchern und zu Festlegungen von Nachpflanzungen (Gehölzschutzsatzung). Die Gehölzschutzsat-
zung wird nachrichtlich in den vorliegenden Bebauungsplan übernommen. Sie ist in der jeweils geltenden 
Fassung anzuwenden. Die gegenwärtig geltende Fassung der Gehölzschutzsatzung liegt in der Anlage bei.  
Bäume ab einem Stammumfang von 80cm müssen nach § 2 Abs. 2 Nr.1 Satzung der Gemeinde Mühlenbe-
cker Land zum Schutz von Bäumen und Sträuchern und zur Festlegung von Nachpflanzungen beim 
Fachdienst Straßen, Grünordnung der Gemeindeverwaltung Mühlenbecker Land beantragt werden. Der 
Stammumfang wird in einer Höhe von 130 cm gemessen. 
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Die Fällungen sind nur außerhalb der Vegetationsperiode zulässig. Die Vegetationsperiode ist vom 1. März 
bis 30. September und nur in begründeten Fällen wird innerhalb der Vegetationsperiode eine Ausnahmege-
nehmigung für Baumfällungen in Verbindung mit Bauvorhaben erteilt. Bäume, die keiner Fällgenehmigung 
bedürfen, werden in § 2 Abs. 3 geregelt. 
Wer geschützte Bäume nach § 2 Abs. 2 fällt, handelt ordnungswidrig und dies kann mit einer Geldbuße von 
50.000 Euro geahndet werden. 
siehe hierzu unter:  https://www.muehlenbecker-land.de/?id=965 
 
 
Der Landesbetrieb Forst Brandenburg teilte zum Vorentwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet 
zuvor gemäß §13b BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 
19.06.2021 mit: 

Im Plangebiet sind keine Waldflächen im Sinne von § 2 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) betroffen. 
Das Gebiet besteht aus Wochenend- und Ferienhäusern, die z.T. schon dauerhaft zu Wohnzwecken genutzt werden. 
Sämtliche Grundstücke sind komplett gezäunt.  
Für die vorhandenen Einzelbäume und sonstigen Gehölze ist die Baumschutzsatzung der Gemeinde Mühlenbecker 
Land in Anwendung zu bringen. 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind entsprechend zu beachten. 
 
 
Der Landesbetrieb Forst Brandenburg teilte zum Entwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor 
gemäß §13b BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 
08.04.2022 mit: 

mit Schreiben vom 05.04.2022 haben Sie im Auftrag der Gemeinde Mühlenbecker Land auf den Bebauungsplan 
Nr.47 „Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße", OT Zühlsdorf im beschleunigten Verfahren sowie die damit verbun-
dene Anpassung des Flächennutzungsplanes hingewiesen und die Oberförsterei Neuendorf des Landesbetriebes 
Forst Brandenburg als untere Forstbehörde im Rahmen der TÖB-Beteiligung um eine forstfachliche Stellungnahme 
gebeten.  
Durch das Bauvorhaben sind keine Waldflächen im Sinne von § 2 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) 
direkt betroffen. 
Das Gebiet besteht aus Wochenend- und Ferienhäusern, die z.T. schon dauerhaft zu Wohnzwecken genutzt werden. 
Auf ihnen befinden sich zahlreiche Bäume. Sämtliche Grundstücke sind komplett gezäunt.  
Ziel der Änderungen ist es, für das gesamte Gebiet die bauliche Nutzung als Wohngebiet festzulegen und damit die 
Schaffung von dauerhaftem Wohnraum zu ermöglichen. Als untere Forstbehörde haben wir keine Einwände gegen 
die Planungen. Für die vorhandenen Gehölze ist die Baumschutzsatzung der Gemeinde Mühlenbecker Land in An-
wendung zu bringen. 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind entsprechend zu beachten. Sie stehen der Planung nicht entgegen. 
 
 
Der Landesbetrieb Forst Brandenburg teilte mit Schreiben vom 20.06.2024 zum Entwurf des hier vorliegen-
den Bebauungsplanes mit: 

mit Schreiben vom 03.06.2024 haben Sie im Auftrag der Gemeinde Mühlenbecker Land auf den Bebauungsplan Nr. 
63 „Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße", OT Zühlsdorf im beschleunigten Verfahren sowie die damit verbun-
dene Anpassung des Flächennutzungsplanes hingewiesen und das Forstamt Oberhavel des Landesbetriebes Forst 
Brandenburg als untere Forstbehörde im Rahmen der TÖB-Beteiligung um eine forstfachliche Stellungnahme gebe-
ten. 
Der Bebauungsplan Nr. 63 stimmt inhaltlich überein mit dem rechtlich unwirksamen Bebauungsplan Nr.47. 
Durch den BP Nr. 63 sind keine Waldflächen im Sinne von § 2 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) direkt 
betroffen. 
Das Gebiet besteht aus Wochenend- und Ferienhäusern, die z.T. schon dauerhaft zu Wohnzwecken genutzt werden. 
Auf ihnen befinden sich zahlreiche Bäume. 
Sämtliche Grundstücke sind komplett gezäunt. 
Ziel der Änderungen ist es, für das gesamte Gebiet die bauliche Nutzung als Wohngebiet festzulegen und damit die 
Schaffung von dauerhaftem Wohnraum zu ermöglichen. 
Als untere Forstbehörde haben wir keine Einwände gegen die Planungen. 
Für die vorhandenen Gehölze ist die Baumschutzsatzung der Gemeinde Mühlenbecker Land in Anwendung zu brin-
gen. 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind entsprechend zu beachten. Sie stehen der Planung nicht entgegen. 
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U.4.6 Fauna 
 
Da im Plangebiet vom Vorhandensein geschützter Arten ausgegangen wird, erfolgt die Behandlung der 
Fauna in dieser Begründung in einem gesonderten Fachbeitrag Artenschutz. 
 
 
U.5 Eingriff nach dem Naturschutzrecht 
 
U.5.1 Schutzgut Fläche 
 
Das Plangebiet umfasst eine teilweise bereits bebaute Fläche. 
Im Rahmen der vorliegenden Planung ist folgende Inanspruchnahme von Fläche geplant: 
 

Nutzung Flächen Bestand 
(ha) 

Fläche Planung 
(ha) 

Bilanz 

Wochenendhausgebiet 0,91 0 -0,91 
reines Wohngebiet  0,91 +0,91 
 0,91 0,91  

 
Wegen der Nutzung eines bereits erschlossenen und mit Wochenendhäusern bebauten Plangebietes für die 
geplante Entwicklung als Wohngebiet wird die Inanspruchnahme bisher unbebauter Flächen, insbesondere 
von Flächen für die Landwirtschaft oder Wald, durch die vorliegende Planung vermieden. 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte zum Vorentwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 12.07.2021 mit: 

3. Belange des Fachdienstes Landwirtschaft und Naturschutz 
3.1 Weiterführende Hinweise 
3.1.1 Landwirtschaft 
Die vom Bereich Landwirtschaft zu vertretenden Belange werden durch das Vorhaben nicht berührt. Eine landwirt-
schaftliche Nutzung der Flächen im Plangebiet ist nicht angezeigt. 

 
 
Der Landesbetrieb Forst Brandenburg teilte zum Vorentwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet 
zuvor gemäß §13b BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 
19.06.2021 mit: 

Im Plangebiet sind keine Waldflächen im Sinne von § 2 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) betroffen. 
Das Gebiet besteht aus Wochenend- und Ferienhäusern, die z.T. schon dauerhaft zu Wohnzwecken genutzt werden. 
Sämtliche Grundstücke sind komplett gezäunt.  
Für die vorhandenen Einzelbäume und sonstigen Gehölze ist die Baumschutzsatzung der Gemeinde Mühlenbecker 
Land in Anwendung zu bringen. 

 
 
U.5.2 Ermittlung des bisher vorhandenen Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft  
 
Das gesamte Plangebiet ist dem Biotoptyp 102502 Wochenend- und Ferienhausbebauung mit Bäumen (PXG) 
zuzurechnen. In den Bereichen mit wohnartiger Nutzung besteht eine Tendenz zur Entwicklung als Biotoptyp 
2280 Kleinsiedlung (OSE). (siehe unter U.4.3.1) 
Die quantitative Bewertung des bisher vorhandenen Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft erfolgt nachfol-
gend an Hand der vorhandenen Bebauungen und Versiegelungen im Plangebiet. 
Im Plangebiet sind gemäß dem vermessenen Lage- und Höhenplan, der dem Bebauungsplan zu Grunde liegt, 
baulichen Nutzungen in folgendem Umfang vorhanden: 
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Darstellung des Bestandes im Plangebiet auf der Grundlage des vermessenen Lage- und Höhenplanes 
mit ergänzenden Darstellung und Nummerierung der geplanten überbaubaren Grundstücksflächen 
(blaue Linien und Zahlen 1 bis 13) 
 

 
 

Bezeichnung der überbau-
baren Grundstücksfläche 

Lage auf Flurstück vorhandene Grundfläche baulicher An-
lagen (Haupt- und Nebenanlagen) in m² 

1 1322 97 
2 1175/6 177 
3 1175/7, 1325 126 
4 1323 79 
5 1175/4, 2454, 1594 276 
6 1179 Nord 214 
7 1179 Süd 
8 1180 Nord 219 
9 1180 Süd 
10 1181 Nord 247 
11 1181 Süd 
12 1182 Nord 110 
13 1182 Süd 

 
 
U.5.3 Ermittlung des geplanten Eingriffs in Natur und Landschaft 
 
Mit der vorliegenden Planung wird in einem Wochenendhausgebiet mit teilweise umfangreichem Baumbe-
stand mit einer Größe von insgesamt 0,91 ha eine Nutzung als Wohngebiet ermöglicht.  
 
Mit der ganzjährigen Nutzung des Plangebietes durch Dauerwohnen vergrößert sich im Vergleich zur saiso-
nalen Nutzung von Wochenendhäusern die Nutzungsintensität auf den Grundstücken. Hierdurch werden zu-
sätzliche Eingriffe in die Schutzgüter Flora und Fauna, Orts- und Landschaftsbild, Klima und Luft vorbereitet. 
 
Darüber hinaus ist die Wohnnutzung im Vergleich zur Wochenendhausnutzung i. d. R. auch mit einer stärkeren 
baulichen Nutzung verbunden. Das betrifft sowohl die Grundfläche baulicher Anlagen als auch die Bauhöhe. 
Im Wochenendhausgebieten ist die Bebauung i. d. R. eingeschossig. Im Zusammenhang mit der Nutzung als 
Wohngebiet sollen zukünftig maximal 2 Vollgeschosse zulässig sein. Die zusätzliche bauliche Nutzung verur-
sacht Eingriffe in die Schutzgüter Boden, Wasser, Flora, Fauna, Orts- und Landschaftsbild, Klima und Luft. 
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Nachfolgend wird die geplante Versiegelung ermittelt und die zusätzliche bebaute Grundfläche im Verhältnis 
zum Bestand bilanziert. 
 

Bezeich-
nung der 
überbau-
baren 
Grund-
stücks-
fläche 

Lage auf 
Flurstück 

vorhandene 
Grundfläche 
baulicher Anla-
gen (Haupt- 
und Nebenan-
lagen) in m² 

geplante maximal zulässige Grundfläche 
baulicher Anlagen (GR) in m² einschließ-
lich maximal zulässige Überschreitung 
durch Grundflächen gemäß § 19 Abs. 4 
Satz 1 BauNVO auf den zugehörigen 
Baugrundstücken in m² (Haupt- und Ne-
benanlagen) 

Bilanz be-
baute 
Grundflä-
che in m² 

1 1322 97 120+90= 210 +113 
2 1175/6 177 120+90= 210 +33 
3 1175/7, 1325 126 120+90= 210 +84 
4 1323 79 82+40= 122 +43 
5 1175/4, 

2454, 1594 
276 120+90= 210 (ausnahmsweise Zulässigkeit 

Bestand 276 m²) 
+/-0 

6 1179 Nord 214 2x(120+75)=390 +176 
7 1179 Süd 
8 1180 Nord 219 2x(120+65)= 370 +151 
9 1180 Süd 
10 1181 Nord 247 2x(116-59)= 350 +103 
11 1181 Süd 
12 1182 Nord 110 2x(110+54)= 328 +218 
13 1182 Süd 
    921 

 
Im Vergleich zur bisherigen baulichen Nutzung im Plangebiet bereitet die vorliegende Planung eine zusätzlich 
zulässige Grundfläche baulicher Anlagen von 921 m² vor. Diese Fläche verteilt sich wie in der vorstehenden 
Tabelle dargelegt, auf die einzelnen Grundstücke im Plangebiet. 
 
 
U.5.4 Vermeidung von Eingriffen in Natur und Landschaft 
 
 Nutzung baulich vorgenutzter Fläche 

Alle Grundstücke im Plangebiet sind bereits mit Wochenendhäusern und zugehörigen Nebenanlagen bebaut.  
Die Festsetzung einer überbaubaren Grundstücksfläche durch Baugrenzen ist jeweils an den Standorten der 
vorhandenen Hauptgebäude (Wochenendhäuser) geplant. An den bereits bebauten Standorten ist durch die 
vorhandenen baulichen Nutzungen bereits ein Eingriff in Boden, Natur und Landschaft vorhanden. Deshalb 
sind hier die nachteiligen Auswirkungen einer Bebauung auf Natur und Landschaft (Schutzgüter Boden, Flora, 
Fauna, Orts- und Landschaftsbild) besonders gering. 
 
 Vermeidung von Eingriffen in den Baumbestand 

Mit der Festsetzung der geplanten überbaubaren Grundstücksflächen an den Standorten der vorhandenen 
Hauptgebäude werden erhebliche Eingriffe in den Baumbestand auf Grund der vorliegenden Planung vermie-
den.  
Von den 131 Bäumen, die im Plangebiet vorhanden sind, liegen nur 2 Bäume (Nr. 101 du 130) mit ihren 
Wurzelbereichen teilweise innerhalb der geplanten überbaubaren Grundstücksfläche. (siehe unter U.4.4) Ob 
im Zusammenhang mit der weiteren baulichen Entwicklung auf den betreffenden Grundstücken die Fällung 
dieser Bäume tatsächlich erforderlich werden wird, hängt von der im Einzelfall konkret geplanten Bebauung 
ab.  
Die Vermeidungsmaßnahme wirkt sich positiv auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Flora, Fauna, Orts- und 
Landschaftsbild, Klima, Luft aus. 
 
 Beschränkung der zulässigen Grundflächen baulicher Anlagen 

Für jede überbaubare Grundstücksfläche ist im vorliegenden Bebauungsplan die Festsetzung maximal zuläs-
siger bebauter Grundflächen (GR) für die Hauptanlagen sowie Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenanla-
gen, Stellplätz u. a.) geplant. 
Hierbei wird berücksichtigt, dass GR 120 m² zuzüglich 90m² für Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenan-
lagen, Stellplätz u. a.) eine angemessene Nutzung eines Wohnbaugrundstückes ermöglichen.  
Auf den größeren Grundstücken werden hierdurch für die Hauptanlagen Grundflächenzahlen (GRZ) erheblich 
unter 0,2 und einschließlich Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenanlagen, Stellplätz u. a.) unter 0,3 er-
reicht.  
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Bei den kleineren Grundstücken wird die zulässige Grundfläche baulicher Anlagen (GR) so festgesetzt, dass 
für die Hauptanlage eine GRZ 0,2 und einschließlich Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenanlagen, Stell-
plätz u. a.) eine GRZ eingehalten werden. Das entspricht der in Zühlsdorf ortsüblichen Bebauungsdichte für 
Wohnbaugrundstücke. (siehe unter 8.2.1) 
Die Vermeidungsmaßnahme wirkt sich positiv auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Flora, Fauna, Orts- und 
Landschaftsbild, Klima, Luft aus. 
 
 
 Festsetzung wasser- und luftdurchlässiger Befestigungsaufbauten für Stellplätze und Zufahrten 

Hierzu ist folgende Festsetzung geplant: 
 

5.  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  
  (§9 Abs.1 Nr.20 BauGB, §1a BauGB) 
(1) Stellplätze und deren Zufahrten sind mit einem dauerhaft wasser- und luftdurchlässigen Aufbau auszuführen. 

 
Die Vermeidungsmaßnahme wirkt sich positiv auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Flora, Fauna, Orts- und 
Landschaftsbild, Klima, Luft aus. 
 

 
 Vermeidung von Verstößen gegen Verbote des §44(1) BNatschG (Artenschutz) 

Hierzu sind folgende Festsetzungen geplant: 
 

5.  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  
  (§9 Abs.1 Nr.20 BauGB, §1a BauGB) 
 

(2) Im Plangebiet sind Einfriedungen so herzustellen, dass über Gelände Öffnungen als Durchschlupf für Amphibien 
und Kleinsäuger mit einem lichten Öffnungsmaß von mindestens 10cm im Durchmesser und einer Anzahl von 
mindestens 1 Stck. je lfd. m vorhanden sind. 

 
Darüber hinaus werden folgende Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen: 
 

VI. Hinweise zum besonderen Artenschutz 
Im Plangebiet vorhandene Nistkästen sind innerhalb der Brutzeit (1. März bis zum 30. September eines jeden 
Jahres) zu erhalten.  
Im Falle der Beseitigung von Bäumen oder Gebäuden mit vorhandenen Nistkästen sind die betreffenden Nistkästen 
außerhalb der o. g. Brutzeit an andere geeignete Plätze im Plangebiet umzuhängen.  
Zum Schutz von Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Tierarten hat vor der Entnahme von Bäumen - wie 
auch vor der Entnahme von Nisthilfen - und vor dem Abriss von Gebäuden eine Abstimmung mit der unteren Na-
turschutzbehörde des Landkreises Oberhavel zu erfolgen. 
Soweit sich aus der geplanten Entnahme von Bäumen - wie auch vor der Entnahme von Nisthilfen - und vor dem 
Abriss von Gebäuden drohende Verstöße gegen den Artenschutz ergeben, sind in Abstimmung mit der unteren 
Naturschutzbehörde hierzu vorgezogene Kompensationsmaßnahmen durch das Anbringen und dauerhafte Erhal-
ten von zusätzlichen Nisthilfen bzw. die Schaffung von Ersatzbiotopen umzusetzen.  

 
Die Vermeidungsmaßnahmen wirken sich positiv auf das Schutzgut Fauna aus. 
 
 
U.5.5 Ausgleichserfordernis bei Eingriffen in Boden Natur und Landschaft 
 
 Zusätzliche Versiegelung 

 
Auf Grund der vorliegenden Planung wird im Plangebiet eine zusätzliche bebaute Grundfläche von insge-
samt maximal 921m² zulässig, die sich in unterschiedlichem Maß auf die 13 Bauplätze im Plangebiet auf-
teilt. (siehe unter U.5.3)  
 
Nach BNatSchG ist in der Bauleitplanung über Festsetzungen zur Vermeidung, zum Ausgleich und zur ersatz-
weisen Kompensation von Beeinträchtigungen, die von dem vom Bauleitplan ermöglichten Eingriff in Natur 
und Landschaft ausgehen, abwägend zu entscheiden.  
§1a BauGB setzt fest, dass ein Ausgleich nicht erforderlich ist, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren.  
 
Der vorliegende Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach §13a BauGB aufgestellt (siehe hierzu 
auch unter 2.2.). 
 
Gemäß BauGB wird der Ausgleich nach dem Naturschutzrecht für Bebauungspläne der Innenentwicklung 
gemäß §13a BauGB wie folgt geregelt: 
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(2) Im beschleunigten Verfahren 
 
4. gelten in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Be-
bauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig. 

 
Insofern gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne 
des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Ein Ausgleich nach 
dem Naturschutzrecht ist deshalb nicht erforderlich. 
 
Gemäß §1(6)7. BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Belange des Umweltschutzes, ein-
schließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, dennoch zu berücksichtigen. Die Berück-
sichtigung dieser Belange erfolgt im Rahmen der vorliegenden Planbegründung des Bebauungsplanes. 
 
 
 Ersatzpflanzungen gemäß Gehölzschutzsatzung 

Sofern Baumfällungen im Plangebiet erfolgen, besteht hierfür ein Genehmigungserfordernis gemäß der Ge-
hölzschutzsatzung der Gemeinde Mühlenbecker Land und es ist entsprechender Ausgleich zu leisten. (siehe 
unter U.4.5) 
 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte zum Entwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 03.06.2022 mit und 
bestätigte dies mit Schreiben vom 01.07.2024 zum Entwurf des hier vorliegenden Bebauungsplanes: 
 

2. Belange des Fachbereiches Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
2.1 Weiterführende Hinweise 
 
2.1.1 Hinweise der unteren Naturschutzbehörde 
 
Der vorliegende BBL Nr. 47 „Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße“ wird im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB i. V. m. § 13b BauGB aufgestellt. Eingriffe in Natur und Landschaft, die aufgrund der Aufstellung des 
BBP zu erwarten sind, gelten daher als im Sinne von § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt bzw. zulässig. Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung findet daher keine Anwendung. 
 
Schutzgebiete nach §§ 23 – 28 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie Natura 2000-Gebiete sind von dem B-
Plan nicht betroffen. Innerhalb des Geltungsbereiches des BPL sind keine gesetzlich geschützten Biotope nach 
§ 30 BNatSchG i. V. m. § 18 BbgNatSchAG vorhanden. 
 
Die Angaben zum Besonderen Artenschutz des Planungsbüros Ludewig werden geteilt. Die Hinweise zum Beson-
deren Artenschutz werden begrüßt. 
 
Die im Zuge von späteren Bauvorhaben eintretenden Baumverluste sind gemäß der Gehölzschutzsatzung der Ge-
meinde Mühlenbecker Land zu ersetzen. 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind bei Vorhaben im Plangebiet entsprechend zu beachten. 
 
 
U.6 Schutzgut Sachgüter 
 
U.6.1 Denkmalschutz 
 
Innerhalb des Plangebietes oder in dessen städtebaulicher Umgebung sind keine Denkmale vorhanden.  
 
 
U.6.2 Bodendenkmalpflege 
 
Im Bereich des Plangebiets sind keine Bodendenkmale erfasst oder bekannt.  
Der Flächennutzungsplan stellt im Bereich des Plangebietes keine Bodendenkmale dar. 
 
Grundsätzlich kann nicht ausgeschlossen werden, dass bei Erdarbeiten unvermutet bisher unbekannte Bo-
dendenkmale entdeckt werden können.  
 
Das Brandenburgische Landesamt für Denkmalpflege und Archäologische Landesmuseum, Abteilung 
Bodendenkmalpflege, Archäologisches Landesmuseum teilte mit Schreiben vom 18.06.2024 zum Entwurf 
des hier vorliegenden Bebauungsplanes mit:  
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im Bereich der genannten Planung sind bisher keine Bodendenkmale bekannt. Als brandenburgische Fachbehörde 
für Bodendenkmale weisen wir jedoch darauf hin, dass nach dem „Gesetz über den Schutz und die Pflege der Denk-
male und Bodendenkmale im Land Brandenburg vom 24.Mai 2004" (GV-BI Land Brandenburg Nr. 9 vom 24. Mai 
2004, S. 215 ff.) folgende Verpflichtungen bestehen:  
1. Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, z.B. Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder -
bohlen, Scherben, Stein- oder Metallgegenstände, Knochen o.ä., entdeckt werden, sind diese unverzüglich der Un-
teren Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen Lan-
desmuseum anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 u. 2 BbgDSchG). Die aufgefundenen Bodendenkmale und die Entdeckungs-
stätte sind mindestens bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige, auf Verlangen der Denkmalschutzbehörde 
ggf. auch darüber hinaus, in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Er-
haltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG).  
2. Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum zu über-
geben 
(§ 11 Abs. 4 und § 12 BbgDSchG).  
Die Stellungnahme erfolgt in Wahrnehmung der Aufgaben und Befugnisse der Fachbehörde für Bodendenkmale als 
Träger öffentlicher Belange (§ 17BbgDSchG). 

 
Berücksichtigung: 
Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet entsprechend zu beachten. 
 
 
U.7 Schutzgut Mensch 
 
U.7.1 Verkehr 
 
Mit der geplanten Änderung der bisherigen Nutzung des Plangebietes von einem Wochenendhausgebiet in 
ein reines Wohngebiet kann es zu einem erhöhten Verkehrsaufkommen kommen, welches sich aus der dann 
ganzjährigen Nutzung des Plangebietes im Vergleich zur saisonalen Nutzung von Wochenendhäusern ergibt. 
Dem Umfang nach ist diese zu erwartende Verkehrszunahme jedoch so gering, dass sich keine erheblichen 
Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit des örtlichen Straßennetzes ergeben. 
 
 
U.7.2 Immissionsschutz 
 
Das Plangebiet ist keinen erheblichen Immissionsbelastungen durch Verkehrslärm, Gewerbelärm oder ande-
ren Lärmarten ausgesetzt. 
Da das Plangebiet von Siedlungsgebieten umgeben ist, welche durch Wohnbaunutzungen geprägt sind, er-
geben sich aus der geplanten Festsetzung eines reinen Wohngebietes sowohl für das Plangebiet selbst, als 
auch für die umgebenden Siedlungsgebiete keine erheblichen Konflikte in Bezug auf den Immissionsschutz. 
 
 
Das Landesamt für Umwelt teilte mit Schreiben vom 22.07.2024 zum Entwurf des hier vorliegenden Bebau-
ungsplanes mit: 

 
Belang Immissionsschutz 
 
1. Sachstand 
Planungsziel ist die Festsetzung eines „Reinen Wohngebietes“ gem. § 3 BauNVO1 als Angebotsplanung zur Umge-
staltung des baulichen Bestandes und der Umnutzung von Wochenendhausgrundstücken in Wohnbaugrundstücke. 
Die erneute Aufstellung des Bebauungsplans wird aufgrund des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) 
vom 18. Juli 2023 (4 CN 3.22) erforderlich. Das Aufstellungsverfahren erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 
13a BauGB2. Dabei werden die Abgrenzung des Plangebietes und die planerischen Inhalte des bisherigen Bebau-
ungsplanes GML Nr. 47 übernommen. Die Anpassung des Flächennutzungsplans erfolgt im Wege der Berichtigung. 
Das Plangebiet mit einer Größe von ca. 0,91 ha umfasst in der Gemarkung Zühlsdorf, Flur 4, die Flurstücke 1322, 
1323, 1324, 1175/4, 1594, 1175/6, 1175/7, 1325 und 1179, 1180, 1181 und 1182. 
 
2. Stellungnahme 
Die vorliegenden Unterlagen zum Entwurf (Stand März 2024) des Bebauungsplans OT Zühlsdorf GML Nr. 63 (ehem. 
Nr. 47) „Wohnungsbau Fuchsgasse-Ottostraße“ wurden im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange insbesondere nach den Grundsätzen des § 50 BImSchG3 i. V. m. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 
Nr. 1 BauGB geprüft. Danach sollen Flächen unterschiedlicher Nutzung einander so zugeordnet werden, dass schäd-
liche Umwelteinwirkungen auf schutzwürdige Nutzungen weitgehend vermieden, neue Konfliktlagen ausgeschlossen 
und die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse berücksichtigt werden. 
Das Plangebiet als reines Wohngebiet hat gemäß DIN 18005, Beiblatt14, einen Schutzanspruch von 50 dB(A) am 
Tag und nachts von 35 dB(A) bzw. 40 dB(A) für Verkehrslärm. Vom Plangebiet gehen bei üblicher Nutzung keine 
Emissionen aus, die geeignet wären, in angrenzenden schutzwürdigen Gebieten zu Überschreitungen von Grenz-, 
Richt- oder Orientierungswerten zu führen. Aufgrund der Lage des Plangebietes westlich und nördlich an kleinteilige 
Wohnbebauung angrenzend, östlich an Waldfläche und südlich an ein Wochenendhausgebiet angrenzend, sind 
schädliche Umwelteinwirkungen in Form von Lärm, Staub, Gerüche, Luftschadstoffe, elektromagnetische Felder, 
Licht etc. im Plangebiet nicht zu erwarten. 
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Somit kann dem vorliegenden Entwurf des Bebauungsplans aus Sicht der hier zu vertretenden Belange des Immis-
sionsschutzes nach derzeitigem Kenntnisstand zugestimmt werden. 
Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beurteilungsgrundlagen ihre Gültigkeit. 
Das Ergebnis der Abwägung durch die Kommune ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB mitzuteilen. Weiterhin 
wird um eine Anzeige zum Inkrafttreten des Planes bzw. die Erteilung der Genehmigung gebeten. 

 
 
U.8 Schutzgut Klima 
 
U.8.1 Klimaschutz, Folgen des Klimawandels 
 
Die Anforderungen des Klimaschutzes und die Folgen des Klimawandels werden mit der vorliegenden Pla-
nung wie folgt berücksichtigt: 
 
Das Plangebiet umfasst eine Teilfläche im Siedlungsbereich und liegt nicht in einem Überschwemmungsge-
biet. Die Versickerung des im Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers soll auch zukünftig, ebenso wie 
bisher, innerhalb des Plangebietes erfolgen. Hierfür ist eine entsprechende Begrenzung des zulässigen Ma-
ßes der baulichen Nutzung geplant. 
Da das Plangebiet bereits weitgehend baulich genutzt ist, trägt die vorliegende Planung nicht zu einer erheb-
lichen Erhöhung der Verkehrsbelastung und damit verbundenen Vergrößerung des Ausstoßes klimawirksamer 
Treibhausgase bei.  
Bei der Realisierung von Bauvorhaben im Planbereich sind die gesetzlichen Anforderungen zur Energieein-
sparung und Vermeidung des Ausstoßes von Treibhausgasen zu erfüllen und in diesem Zusammenhang auch 
erneuerbare Energien zu nutzen.  
Die vorliegende Planung bereitet keine zusätzlichen Eingriffe in Ökosysteme wie Wälder, Moore und Feucht-
gebiete vor, da die geplanten Baugebietsflächen weitgehend bereits baulich genutzt bzw. als Gartenflächen 
intensiv gestaltet sind. 
 
Zur Verringerung des Energiebedarfs, zur Steigerung der Energieeffizienz und zur verstärkten Nutzung 
von erneuerbaren Energien sind im Rahmen der Baugenehmigungsplanung und Bauausführung insbeson-
dere folgende rechtliche Grundlagen zu beachten: 
 

- Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) geändert worden ist 

- Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- und Kälteer-
zeugung in Gebäuden (Gebäudeenergiegesetz - GEG) Gebäudeenergiegesetz vom 8. August 2020 
(BGBl. I S. 1728) 

 
Mit dem „Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden“, das 
am 30.07.2011 in Kraft trat, wurde das BauGB zur Anpassung an die Anforderungen des Klimaschutzes no-
velliert. 
§ 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB bestimmt zum Ziel und Inhalt von Bauleitplänen nunmehr: 

„Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrund-
lagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere 
auch in der Stadtentwicklung, zu fördern sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Land-
schaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.“ 

§1a BauGB wurde hierzu wie folgt ergänzt: 
„(5) Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel ent-
gegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung ge-
tragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 zu berücksichtigen.“ 

 

Für das Gemeindegebiet Mühlenbecker Land besteht ein Integriertes Klimaschutzkonzept (seecon Ingeni-
eure GmbH, Berlin, 30.03.2018).  
Für die Bauleitplanung werden dort kommunale Ziele des Klimaschutzes wie folgt benannt: 
 
Entwicklung/Raumordnung 
Nr. E 2 Energiebewusste Bauleitplanung 
 
Ziel:  langfristige Reduktion des Energieverbrauchs bei Neubauten, Berücksichtigung 

Klimawandel 
 

Kurzbeschreibung: Um den Heizenergiebedarf für die zukünftige Bebauung zu minimieren, werden 
Planungsvorgaben in die städtebauliche Planung und den Bebauungsplan auf-
genommen. Diese betreffen: 
• Optimierung der Kompaktheit von Gebäuden,  
• Sicherung von langfristigen Solarnutzungsoptionen (Südausrichtung),  
• Sicherung von Standorten und Leitungen für umweltfreundliche Wärmeerzeu-

gungsanlagen. 
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Umsetzungszeitraum: mittelfristig 
 

Erforderliche Aktionsschritte: • Erarbeitung einer verbindlichen Handlungsanleitung für die Bauleitpla-
nung inklusive Auswahl von Standorten für die zukünftige Bebauung 
und Festlegung energetischer Mindeststandards 

• Ermittlung der Grundlagen, Festlegung von Planungsgrundsätzen 
• Beschluss der Gemeindevertretung 

 

Anmerkung: • Für Wohnungsneubauten sollte das Ziel ein möglichst hoher Energiestandard 
(Passivhaus jetzt, Null- bzw. Plusenergiehaus in 2050) sein. Festsetzungen 
dazu sollten in den Bebauungsplänen bzw. den städtebaulichen Verträgen 
Eingang finden. 

 
 
Berücksichtigung in der vorliegenden Bauleitplanung: 
 
Die o. g. verbindliche Handlungsanleitung für die Bauleitplanung inklusive Auswahl von Standorten 
für die zukünftige Bebauung und Festlegung energetischer Mindeststandards liegt bisher noch nicht vor. 
Deshalb können sich hieraus eventuell ergebende Festsetzungen, die für das vorliegende Plangebiet relevant 
sein könnten, nicht in den vorliegenden Bebauungsplan übernommen werden. 
 
 
Die Ziele des Klimaschutzes werden mit der vorliegenden Planung jedoch bereits wie folgt berücksichtigt: 
 
Die vorliegend geplanten baulichen Nutzungen beschränken sich auf einen siedlungsgeprägten Bereich, der 
bereits bebaut und durch die anliegenden Straßen erschlossen ist. Im Rahmen der vorliegenden Planungs-
maßnahme unter Nutzung bereits baulich vorgenutzter Grundstücke und der vorhandenen Erschließung wird 
der erhebliche Energieaufwand, der für die Erschließung neuer Baugebiete erforderlich ist, vermieden. Zu-
gleich werden keine wertvollen Vegetationsflächen, wie insbesondere Waldflächen, die u. a. auch der CO2-
Speicherung dienen, durch die vorliegende Planung in Anspruch genommen. 
 
Im Zusammenhang mit der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet sind die zunehmend strenger werdenden 
gesetzlichen Regelungen zur Energieeinsparung zu beachten. Darüber hinaus sind die Ziele des kommunalen 
Klimaschutzkonzeptes (Passivhaus, Null- bzw. Plusenergiehaus in 2050) als Empfehlung zu berücksichtigen. 
Eine Festsetzung zur Südausrichtung von Gebäuden wird nicht in den vorliegenden Bebauungsplan aufge-
nommen, da diese für die Sicherung von langfristigen Solarnutzungsoptionen nicht erforderlich ist. Auch mit 
Ost- und Westausrichtung können nach heutigem Stand der Technik Solaranlagen zweckentsprechend instal-
liert werden. Bei der Positionierung von Solarmodulen ist im vorliegenden Plangebiet auch der Baumbestand 
zu berücksichtigen, der selbst eine positive Wirkung in Bezug auf das Klima hat.  
Durch die Nutzung der bereits bebauten Flächen für die Festsetzung der geplanten überbaubaren Grund-
stücksflächen werden mit der vorliegenden Planung erhebliche Eingriffe in den Baumbestand vermieden. Ne-
ben der Bindung von CO2 hat der Baumbestand durch Verschattung in den zunehmend heißer werdenden 
Sommermonaten auch eine positive Wirkung auf das Kleinklima.  
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A Fachbeitrag Artenschutz 
 

 
A.1. Berücksichtigung des Artenschutzes in der Bauleitplanung 
 
Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder 
ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 
2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, 
Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, 
wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 
3 .Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu ent-
nehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 
4 .wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, 
sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören (Zugriffsverbote). 

 

Bei „europarechtlich geschützten Arten“ (Arten gemäß Anhang VI-Arten nach FFH-RL und europäischer 
Vogelschutzrichtlinie) ist zu ermitteln, ob Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 in Verbindung 
mit § 44 Abs. 5 berührt sind. Für diese Arten entfallen die genannten Verbote nur unter der Voraussetzung, 
dass die ökologische Funktion der von dem Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räum-
lichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Soweit möglich können dazu vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men (sog. CEF-Maßnahmen) festgesetzt werden. 
Außerdem ist das Störungsverbot für europäische Vogelarten und Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie 
nach § 44 Absatz 1 Nr. 2 BNatSchG zu beachten. Erheblich sind Störungen, wenn dadurch der Erhaltungszu-
stand der lokalen Population einer Art verschlechtert wird. 
 

Alle anderen besonders und streng geschützten Arten sind im Rahmen der Eingriffsregelung nach §1a 
BauGB auf der Planungsebene zu behandeln. §1a BauGB regelt, dass ein Ausgleich nicht erforderlich ist, 
soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren.  
 

Die Berücksichtigung der Belange des Artenschutzes erfolgt in Anlehnung an die Arbeitshilfe Artenschutz 
und Bebauungsplanung von Rechtsanwalt Dr. Eckart Scharmer und Rechtsanwalt Dr. Matthias Blessing im 
Auftrag des Ministeriums für Infrastruktur und Raumordnung des Landes Brandenburg - Referat 23 vom 
13.01.2009. 
Grundsätzlich heißt es hierin:  „Die artenschutzrechtlichen Verbote nach § (44) Abs. 1 BNatSchG sind in 
der Bebauungsplanung zu beachten, soweit diese die Vollzugsunfähigkeit des Bebauungsplans bewirken 
können.“ 
 
In der Arbeitshilfe wird für die Behandlung eines 
artenschutzrechtlichen Verbots gemäß § (44) 
Abs. 1 BNatSchG in der Bebauungsplanung fol-
gende Übersicht gegeben:  
 
 
 
(Anmerkung: In der Fassung des BNatSchG 2010 wurde die Be-
zeichnung der §§ teilweise geändert. Die genannten Inhalte blie-
ben jedoch unverändert. Die vorstehend zitierten Auszüge aus 
der Arbeitshilfe beziehen sich auf die Rechtsbezüge der früheren 
Fassung des BNatSchG.) 
  

 
 
Zum Umgang mit den artenschutzrechtlichen Verboten auf der Ebene des Bebauungsplanes heißt es in der 
Arbeitshilfe: 

Die Gemeinde muss daher in eigener Zuständigkeit – nachdem sie die artenschutzrechtlichen Verbote geprüft hat 
und zu dem Schluss gekommen ist, dass der Verstoß gegen ein Verbot nach § (44) Abs. 1 BNatSchG droht – 
prüfen, 
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a) ob bei nur national geschützten Arten das drohende Verbot abgewendet werden kann, indem auf der Ebene 
des Bebauungsplans über die Vermeidung und den Ausgleich des in der Verbotshandlung liegenden, zu erwarten-
den Eingriffs gemäß § 1a Abs. 3 BauGB in der Abwägung entschieden wird (...),  
oder 
b) ob bei europäisch geschützten Arten ein drohender Verstoß gegen das Verbot des § 42 Abs. 1 in Verbindung 
mit 3, 3 und/oder 4 BNatSchG gemäß § (44) Abs. 5 BNatSchG abgewendet werden kann (...), 
wenn dies nicht der Fall ist, 
c) prüfen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahme gemäß § 43 Abs. 8 Satz 1 Nr. 5 und Satz 2 
BNatSchG vorliegen und insoweit eine „Ausnahmelage“ besteht, in die ohne Gefahr der Vollzugsunfähigkeit des 
Bebauungsplans hineingeplant werden kann (...),  
oder, wenn dies nicht der Fall ist, 
d) prüfen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung einer Befreiung gemäß § 62 BNatSchG vorliegen und in die 
„Befreiungslage“ hineingeplant werden kann (...). 

 
 
A 2 Methodik 
 
Alle Grundstücke im Plangebiet sind bereits mit Wochenendhäusern und zugehörigen Nebenanlagen be-
baut und werden entsprechend, teils wohnartig, genutzt.  
Ziel des Bebauungsplanes GML Nr. 63 "Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße“ ist es, im bisherigen Wo-
chenendhaushausgebiet die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine wohnbauliche Nutzung der Bau-
grundstücke zu schaffen.  
 
Die Vermeidung von Eingriffen in Natur und Landschaft, die über typische Veränderungen in baulichen Be-
standsgebieten hinausgehen, ist durch folgende Festsetzungen zur baulichen Nutzung geplant: 
 
 Nutzung baulich vorgenutzter Fläche 

Alle Grundstücke im Plangebiet sind bereits mit Wochenendhäusern und zugehörigen Nebenanlagen bebaut.  
Die Festsetzung einer überbaubaren Grundstücksfläche durch Baugrenzen ist jeweils an den Standorten der 
vorhandenen Hauptgebäude (Wochenendhäuser) geplant. An den bereits bebauten Standorten ist durch die 
vorhandenen baulichen Nutzungen bereits ein Eingriff in Boden, Natur und Landschaft vorhanden. Deshalb 
sind hier die nachteiligen Auswirkungen einer Bebauung auf Natur und Landschaft (Schutzgüter Boden, Flora, 
Fauna, Orts- und Landschaftsbild) besonders gering.  
 
 Vermeidung von Eingriffen in den Baumbestand 

Mit der Festsetzung der geplanten überbaubaren Grundstücksflächen an den Standorten der vorhandenen 
Hauptgebäude werden erhebliche Eingriffe in den Baumbestand auf Grund der vorliegenden Planung vermie-
den.  
Von den 131 Bäumen, die im Plangebiet vorhanden sind, liegen nur 2 Bäume (Nr. 101 und 130) mit ihren 
Wurzelbereichen teilweise innerhalb der geplanten überbaubaren Grundstücksfläche. (siehe unter U.4.4) Ob 
im Zusammenhang mit der weiteren baulichen Entwicklung auf den betreffenden Grundstücken die Fällung 
dieser Bäume tatsächlich erforderlich werden wird, hängt von der im Einzelfall konkret geplanten Bebauung 
ab.  
Die Vermeidungsmaßnahme wirkt sich positiv auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Flora, Fauna, Orts- und 
Landschaftsbild, Klima, Luft aus. 
 
 Beschränkung der zulässigen Grundflächen baulicher Anlagen 

Für jede überbaubare Grundstücksfläche ist im vorliegenden Bebauungsplan die Festsetzung maximal zu-
lässiger bebauter Grundflächen (GR) für die Hauptanlagen sowie Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Neben-
anlagen, Stellplätz u. a.) geplant.  
Hierbei wird berücksichtigt, dass GR 120 m² zuzüglich 90m² für Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenan-
lagen, Stellplätz u. a.) eine angemessene Nutzung eines Wohnbaugrundstückes ermöglichen.  
Auf den größeren Grundstücken werden hierdurch für die Hauptanlagen Grundflächenzahlen (GRZ) erheb-
lich unter 0,2 und einschließlich Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenanlagen, Stellplätz u. a.) unter 0,3 
erreicht.  
Bei den kleineren Grundstücken wird die zulässige Grundfläche baulicher Anlagen (GR) so festgesetzt, dass 
für die Hauptanlage eine GRZ 0,2 und einschließlich Anlagen gemäß §19(4) BauNVO (Nebenanlagen, Stell-
plätz u. a.) eine GRZ eingehalten werden. Das entspricht der in Zühlsdorf ortsüblichen Bebauungsdichte für 
Wohnbaugrundstücke. (siehe unter 8.2.1) 
Die Vermeidungsmaßnahme wirkt sich positiv auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Flora, Fauna, Orts- und 
Landschaftsbild, Klima, Luft aus. 
 
Ermittlung möglicher Auswirkungen auf geschützte Tierarten auf der Grundlage einer Potentialanalyse 
 
Die geplanten bauplanungsrechtlichen Festsetzungen gewährleisten, dass es bei Umsetzung des hier vorlie-
genden Bebauungsplanes nicht zu wesentlichen Neuinanspruchnahmen bisher unbebauter Flächen für bau-
liche Nutzungen kommt. Durch die Änderung der zulässigen Nutzungen von einem Wochenendhausgebiet hin 
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zu einem Wohngebiet wird sich jedoch, wegen der Dauerhaftigkeit der Wohnnutzung im Unterschied zur sai-
sonalen Nutzung von Wochenendhäusern, der Nutzungsdruck auf den Grundstücken insgesamt erhöhen: Ins-
besondere der Rückbau bestehender baulicher Anlagen und Eingriffe in den Gehölzbestand können zu Ver-
stößen gegen die Verbote des §44 (1) BNatschG (Artenschutz) führen. 
 
Um zu ermitteln, welche Tierarten hiervon im Plangebiet durch welche Maßnahmen betroffen sein könnten, 
erfolgte am 23.02.2021 eine Begehung aller Grundstücke im Plangebiet. Hierbei wurde der vorhandene Ge-
hölz- und Gebäudebestand auf der Grundlage eines vermessenen Lage- und Höhenplanes begutachtet. 
(siehe Biotoptypenkartierung unter U.4.3.) Die Bäume im Plangebiet wurden auf Ihre Eignung als Fortpflan-
zungsstätten (Höhlungen, Nistkästen) untersucht. Die Gebäude im Plangebiet wurden von außen nach Altnes-
tern oder Anzeichen für frühere Nutzungen als Fortpflanzungsstätte abgesucht und auf ihre generelle Eignung 
als Fortpflanzungsstätten geschützter Arten überprüft. Die Nutzer der Wochenendhäuser wurden zu ihren Be-
obachtungen von Tierarten auf den Grundstücken und in deren Umgebung befragt. 
 
Im Ergebnis wird nachfolgend eine Potenzialanalyse betroffener geschützter Arten für das Plangebiet erstellt. 
An Hand dieser Potentialanalyse soll im Zusammenhang mit zukünftigen Baugenehmigungsverfahren das 
Erfordernis konkreter Erfassungen geschützter Arten abgeleitet werden. 
 
 
A.3   Ermittlung möglicher betroffener geschützter Arten auf Grund der vorhandenen Habitatstruk-

turen 
 
A.3.1   Auskunft von Grundstücksnutzern zu Beobachtungen von wildlebenden Tieren im Plangebiet 

und Beobachtungen bei der Begehung des Plangebietes 
 
Die Grundstücksnutzer verbringen teils seit mehreren Jahrzehnten einen großen Teil ihrer Zeit im Plangebiet 
und sie verfügen teilweise als Laien über gute Kenntnisse wild lebender Tierarten. In nahezu allen Grundstü-
cken wurden mehrere Nistkästen für Vögel und teils auch für Fledermäuse installiert.  
Durch die Grundstücksnutzer wurde berichtet, dass folgende geschützte Arten in den vergangenen Jahren im 
Plangebiet und dessen Umgebung beobachtet wurden: 
 

Avifauna (Vögel): Blaumeise, Kohlmeise, Schwanzmeise, Kleiber, Haussperling, Feldsperling, Amsel, Rot-
kehlchen, Zaunkönig, Mönchsgrasmücke, Waldkauz, Buntspecht, Grünspecht, Schwarzspecht, Pirol, Baum-
läufer, Goldammer und weitere siedlungstypische Arten 
Garten- und Siedlungstypische Höhlenbrüter nisten in zahlreichen Nistkästen im Plangebiet. Ein Teil der Vögel 
hatte seine Fortpflanzungsstätten im benachbarten Wald oder Siedlungsgebiet und besuchte das Plangebiet 
als Nahrungsgast. 
Die Anzahl und Artenvielfalt der Vögel wurde durch die Anwohner als in den letzten Jahren stark rückläufig 
beschrieben. 
 

Reptilien: Blindschleiche (seltene Beobachtungen vor mehreren Jahren) 
 

Amphibien: keine Beobachtungen 
 

Insekten: Nashornkäfer (in Komposthaufen), Schmetterlinge (z. B. Tagpfauenauge, Zitronenfalter, Kohlweiß-
ling, Fuchs). Die Anzahl und Artenvielfalt der Schmetterlinge wurde durch die Anwohner als in den letzten 
Jahren stark rückläufig beschrieben. 
 

Säugetiere: Eichhörnchen, Igel, Fledermäuse in abendlichem Flug 
 
Bei der Begehung des Plangebietes am 23.02.2021 wurden in Bezug auf den Artenschutz folgende Beobach-
tungen gemacht: 
 
Die Begehung fand statt zwischen 11.00 und 15.00 Uhr bei für Februar ungewöhnlich warmem und sonnigem 
Wetter. 
Gesichtet wurden folgende Vogelarten: 
Ringeltaube, Elster, Nebelkrähe, Kohlmeise, Amsel, Grünfink, Rotkehlchen, Zaunkönig, Buntspecht, Kranich 
(im Überflug), Mäusebussard (im Überflug) 
davon Kohlmeise (auf Flstck1179 Südteil (Fuchsgasse 12))  und Ringeltaube (auf Flst.1322 im Nordwesten 
(Neue Bahnhofstraße 18)) mit revieranzeigendem Verhalten. 
 
- vorjähriges Amselnest auf Flst.1323 in Laubgehölzhecke zur Ottostraße nahe Baum 127 
- vorjähriges Nest Ringeltaube auf Flst.1322 auf Baum 1 (Eiche) 
- 7 Nistkästen auf Flst.1175/4 und 2454 (Fuchsgasse 13) 
- 4 Nistkästen auf Flst.1175/7 (Neue Bahnhofstraße 20)  
- Baumhöhle an Baum Nr.45 (Neue Bahnhofstraße 20) 
- dichter Efeubewuchs mit Altnestern Amsel, Ringeltaube an Bäumen Nr.76, 79 (Neue Bahnhofstraße 22) 
- Nistkasten an Baum Nr. 74 (vor Neue Bahnhofstraße 22) 
- dichter Efeubewuchs mit Altnestern Amsel, Ringeltaube an Bäumen Nr.87, 88 und 90 (Neue Bahnhofstr. 23) 
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- Fledermauskasten an Baum Nr.92 (Flst.1181 Südteil) 
- vorjähriges Elsternest(?) auf Baum Nr.101 (Flst.1182 Neue Bahnhofstraße 24) Nordteil 
 
Es gibt auf den Grundstücken eine Vielzahl von Nebengelassen mit für Nischenbrüter geeigneten Habitaten. 
Altnester von Nischenbrütern (z.B. Hausrotschwanz, Bachstelze, Amsel, Sperling) wurden jedoch nicht fest-
gestellt.  
 
Es wurden im Plangebiet keine Anzeichen für die Nutzung der Gebäude und Nebengelasse durch Fleder-
mäuse festgestellt (keine Fluglöcher mit Kotspritzern darunter). 
 
Der größte Teil der Bäume im Plangebiet sind ca. 80-100-jährige Kiefern in waldartigen Beständen, d.h. mit 
Überhälter-Kronen in 10 bis 12m Höhe und kahlen Stämmen. 
Für Offenbrüter geeignete Heckenstrukturen gibt es an den Grundstücksrändern und im Efeubewuchs einiger 
Kiefern (s.o.) 
 
 
A.3.2   Eignung der Habitate im Planbereich als Lebensraum geschützter Tierarten 
 
Die Beurteilung der Habitate im Plangebiet erfolgt an Hand der Biotoptypenkartierung und Bewertung sowie 
des kartierten Baumbestandes im Plangebiet (siehe unter U.4.3ff.). Die Ermittlung möglicher betroffener ge-
schützter Arten auf Grund der vorhandenen Habitatstrukturen im Plangebiet kommt zu folgendem Ergebnis: 
 
Habitate im Plangebiet 
 

Nr. nach Bran-
denburgischem 
Kartierschlüs-
sel,  
Bezeichnung 
des Biotoptyps 

Teilbiotope  
 

mögliche Fortpflanzungsstät-
ten und Rückzugsräume ge-
schützte Arten 

mögliche Betroffenheit von 
Fortpflanzungsstätten und 
Rückzugsräume geschützte 
Arten durch die vorliegende 
Planung 

102502, 
Wochenend- 
und Ferienhaus-
bebauung mit 
Bäumen (PXG) 

Baumbestand (teilweise 
mit Nistkästen), vorwie-
gend Kiefer, Fichten, 
Robinen, Birken, ein-
zelne jüngere Stielei-
chen, Linden und Bu-
chen, Sträucher 

- ubiquide Freibrüter  
- ubiquide Höhlenbrüter in Höh-
lungen oder häufiger in Nistkäs-
ten 
- Sommerquartiere von Fleder-
mäusen (sofern geeignete Höh-
lungen vorhanden sind) 

- Verlust von Fortpflanzungsstät-
ten 
- Zerstörung von Gelegen und 
Tötung von Jungtieren bei Ein-
griffen in den Gehölzbestand 
während der Fortpflanzungszeit 

 Gebäude und Nebenge-
lasse, Schuppen 

- ubiquide Höhlen- und Nischen-
brüter 
- Sommerquartiere von Fleder-
mäusen (keine frostfreien Keller 
vorhanden, daher keine Winter-
quartiere von Fledermäusen) 
- Hymenopteren (z. B. Hornis-
sen) 

- Zerstörung von Gelegen / Nes-
tern und Tötung von Jungtieren 
bei Rückbau baulicher Anlagen 
während der Fortpflanzungszeit 
 

 Ablagerungen von Bau-
materialien, Holz u. ä.  

- Blindschleiche (frühere seltene 
Beobachtung) 
- Zauneidechsen wurden durch 
die Anwohner nicht beobachtet, 
Habitate sind durch den Baum-
bestand stark beschattet, Präda-
torendruck durch Katzen 

- Blindschleiche bevorzugt Laub-
humus und moosige, feuchte 
Rückzugsräume, aktuelle Vor-
kommen gemäß der vorgefun-
denen Situation im Plangebiet 
unwahrscheinlich, Rückzugs-
raum ggf. im feuchten Laubhu-
mus aufhalten, keine besondere 
Gefährdung durch Planung 

 Rasenflächen - keine geeigneten Habitate für 
Bodenbrüter, Prädatorendruck 
durch Katzen 

- keine 

 Komposthaufen - Nashornkäfer  
- Blindschleiche 

- keine besondere Gefährdung 
durch Planung 

 grabfähiger Sandboden 
(Beete)  

- keine Amphiben (zu trocken, 
keine Regenerationshabitate 
(Gewässer) im Plangebiet oder 
in der Nähe) 

- keine 

 blütenreiche Beet- 
flächen 

- Nahrungshabitat für Insekten, 
Vögel 

- keine 
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Habitate angrenzend an das Plangebiet 
 

Teilbiotope 
 

mögliche Fortpflanzungsstätten und Rückzugsräume 
geschützte Arten 

mögliche Betroffenheit von Fort-
pflanzungsstätten und Rückzugs-
räume geschützte Arten durch 
die vorliegende Planung 

Siedlungs-
gebiete 

- ubiquide Freibrüter  
- ubiquide Höhlenbrüter  
- ubiquide Nischenbrüter 
- Fledermäuse  
- Zauneidechse, Blindschleiche 
- Nashornkäfer (in Komposthaufen) 
- Amphibien, Ringelnatter, Teichmolche sofern Gartentei-
che vorhanden sind 
- Hymenopteren (z. B. Hornissen) 

- keine Betroffenheit durch die vor-
liegende Planung 

Straßen mit 
Baumbe-
stand 

- ubiquide Freibrüter  
- ubiquide Höhlenbrüter (sofern Höhlungen vorhanden sind)
- Fledermäuse (sofern Höhlungen vorhanden sind) 

- keine Betroffenheit durch die vor-
liegende Planung 

waldartige 
Bestände 
(Nadel-
bäume) 

- Freibrüter  
- Höhlenbrüter  
- Fledermäusen  
- Zauneidechse, Blindschleiche 

- keine Betroffenheit durch die vor-
liegende Planung 

 
 
A 3.3 Bedeutung des Plangebietes und der Umgebung des Plangebietes als Habitat 
 
Geschützte Biotope und geschützte Pflanzenarten wurden im Plangebiet oder dessen unmittelbarer Umge-
bung nicht festgestellt. 
Das Plangebiet liegt in einem wenig verdichteten baumreichen Wohnsiedlungsquartier und grenzt im Osten 
an Wald (Kiefernforst). Hier ist mit den entsprechenden kulturfolgenden nischen- und höhlenbrütenden Sing-
vogelarten (Ubiquisten) lichter Wälder und Parkanlagen zu rechnen. Auch Fledermäuse können in den Bäu-
men der Wohngärten und in den Gebäuden und Nebengelassen des Plangebietes Sommer- und Winterquar-
tiere haben.  
Die Gehölze in den Gärten können zudem Nistplatz für Freibrüter sein. Die Gärten können Zauneidechsen, 
die ggf. im Plangebiet Nahrungshabitate vorfinden, Verstecke und Hibernationsquartiere bieten.  
Insekten wie der Nashornkäfer oder Hornissen finden in den Siedlungsgebieten teilweise geeignete Lebens-
räume. 
Die im Plangebiet vorkommenden Arten haben ihre Lebensräume auch in den benachbarten Siedlungsgebie-
ten, die ebenfalls wenig verdichtet und baumreich sind und teilweise im benachbarten Wald. Das Plangebiet 
weist eine geringen Besiedlungsdichte und umfangreichen Baumbestand auf. In unmittelbarer Nachbarschaft 
befindet sich ein Wald (Kiefernforst). Wegen der bestehenden Nutzung des Plangebietes als Wochenend-
hausgebiet bietet es siedlungstypischen Arten einen geeigneten Lebensraum, die i. d. R. nicht selten oder 
vom Aussterben bedroht sind. Das Plangebiet hat eine mittlere bis geringe Bedeutung für die hier lebenden 
Arten. 
 
 
A 4 Artenschutzrechtliche Prüfung, Maßnahmen 
 
A 4.1 Verletzung, Tötung von Tieren oder Ihrer Entwicklungsformen (§44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG), Maß-

nahmen zur Vermeidung 
 
Abrissarbeiten 
 
Durch Abrissarbeiten könnten Verstöße gegen Verbote nach §44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung, 
Tötung von Tieren oder Ihrer Entwicklungsformen) wie folgt ausgelöst werden: 
 

- innerhalb der Brutzeit der Vögel (01.März bis 31. September):  
 - Tötung nicht flügger Jungvögel bzw. Zerstörung ihrer Gelege (Entwicklungsformen)  
 

- innerhalb der Fortpflanzungszeit von Fledermäusen (zwischen Anfang April bis Anfang September):  
 - Tötung von Jungtieren 
 
Beseitigung von Bäumen und Sträuchern 
 

Durch die Beseitigung von Bäumen (insbesondere mit Nistkästen) und Sträuchern könnten Verstöße gegen 
Verbote nach §44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung, Tötung von Tieren oder Ihrer Entwicklungsfor-
men) wie folgt ausgelöst werden: 
 

- innerhalb der Brutzeit der Vögel (01.März bis 31. September):  
 - Tötung nicht flügger Jungvögel bzw. Zerstörung ihrer Gelege (Entwicklungsformen)  
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- innerhalb der Fortpflanzungszeit von Fledermäusen (zwischen Anfang April bis Anfang September):  
 - Tötung von Jungtieren 
 
Maßnahmen zur Vermeidung:  
 
Die Beseitigung von Gehölzen und der Abriss baulicher Anlagen sind in der Fortpflanzungszeit vom  
1. März bis zum 30.September zu vermeiden.  
Innerhalb der Fortpflanzungszeit sind der Abriss von Gebäuden und die Beseitigung von Gehölzen nur zuläs-
sig, wenn durch einen Sachverständigen nachgewiesen wird, dass dort aktuell keine Fortpflanzungsstätten 
vorhanden sind und keine Verstöße nach §44 Abs. 3 BNatSchG ausgelöst werden. (siehe nachfolgend unter 
A 5.5.3) 
 
Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) regelt hierzu im §39 Abs.5: 

§ 39 Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen; Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 
… 
 (5) Es ist verboten, 
1.   die Bodendecke auf Wiesen, Feldrainen, Hochrainen und ungenutzten Grundflächen sowie an Hecken und Hängen abzu-

brennen oder nicht land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich genutzte Flächen so zu behandeln, dass die Tier- oder Pflan-
zenwelt erheblich beeinträchtigt wird, 

2.   Bäume, die außerhalb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, 
lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden oder auf 
den Stock zu setzen; zulässig sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder 
zur Gesunderhaltung von Bäumen, 

3.   Röhrichte in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September zurückzuschneiden; außerhalb dieser Zeiten dürfen Röhrichte nur 
in Abschnitten zurückgeschnitten werden, 

4.   ständig wasserführende Gräben unter Einsatz von Grabenfräsen zu räumen, wenn dadurch der Naturhaushalt, insbesondere 
die Tierwelt erheblich beeinträchtigt wird. 

 
Die Verbote des Satzes 1 Nummer 1 bis 3 gelten nicht für 
1.   behördlich angeordnete Maßnahmen, 
2.   Maßnahmen, die im öffentlichen Interesse nicht auf andere Weise oder zu anderer Zeit durchgeführt werden können, wenn 

sie 
a)   behördlich durchgeführt werden, 
b)   behördlich zugelassen sind oder 
c)   der Gewährleistung der Verkehrssicherheit dienen, 

3.   nach § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft, 
4.   zulässige Bauvorhaben, wenn nur geringfügiger Gehölzbewuchs zur Verwirklichung der Baumaßnahmen beseitigt werden 

muss. 
 
- Hinweise im Bebauungsplan 
 

VI. Hinweise zum besonderen Artenschutz 
 

Im Plangebiet vorhandene Nistkästen sind innerhalb der Brutzeit (1. März bis zum 30. September eines 
jeden Jahres) zu erhalten.  
Im Falle der Beseitigung von Bäumen oder Gebäuden mit vorhandenen Nistkästen sind die betreffenden 
Nistkästen außerhalb der o. g. Brutzeit an andere geeignete Plätze im Plangebiet umzuhängen.  
Zum Schutz von Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Tierarten hat vor der Entnahme von Bäu-
men - wie auch vor der Entnahme von Nisthilfen - und vor dem Abriss von Gebäuden eine Abstimmung 
mit der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Oberhavel zu erfolgen. 
Soweit sich aus der geplanten Entnahme von Bäumen - wie auch vor der Entnahme von Nisthilfen - und 
vor dem Abriss von Gebäuden drohende Verstöße gegen den Artenschutz ergeben, sind in Abstimmung 
mit der unteren Naturschutzbehörde hierzu vorgezogene Kompensationsmaßnahmen durch das An-
bringen und dauerhafte Erhalten von zusätzlichen Nisthilfen bzw. die Schaffung von Ersatzbiotopen 
umzusetzen.  

 
 
A 4.2 Erhebliches Stören von Tieren während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-,  
 Überwinterungs- und Wanderungszeiten (§ 44 Abs.1 Nr.2 BNatSchG) 
 
Eine Störung ist dann erheblich, wenn sich durch sie der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert. Nach LANA (2009) ist dies der Fall, wenn sich „als Folge der Störung die Größe oder der 
Fortpflanzungserfolg der lokalen Population signifikant und nachhaltig verringert“ (LANA 2009). Bei landesweit 
seltenen Arten, die geringe Populationsgrößen aufweisen, wäre eine signifikante Verschlechterung bereits 
anzunehmen, wenn die Fortpflanzungsfähigkeit, der Reproduktionserfolg oder die Überlebenschancen einzel-
ner Individuen beeinträchtigt oder gefährdet wäre. 
Hingegen führen kleinräumig wirksame Störungen einzelner lndividuen bei häufigen und weit verbreiteten Ar-
ten im Regelfall nicht zu einem Verstoß gegen das Störungsverbot.  
 

Im Plangebiet ist wegen der bestehenden baulichen Nutzung nicht mit Arten zu rechnen, die extrem selten, 
sehr selten oder selten sind. Für die im Plangebiet zu erwartenden geschützten Arten wird ein Verstoß gegen 
§44 Abs.1 Nr.2 BNatSchG (Störungsverbot) durch die Umsetzung des Bebauungsplanes voraussichtlich auch 
deshalb nicht ausgelöst, da ihre lokalen Populationen nicht an das Plangebiet gebunden sind. 
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A 4.3 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§44 Abs.1 Nr.3 

BNatSchG), Maßnahmen zur Vermeidung 
 
Die Prüfung möglicher Verstöße gegen § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG erfolgt nach dem Status der Fortpflan-
zungsstätte gemäß den Kriterien des MUGV für Vogelarten, bei denen  
 

- [1]  das Nest oder - insofern kein Nest gebaut wird - der Nistplatz geschützt ist oder  
- [2]  i.d.R. ein System aus Haupt- und Wechselnest(ern) geschützt sind oder  
- [2a]  ein System mehrerer, i.d.R. jährlich abwechselnd genutzter Nester/Nistplätze geschützt sind.  
 
Abrissarbeiten, Beseitigung von Bäumen und Sträuchern 
 
Durch Abrissarbeiten könnten Verstöße gegen Verbote nach §44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Entnahme, Be-
schädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) wie folgt ausgelöst werden: 
 
- Brutvögel: Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Brutvögeln, de-
ren Nest oder - insofern kein Nest gebaut wird - der Nistplatz geschützt ist 
 
Maßnahmen zur Vermeidung 
 
- Vor der Durchführung von Abrissarbeiten oder Eingriffen in den Gehölzbestand ist zu durch einen Sachver-
ständigen im Einzelfall zu prüfen, ob außerhalb von Nistkästen geschützte Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
betroffen sind. Sollte dies der Fall sein, sind in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde geeignete 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen umzusetzen. 
 
- Hinweise im Bebauungsplan 
 

VI. Hinweise zum besonderen Artenschutz 
Im Plangebiet vorhandene Nistkästen sind innerhalb der Brutzeit (1. März bis zum 30. September eines 
jeden Jahres) zu erhalten.  
Im Falle der Beseitigung von Bäumen oder Gebäuden mit vorhandenen Nistkästen sind die betreffenden 
Nistkästen außerhalb der o. g. Brutzeit an andere geeignete Plätze im Plangebiet umzuhängen.  
Zum Schutz von Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Tierarten hat vor der Entnahme von Bäu-
men - wie auch vor der Entnahme von Nisthilfen - und vor dem Abriss von Gebäuden eine Abstimmung 
mit der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Oberhavel zu erfolgen. 
Soweit sich aus der geplanten Entnahme von Bäumen - wie auch vor der Entnahme von Nisthilfen - und 
vor dem Abriss von Gebäuden drohende Verstöße gegen den Artenschutz ergeben, sind in Abstimmung 
mit der unteren Naturschutzbehörde hierzu vorgezogene Kompensationsmaßnahmen durch das An-
bringen und dauerhafte Erhalten von zusätzlichen Nisthilfen bzw. die Schaffung von Ersatzbiotopen 
umzusetzen.  

 
 
A 4.4 Vermeidung von Barrierewirkungen 
 
Das Plangebiet bietet bisher Igeln einen geeigneten Lebensraum. Auch eine Nutzung des Plangebietes für die 
Wanderung von Amphibien kann nicht ausgeschlossen werden.  
Bisher weist das Plangebiet Grundstückseinfriedungen auf, die für die betreffenden Tiere einen Durchschlupf 
ermöglichen. Um im Zusammenhang der geplanten wohnbaulichen Nutzung des Plangebietes weiterhin Bar-
rierewirkungen für Kleinsäuger und Amphibien zu vermeiden, ist folgende textliche Festsetzung geplant: 
 
(2) Im Plangebiet sind Einfriedungen so herzustellen, dass über Gelände Öffnungen als Durchschlupf für Am-
phibien und Kleinsäuger mit einem lichten Öffnungsmaß von mindestens 10cm im Durchmesser und einer 
Anzahl von mindestens 1 Stck. je lfd. m vorhanden sind. 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte zum Entwurf des mit gleichem Inhalt für das Plangebiet zuvor gemäß §13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplans GML Nr. 47 (siehe unter 2.1) mit Schreiben vom 03.06.2022 mit und 
bestätigte dies mit Schreiben vom 01.07.2024 zum Entwurf des hier vorliegenden Bebauungsplanes: 
: 

2. Belange des Fachbereiches Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
2.1 Weiterführende Hinweise 
 
2.1.1 Hinweise der unteren Naturschutzbehörde 
(…) 
Die Angaben zum Besonderen Artenschutz des Planungsbüros Ludewig werden geteilt. Die Hinweise zum Beson-
deren Artenschutz werden begrüßt.(…) 
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Rechtliche Grundlagen, Quellen 
 
Rechtliche Grundlagen des Bebauungsplanes 
- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch 

Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist 
- Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die 

zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist  
- Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) In der Fassung der Bekanntmachung vom 15. November 2018 

(GVBl.I/18, [Nr. 39]) zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. September 2023 (GVBl.I/23, [Nr. 18]) 
- Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 

vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 
 
Weiterführende rechtliche Grundlagen 
- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I 

S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert 
worden ist 

- Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 290 der Verordnung 
vom19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist 

- Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (Brandenburgisches Naturschutz-
ausführungsgesetz - BbgNatSchAG) vom 21. Januar 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 3], S., ber. GVBl.I/13 [Nr. 21]), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. September 2020 (GVBl.I/20, [Nr. 28]) 

- Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz - BbgDSchG - vom 24.05.2004 (GVBI. Bbg. Nr.9 vom 24. 05. 
2004, S. 215) 

- Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), 
das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2873) geändert worden 
ist 

- Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen vom 26. Januar 2010 (BGBl. I S. 38), die zuletzt 
durch Artikel 105 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 132) geändert worden ist (1. BImschV) 

- Landesimmissionsschutzgesetz (LImschG) In der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juli 1999 
(GVBl.I/99, [Nr. 17], S.386) zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 8. Mai 2018 (GVBl.I/18, [Nr. 
8], S.17) 

- Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum 
Schutz gegen Lärm – TA Lärm) Vom 26. August 1998 (GMBl Nr. 26/1998 S. 503) Fundstelle: GMBl 1998 Nr. 
26, S. 503 geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 01.06.2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5)  

- Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
19.Juni 2020 (BGBl. I S. 1408) geändert worden ist 

- Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) [1] In der Fassung der Bekanntmachung vom 2. März 2012 
(GVBl.I/12, [Nr. 20]) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Dezember 2017 (GVBl.I/17, [Nr. 
28]) 

- Brandenburgisches Straßengesetz (BbgStrG) In der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 
(GVBl.I/09, [Nr. 15], S.358) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 
(GVBl.I/18, [Nr. 37], S.3)  

- Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007(GVBI. l S. 235) 
-  Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) in der Fassung der Verordnung 

vom 29.04.2019, (GVBl. II - 2019, Nr. 35), in Kraft getreten mit Wirkung vom 01.07.2019 
- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan II Windenergienutzung" (ReP-

Wind) vom 5. März 2003 (ABI. S. 843) (Hinweis: Der Regionalvorstand der Regionalen Planungsgemein-
schaft Prignitz-Oberhavel (RPG) hat in der Sitzung 1/2018 am 21. März 2018 die Festlegung getroffen, 
dass der Regionalplan Prignitz-Oberhavel – Sachlicher Teilplan Windenergienutzung von 2003 nicht weiter 
angewendet wird.) 

- Regionalplan Prignitz-Oberhavel, - Sachlicher Teilplan „Rohstoffsicherung / Windenergienutzung" (ReP-
RW) Satzungsbeschluss vom 24. November 2010 und Teilgenehmigung (ohne Windenergie und Vorbe-
haltsgebiet Nr. 65 „Velten“ vom 14.02.2012) (ABI. 2012 S. 1659) 

- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Freiraum und Windenergie" (ReP 
FW) vom 21. November 2018 (teilweise genehmigt mit Ausnahme Windenergie, noch nicht in Kraft) 

- Sachlicher Teilplan "Grundfunktionale Schwerpunkte" vom 8. Oktober 2020 (mit Bekanntmachung der Ge-
nehmigung im Amtsblatt für Brandenburg- Nr. 51 vom 23. Dezember 2020 in Kraft getreten)  

- Regionalplan Prignitz-Oberhavel, sachlicher Teilplan "Windenergienutzung" (ReP Wind), Entwurf vom 8. Juni 
2021 

- Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 405) geändert worden ist (Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 2023) 
- Gebäudeenergiegesetz vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 16. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 280) geändert worden ist 
- Seveso-III-Richtlinie - RICHTLINIE 2012/18/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung 
und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates 
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- Störfall-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. März 2017 (BGBl. I S. 483), die zuletzt 
durch Artikel 107 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist 

- Satzung über die Herstellung notwendiger Stellplätze in der Gemeinde Mühlenbecker Land vom 08. August 
2005  

- 1. Änderungssatzung zur Satzung der Gemeinde Mühlenbecker Land über die Herstellung notwendiger Stell-
plätze (Stellplatzsatzung), 25.09.2013 

- Satzung der Gemeinde Mühlenbecker Land zum Schutz von Bäumen und Sträuchern und zur Festlegung 
von Nachpflanzungen (Gehölzschutzsatzung) Beschluss vom 08.05.2017 

- Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet "Westbarnim vom 10. Juli 1998 (GVBl.II/98, [Nr. 20], S.482) 
zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 29. Januar 2014 (GVBl.II/14, [Nr. 05])   

- Naturpark „Barnim“ (Erklärung des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung Brandenburg 
vom 24.09.1998) 

 
Quellen 
- Flächennutzungsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land, OT Schildow (in Kraft getreten 16.09.2003) Ar-

chitekturbüro KKG Kempf Kempchen Güldenberg Planungsgesellschaft mbH, Berlin 
- Vorentwurf des Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land vom 21.03.2016, Spath + Nagel, Büro 

für Städtebau und Stadtforschung, Berlin 
- Vorentwurf des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Mühlenbecker Land vom 21.03.2016, Spath + Nagel, 

Büro für Städtebau und Stadtforschung, Berlin 
- Angaben zu Schutzgebieten nach dem Naturschutzrecht und Darstellungen: Kartendienst des Landesam-

tes für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Landesumweltamt Brandenburg. Kartengrundlage: 
Landesvermessung und Geobasisinformation Brandenburg 

- Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung HVE des Ministeriums für ländliche Entwicklung, Umwelt und 
Verbraucherschutz des Landes Brandenburg vom April 2009. 

- Fachinformationssystem Boden, (Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe, www.geo-branden-
burg.de) 

- Hydrogeologischen Karte Brandenburg, (Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe, www.geo-bran-
denburg.de) 

- Biotoptypenkartierung Brandenburg, Kartieranleitung Landesumweltamt Brandenburg 
- Webseite des Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung https://www.metaver.de/karten-

dienste?lang=de&topic=anbieter&bgLayer=webatlasde_light&X=5846231.46&Y=794311.75&zoom=9&lan-
guage=ger||bimschg||1.3.0||&layers_visibi-
lity=false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,
false,false,false (letzter Zugriff 10.07.2018) 

- MetadatenVerbund (MetaVer), dem gemeinsamen Metadatenportal der Länder Brandenburg, Freie Hanse-
stadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Saarland und Sachsen-Anhalt 
(https://metaver.de/hintergrundinformationen) 

- Internethandbuch Arten des Bundesamtes für Naturschutz, http://www.ffh-anhang4.bfn.de/ mit Stand vom 
04.02.2015 

- LUGV Brandenburg: Naturschutz und Landschaftspflege in Brandenburg 17.Jg. Heft 2,3 2008 Säugetier-
fauna des Landes Brandenburg - Teil 1: Fledermäuse. 

- Arbeitshilfe Artenschutz und Bebauungsplanung, erstellt im Auftrag des Ministeriums für Infrastruktur und 
Raumordnung des Landes Brandenburg - Referat 23 - von Rechtsanwalt Dr. Eckart Scharmer und Rechts-
anwalt Dr. Matthias Blessing, Stand: 13.01.2009 

- Denkmalliste des Landes Brandenburg, 
- Integriertes Klimaschutzkonzept Gemeinde Mühlenbecker Land (seecon Ingenieure GmbH, Berlin, 

30.03.2018) 
- Vollzug des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG, 4. Änderung der Übersicht: "Angaben zum Schutz der Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten der in Brandenburg heimischen Vogelarten" vom 2. November 2007 zuletzt geän-
dert durch Erlass vom Januar 2011 Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des 
Landes Brandenburg, 02.10.2018 

 - Rote Liste der Brutvögel Fünfte gesamtdeutsche Fassung, veröffentlicht im August 2016 
https://www.nabu.de/tiere-und-pflanzen/voegel/artenschutz/rote-listen/10221.html (Einsichtnahme 
02.09.2019) 
- Rote Liste und Liste der Brutvögel des Landes Brandenburg 2008   
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(Festsetzungen unverändert gegenüber BP GML Nr. 47 „Wohnbebauung Fuchsgasse-Ottostraße“, Satzung Juli 2022) 
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Textliche Festsetzungen gem. §9 BauGB i.V.m. BauNVO und BbgBO 
 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1.  Art der baulichen Nutzung (§9 BauGB, BauNVO) 
 

Für die gemäß Planzeichnung festgesetzten Baugebietsflächen des reinen Wohngebietes WR gemäß §3 
BauNVO wird festgesetzt: 
 

(1) Allgemein zulässig sind Nutzungen nach §3 Abs.2 BauNVO. Das sind: 
1.  Wohngebäude, 
2.  Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienen. 

 

(2) Gem. §1 Abs.6 BauNVO wird bestimmt, dass folgende Ausnahme nach §3 Abs.3 BauNVO nicht Be-
standteil des Bebauungsplanes werden: 

1.  Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen Bedarfs für die Be-
wohner des Gebiets dienen, sowie kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

2.   sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets die-
nende Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 
 
2.  Maß der baulichen Nutzung (§9 BauGB, BauNVO) 
 
2.1 Größe der Grundflächen baulicher Anlagen  
  (§9 Abs.1 Nr.1. BauGB, § 16 Abs.2 Nr.1. BauGB 
 

(1) Für die in der Planzeichnung mit 1 bis 13 bezeichneten überbaubaren Grundstücksflächen werden die 
zulässigen Grundflächen baulicher Anlagen sowie die zulässigen Überschreitungen durch Grundflächen ge-
mäß § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO auf den zugehörigen Baugrundstücken wie folgt festgesetzt: 
 
Bezeichnung 
der überbauba-
ren Grund-
stücksfläche 

maximal zulässige 
Grundfläche bauli-
cher Anlagen (GR) 

maximal zulässige Überschreitung durch 
Grundflächen gemäß § 19 Abs. 4 Satz 1 
BauNVO auf den zugehörigen Baugrund-
stücken 

1 120 m² 90 m² 
2 120 m² 90 m² 
3 120 m² 90 m² 
4 82 m² 40 m² 
5 120 m² 90 m² 
6 120 m² 75 m² 
7 120 m² 75 m² 
8 120 m² 65 m² 
9 120 m² 65 m² 

10 116 m² 59 m² 
11 116 m² 59 m² 
12 110 m² 54 m² 
13 110 m² 54 m² 

 
(2) Eine Überschreitung der unter (1) festgesetzten Grundfläche baulicher Anlagen (GR) ist ausnahmsweise 
zulässig, wenn die baulichen Anlagen vor dem Datum des Aufstellungsbeschlusses (21.09.2020) bestanden 
und im Falle einer Neubebauung die zu diesem Zeitpunkt vorhandenen Grundflächen baulicher Anlagen auf 
dem betreffenden Baugrundstück insgesamt nicht überschritten werden. 
 

2.2 Zahl der Vollgeschosse (§9 Abs.1 Nr.1. BauGB §16 Abs.2 Nr.3. BauNVO) 
 

Für die gemäß Planzeichnung festgesetzten Baugebietsflächen des reinen Wohngebietes wird festgesetzt: 
 

Zahl der Vollgeschosse als Obergrenze: II Vollgeschosse 
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2.3  Höhe baulicher Anlagen (§9 Abs.3 BauGB) 
 
Für das Plangebiet werden die maximal zulässigen Gebäudehöhen wie folgt festgesetzt:  
 
Bezeichnung der 
überbaubaren 
Grundstücksfläche 

zu Grunde gelegte Geländehöhe in 
m über NHN im Deutschen Haupt-
höhennetz DHHN 2016 für die über-
baubaren Grundstücksflächen 

maximal zulässigen Gebäude-
höhen in m über NHN im 
Deutschen Haupthöhennetz 
DHHN 2016 

1 unter 58,5 67,5 
2 unter 58,5 67,5 
3 unter 58,5 67,5 
4 unter 58,5 67,5 
5 unter 58,5 67,5 
6 58,5 bis unter 59,0 68,0 
7 unter 58,5 67,5 
8 59,0 bis unter 59,5 68,5 
9 unter 58,5 67,5 

10 59,5 bis unter 60,0 69,0 
11 58,5 bis unter 59,0 68,0 
12 59,5 bis unter 60,0 69,0 
13 58,5 bis unter 59,0 68,0 

 
Die in der Planzeichnung festgesetzten Gebäudehöhen dürfen durch technische Anlagen wie Schornsteine, 
Entlüftungen oder Anlagen für die Nutzung regenerativer Energien um maximal 1m überschritten werden. 
 
 
3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§9 Abs.1 Nr.2. BauGB, BauNVO) 
 
(1) Es wird eine offene Bauweise gemäß §22 Abs.2 BauNVO festgesetzt.  
(Festsetzung gemäß §22. Abs.2 BauNVO) 
 

(2) Es sind nur Einzelhäuser zulässig. (Festsetzung gemäß §22. Abs.2 BauNVO) 
 

(3) Innerhalb der Flächen zwischen den tatsächlichen Straßengrenzen der an das Plangebiet angrenzenden 
Straßen und einem Abstand von 4m von den tatsächlichen Straßengrenzen ist die Errichtung von Nebenan-
lagen, die Gebäude sind oder von denen gebäudegleiche Wirkungen ausgehen (einschließlich Carports) un-
zulässig. (Festsetzung gemäß §23. Abs.5 BauNVO) 
 
4.  Versickerung von Niederschlagswasser (§9 Abs.1 Nr.14. BauGB) 
 

Das von den bebauten Grundflächen anfallende Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück, auf dem es 
anfällt, zurückzuhalten bzw. zu versickern. 
 
 
5.  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  
  (§9 Abs.1 Nr.20 BauGB, §1a BauGB) 
 
(1) Stellplätze und deren Zufahrten sind mit einem dauerhaft wasser- und luftdurchlässigen Aufbau auszufüh-
ren. 
(2) Im Plangebiet sind Einfriedungen so herzustellen, dass über Gelände Öffnungen als Durchschlupf für Am-
phibien und Kleinsäuger mit einem lichten Öffnungsmaß von mindestens 10cm im Durchmesser und einer 
Anzahl von mindestens 1 Stck. je lfd. m vorhanden sind. 
 
 
6. Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(§9 Abs. 1 Nr. 24. BauGB) 
 

Gemäß § 19 der 1. BImSchV müssen die Austrittsöffnungen von Schornsteinen bei Feuerungsanlagen für 
feste Brennstoffe, die errichtet oder wesentlich geändert werden,  
 

1. bei Dachneigungen 
a)   bis einschließlich 20 Grad den First um mindestens 40 Zentimeter überragen oder von der Dachflä-
che mindestens 1 Meter entfernt sein, 
b)   von mehr als 20 Grad den First um mindestens 40 Zentimeter überragen oder einen horizontalen 
Abstand von der Dachfläche von mindestens 2 Meter und 30 Zentimeter haben; 
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2.   bei Feuerungsanlagen mit einer Gesamtwärmeleistung bis 50 Kilowatt in einem Umkreis von 15 Metern 
die Oberkanten von Lüftungsöffnungen, Fenstern oder Türen um mindestens 1 Meter überragen. 
 

Um auf den Grundstücken im Plangebiet bei einer zweigeschossigen Bebauung erhebliche Immissionsbelas-
tungen über Lüftungsöffnungen, Fenstern oder Türen zu vermeiden, müssen die Austrittsöffnung von Schorn-
steinen bei Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe mit einer Gesamtwärmeleistung bis 50 Kilowatt folgende 
Mindesthöhen zusätzlich zur Einhaltung der Anforderungen gemäß § 19 der 1. BImSchV aufweisen: 
 

Bezeichnung der 
überbaubaren 
Grundstücksflä-
che 

Mindesthöhen von Austrittsöffnungen von Schornsteinen bei Feue-
rungsanlagen für feste Brennstoffe mit einer Gesamtwärmeleistung 
bis 50 Kilowatt in m über NHN im DHHN 2016 zusätzlich zur Einhal-
tung der Anforderungen gemäß § 19 der 1. BImSchV 

1 65,5 
2 65,5 
3 66,0 
4 - 
5 - 
6 66,5 
7 65,5 
8 67,0 
9 66,0 

10 67,0 
11 66,0 
12 67,0
13 66,0 

 

Eine Unterschreitung der festgesetzten Mindesthöhen von Austrittsöffnung von Schornsteinen ist ausnahms-
weise zulässig, wenn im Umkreis von 15 Metern vom betreffenden Schornstein keine in der Planzeichnung 
des Bebauungsplanes festgesetzte benachbarte überbaubare Grundstücksfläche betroffen ist. 
 
 
II. Örtliche Bauvorschriften gemäß §87 Abs.1 BbgBO 
 
(1) Straßenseitige Grundstückseinfriedungen sind im Plangebiet nur mit einem Öffnungsanteil von mindestens 
50% der Ansichtfläche zulässig. Hecken als Grundstückseinfriedungen sind zulässig. 
 
(2) Die Anlage von Schottergärten ist im Plangebiet unzulässig. 
 
 
III. Nachrichtliche Übernahme gemäß §9 Abs.6 BauGB 
 

(1) Für das Plangebiet gilt die Satzung über die Herstellung notwendiger Stellplätze in der Gemeinde Mühlen-
becker Land (Stellplatzsatzung) in der jeweils gültigen Fassung. 
 

(2) Für das Plangebiet gilt die Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Gemeinde Mühlenbecker Land 
(Baumschutzsatzung) in der jeweils gültigen Fassung. 
 
 
IV. Hinweise zum besonderen Artenschutz 
 

Im Plangebiet vorhandene Nistkästen sind innerhalb der Brutzeit (1. März bis zum 30. September eines jeden 
Jahres) zu erhalten.  
Im Falle der Beseitigung von Bäumen oder Gebäuden mit vorhandenen Nistkästen sind die betreffenden Nist-
kästen außerhalb der o. g. Brutzeit an andere geeignete Plätze im Plangebiet umzuhängen.  
Zum Schutz von Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Tierarten hat vor der Entnahme von Bäumen - 
wie auch vor der Entnahme von Nisthilfen - und vor dem Abriss von Gebäuden eine Abstimmung mit der 
unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Oberhavel zu erfolgen. 
Soweit sich aus der geplanten Entnahme von Bäumen - wie auch vor der Entnahme von Nisthilfen - und vor 
dem Abriss von Gebäuden drohende Verstöße gegen den Artenschutz ergeben, sind in Abstimmung mit der 
unteren Naturschutzbehörde hierzu vorgezogene Kompensationsmaßnahmen durch das Anbringen und dau-
erhafte Erhalten von zusätzlichen Nisthilfen bzw. die Schaffung von Ersatzbiotopen umzusetzen. 
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Anlagen 
 
 

Satzung der Gemeinde Mühlenbecker Land über die Herstellung notwendiger Stellplätze (Stellplatzsatzung)  
 
Aufgrund des § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der Neufassung vom 10. Oktober 2001 
(GVBI. I S. 154) zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. März 2004 (GVBI. I S. 59) in Verbindung mit § 81 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 der  Brandenburgischen  Bauordnung  vom  16. Juli 2003 (GVBI. II S. 210), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 9. Oktober 2003 (GVBI. I S. 273), hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Mühlenbecker Land in öffentli-
cher Sitzung am 19.09.2005 folgende Satzung in der Fassung vom 08. August 2005 beschlossen:  
 

§ 1 Geltungsbereich  
(1) Die Satzung gilt im gesamten Gemeindegebiet.  
(2) Die Satzung gilt für die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen sowie anderen Anlagen, 

bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeugen zu erwarten ist.  
 

§ 2 Pflicht zur Herstellung notwendiger Stellplätze  
(1) Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen müssen die notwendigen Stellplätze 

gemäß den Richtzahlen für den Stellplatzbedarf nach Anlage 1 dieser Satzung hergestellt werden.  
Der Nachweis der fertiggestellten Stellplätze ist der Gemeinde vor Abnahme des Bauvorhabens schriftlich anzuzeigen.  

(2) Bei Nutzungsarten, die in den Richtzahlen für den Stellplatzbedarf nach Anlage 1 nicht genannt sind, ist der Stellplatz-
bedarf unter sinngemäßer Berücksichtigung der Richtzahlen für Nutzungsarten mit vergleichbarem Stellplatzbedarf zu 
ermitteln.  

(3) Bei baulichen Anlagen mit regelmäßigem An- und Auslieferungsverkehr kann zusätzlich eine ausreichende Anzahl von 
Stellplätzen für Lastkraftwagen verlangt werden.  

(4) Bei baulichen Anlagen, bei denen ein Besucherverkehr mit Autobussen oder Motorrädern zu erwarten ist, kann zusätz-
lich eine ausreichende Anzahl von Stellplätzen für Autobusse oder Motorräder verlangt werden.  

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung anderer Anlagen, bei 
denen ein Zu- oder Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeugen zu erwarten ist. 

 

§ 3 Ermittlung des Stellplatzbedarfs bei der Errichtung einer baulichen Anlage  
(1) Soweit der Stellplatzbedarf nach der Hauptnutzfläche zu bemessen ist, sind die Flächen nach DIN 277 in der jeweils 

gültigen Fassung zu ermitteln.  
(2) Bei baulichen Anlagen mit unterschiedlicher Nutzung ist der Bedarf für die jeweilige Nutzungsart getrennt zu ermitteln 

(vergleiche Anlage 1 dieser Satzung). Erfolgen unterschiedliche Nutzungen zu verschiedenen Tageszeiten, so ist eine 
zeitlich gestaffelte Mehrfachnutzung der Stellplätze zulässig. Eine Mehrfachnutzung darf sich zeitlich nicht überschnei-
den; bei Mehrfachnutzung ist die Nutzungsart mit dem größten Stellplatzbedarf maßgebend.  

 

§ 4 Ermittlung des Stellplatzbedarfs bei der Änderung oder Nutzungsänderung baulicher Anlagen  
(1) Bei der Änderung oder Nutzungsänderung einer baulichen Anlage ist der Stellplatzbedarf neu zu ermitteln. 
(2) Der Bestand an vorhandenen oder durch Stellplatzablösevertrag abgelösten notwendigen Stellplätzen wird angerech-

net.  
(3) Ist der Bestandschutz für eine bauliche Anlage vor der Änderung oder Nutzungsänderung der baulichen Anlage erlo-

schen, erfolgt die Ermittlung des Stellplatzbedarfs nach § 2 ff dieser Satzung.  Dies gilt entsprechend, wenn es sich 
um eine früher militärisch genutzte bauliche Anlage handelt, die mit Aufgabe der militärischen Nutzung erstmals unter 
die gemeindliche Planungshoheit und den Anwendungsbereich der Brandenburgischen Bauordnung gefallen ist.  

 

§ 5 Zulassung einer Abweichung von den Richtzahlen; Minderung des Stellplatzbedarfs  
(1) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze kann erhöht oder verringert werden, wenn die örtlichen Verhältnisse des Bau-

grundstückes oder die besondere Art, Nutzung oder Änderung der baulichen Anlage dies erfordern oder zulassen.  
(2) Eine Minderung von maximal 20 Prozent kann im Einzelfall zugelassen werden, wenn das Vorhaben in nicht mehr als 

300 m fußläufiger Entfernung von den Haltestellen regelmäßig verkehrender öffentlicher Personennahverkehrsmittel 
entfernt liegt.  
Regelmäßig verkehrt ein Personennahverkehrsmittel, wenn es in der Zeit von 6 Uhr bis 22 Uhr in einer Taktfolge von 
maximal 20 Minuten verkehrt.  

(3) Eine Minderung des Stellplatzbedarfs ist nicht zulässig, wenn notwendige Stellplätze ganz oder teilweise nach § 43 
Abs. 3 der Brandenburgischen Bauordnung abgelöst werden (Stellplatzablösevertrag).  

 

§ 6 Ordnungswidrigkeiten  
Ordnungswidrig im Sinne von § 79 Abs. 3 Nr. 2 BbgBO handelt, wer  
1. notwendige Stellplätze im Sinne des § 2 dieser Satzung nicht errichtet oder  
2. bereits errichtete notwendige Stellplätze im Sinne dieser Satzung beseitigt  oder  
 

§ 7 In-Kraft-Treten  
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
Mühlenbecker Land, den 25.10.2005  
gez. Brietzke  Siegel    
Bürgermeister      
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1. Änderungssatzung zur Satzung der Gemeinde Mühlenbecker Land über die Herstellung notwendiger 
Stellplätze (Stellplatzsatzung) 

 
Gender  
Bei allen personenbezogenen Bezeichnungen, meint die Formulierung beide Geschlechter, unabhängig von 
der in der Formulierung verwendeten konkreten Geschlechtsbezeichnung.  
 

Artikel 1 
Anlage 1 – Richtzahlen für den Stellplatzbedarf, Nr. 8.4. wird wie folgt geändert:  
 
Nr.          Nutzungsarten                                Zahl der Stellplätze  
8.4.        Kindergärten, Kindertagesstätten     1 je Gruppenraum  
 

Artikel 2 
Die 1. Änderungssatzung zur Satzung der Gemeinde Mühlenbecker Land über die Herstellung notwendiger 
Stellplätze (Stellplatzsatzung) tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
Gemeinde Mühlenbecker Land, den 25.09.2013  
 
Smaldino-Stattaus     
Bürgermeister 
 
 
Stellplatzablösesatzung der Gemeinde Mühlenbecker Land  
  
Aufgrund des § 5 Abs. 1 und der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der Neufassung vom 10. 
Oktober 2001 (GVBI.I S. 154) zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. März 2004 (GVBI. I S. 
59) in Verbindung mit § 81 Abs. 4 Nr. 3 der Brandenburgischen Bauordnung vom 16. Juli 2003  (GVBI. I S. 
210), geändert durch Gesetz vom 09. Oktober 2003 (GVBI. I S. 273), hat die Gemeindevertretung der Ge-
meinde Mühlenbecker Land in öffentlicher Sitzung am 19.09.2005 folgende Satzung in der Fassung vom 08. 
August 2005 beschlossen. 
  
§ 1Geltungsbereich  
  
(1) Die Satzung gilt im gesamten Gemeindegebiet  
 
§ 2 Ablösebetrag je Stellplatz  
 
(1) Stimmt die Gemeinde zu, dass der Bauherr seine Verpflichtung zur Errichtung der notwendigen Stellplätze 
durch öffentlich-rechtlichen Vertrag nach § 43 Abs. 3 der Brandenburgischen Bauordnung durch Zahlung eines 
Geldbetrages ablöst, ist je abzulösenden Stellplatz folgender Ablösebetrag zu zahlen:  
  
3.500 Euro  
  
§ 3 Zahlung, Sicherheitsleistung, Vollstreckungsunterwerfung  
  
(1) Der Ablösevertrag ist mit dem Bauantrag zur Genehmigung einzureichen.  
  
(2)  Mit Abschluss des Stellplatzablösevertrages hat der Bauherr Sicherheit durch selbstschuldnerische Bank-
bürgschaft eines der deutschen Bankaufsicht unterliegenden Kreditinstitutes zu leisten.  
  
(3)  Der Anspruch der Gemeinde auf Zahlung des im Stellplatzablösevertrages vereinbarten Geldbetrages 
entsteht mit Baubeginn. 
Der Baubeginn ist der Gemeinde ohne Aufforderung anzuzeigen.  
  
 § 4 In-Kraft-Treten  
  
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
   
Mühlenbecker Land, den 25.10.2005  
  
gez. Brietzke  
Bürgermeister                                     Siegel  
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